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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Klimaschutz und Energie (25. Ausschuss) 

zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
– Drucksache 20/14235 – 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsrechts zur 
Vermeidung von temporären Erzeugungsüberschüssen 

A. Problem 

Der zügige Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutschland und der im Zuge 
der Energiewende massiv steigende Strombedarf erfordern Vorkehrungen für ei-
nen sicheren Betrieb des Stromnetzes sowie beschleunigte und transparente Netz-
anschlussprozesse. Zuletzt sind vermehrt Zeiten temporärer Erzeugungsüber-
schüsse aufgetreten. Der Strom findet zu normalen Preisen dann keine Nachfrage 
mehr und wird zu teilweise stark negativen Preisen verkauft. Diese negativen 
Preise erhöhen die Kosten der Förderung der erneuerbaren Energien und des 
Stromsystems insgesamt. 

Der Gesetzentwurf sieht unter anderem Regelungen vor, die die Flexibilität im 
Stromsystem erhöhen sollen. Insbesondere wird im EEG die Direktvermarktung 
ausgeweitet und entbürokratisiert und es werden die Regelungen zur Vergütung 
von EE-Anlagen in Zeiten negativer Preise angepasst sowie die Vermarktung 
kleinerer Anlagen durch die Übertragungsnetzbetreiber reformiert. 

B. Lösung 

Ergänzung des Gesetzentwurfs um Regelungen zur Verlängerung der De-Mini-
mis-Ausnahme von entflechtungsrechtlichen Vorgaben für Ladesäulen. 

Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, CDU/CSU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktionen der FDP und AfD und der Gruppe Die Linke. 

C. Alternativen 

Keine. Um temporären Erzeugungsüberschüssen schnellstmöglich begegnen zu 
können, ist die im Entwurf anvisierte Erhöhung der Flexibilität im Stromsystem 
und die zunehmende Übernahme von Funktionen für die Systemsicherheit durch 
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die EE erforderlich. Der Entwurf dient zudem teilweise der Umsetzung Europäi-
schen Rechts, das eine Anpassung des nationalen Rechtsrahmens innerhalb der 
vorgegebenen Umsetzungsfristen erforderlich macht. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Wurden im Ausschuss nicht erörtert.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Wurde im Ausschuss nicht erörtert.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Wurde im Ausschuss nicht erörtert.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Wurde im Ausschuss nicht erörtert. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Wurde im Ausschuss nicht erörtert.

F. Weitere Kosten

Dem Erfüllungsaufwand für den Smart-Meter-Rollout steht des Weiteren ein 
deutlich überwiegender volkswirtschaftlicher Nutzen gegenüber, welcher nach 
gutachterlichen Schätzungen im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Klimaschutz je nach künftiger Entwicklung der Energiewende zwischen 2 
und 11 Milliarden Euro beträgt. Dieser Nutzen kommt indirekt über Einsparungen 
bei Netzentgelten und Strompreis auch den Stromkunden zugute. 

Darüber hinaus sind keine sonstigen direkten oder indirekten Kosten zu erwarten. 
Auswirkungen auf Einzelpreise oder das Preisniveau, insbesondere das Verbrau-
cherpreisniveau, lassen sich derzeit nicht abschätzen. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 20/14235 in der aus der nachstehenden Zu-
sammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Berlin, den 29. Januar 2025 

Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

Katrin Zschau 
Vorsitzende 

Dr. Ingrid Nestle 
Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsrechts zur Vermeidung von tempo-
rären Erzeugungsüberschüssen 
– Drucksache 20/14235 – 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Klimaschutz und Energie (25. Ausschuss) 

Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Energiewirtschaftsrechts zur Ver-
meidung von temporären Erzeugungs-

überschüssen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Energiewirtschaftsrechts zur Ver-
meidung von temporären Erzeugungs-

überschüssen 

Vom ... Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 
(BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch … [einset-
zen: Datum und Fundstelle der letzten Änderung] ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 
(BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel … 
des Gesetzes vom … [einsetzen: Datum und Fund-
stelle der letzten Änderung] geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 
§ 13k folgende Angabe eingefügt: 

1. u n v e r ä n d e r t  

„§ 13l Umrüstung einer Erzeugungsanlage zu 
einem Betriebsmittel zur Bereitstellung 
von Blind- und Kurzschlussleistung so-
wie von Trägheit der lokalen Netzstabili-
tät; Betrieb des Betriebsmittels“. 

 

2. Nach § 12 Absatz 2 werden die folgenden Ab-
sätze 2a bis 2h eingefügt: 

2. Nach § 12 Absatz 2 werden die folgenden Ab-
sätze 2a bis 2h eingefügt: 

„(2a) Jeder Betreiber eines Elektrizitätsver-
sorgungsnetzes muss sicherstellen, dass er jeder-
zeit in der Lage ist, für die folgenden, an sein Netz 
angeschlossenen, Anlagen Anpassungen nach 
§ 13a Absatz 1, auch in Verbindung mit § 14 Ab-
satz 1, vorzunehmen und die jeweilige Ist-Ein-
speisung abzurufen: 

„(2a) Jeder Betreiber eines Elektrizitätsver-
sorgungsnetzes muss sicherstellen, dass er jeder-
zeit in der Lage ist, für die folgenden, an sein Netz 
angeschlossenen Anlagen Anpassungen nach 
§ 13a Absatz 1, auch in Verbindung mit § 14 Ab-
satz 1, vorzunehmen und die jeweilige Ist-Ein-
speisung abzurufen: 

1. Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung 
von elektrischer Energie mit einer Nennleis-
tung ab 100 Kilowatt sowie 

1. u n v e r ä n d e r t  

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.



 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 5 – Drucksache 20/14773
 
 

Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses 

2. Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung 
von elektrischer Energie, die durch einen Be-
treiber eines Elektrizitätsversorgungsnetzes 
jederzeit fernsteuerbar sind. 

2. u n v e r ä n d e r t  

(2b) Zum Zwecke des Nachweises der Erfül-
lung der Pflichten nach Absatz 2a hat jeder Betrei-
ber eines Elektrizitätsversorgungsnetzes jährlich 
Anpassungen nach § 13a Absatz 1, auch in Ver-
bindung mit § 14 Absatz 1, sowie Abrufe der Ist-
Einspeisung testweise vorzunehmen; für Anlagen 
mit einer Nennleistung von unter 100 Kilowatt 
gilt dies erst ab dem 1. Januar 2026. Jeder grund-
zuständige Messstellenbetreiber im Sinne des § 2 
Satz 1 Nummer 4 des Messstellenbetriebsgeset-
zes hat jährlich den Stand der Erfüllung der Aus-
stattungsverpflichtungen nach § 29 Absatz 1 
Nummer 2 in Verbindung mit § 45 Absatz 1 des 
Messstellenbetriebsgesetzes in dem Netzgebiet, 
auf das sich seine Grundzuständigkeit erstreckt, 
zu überprüfen und das Ergebnis des aktuellen 
Stands dem Betreiber von Energieversorgungs-
netzen des jeweiligen Netzgebiets vorzulegen. Je-
der Betreiber eines Elektrizitätsverteilernetzes hat 
die Ergebnisse nach den Sätzen 1 und 2 dem ihm 
jeweils vorgelagerten Netzbetreiber schriftlich 
oder elektronisch vorzulegen. Der jeweils vorge-
lagerte Netzbetreiber muss die Ergebnisse nach 
den Sätzen 1 und 2 einer Plausibilitätsprüfung un-
terziehen und deren jeweiliges Ergebnis dem ihm 
nachgelagerten Netzbetreiber und dem grundzu-
ständigen Messstellenbetreiber schriftlich oder 
elektronisch mitteilen. Der Betreiber eines Elekt-
rizitätsverteilernetzes, der einem Betreiber eines 
Übertragungsnetzes mit Regelzonenverantwor-
tung unmittelbar nachgelagert ist, hat diesem Be-
treiber eines Übertragungsnetzes mit Regelzonen-
verantwortung zusätzlich zu den Ergebnissen 
nach den Sätzen 1 und 2, die in seinem Netzgebiet 
ermittelt wurden, auch die Ergebnisse nach den 
Sätzen 1 und 2 und die Ergebnisse der Plausibili-
tätsprüfungen der ihm jeweils nachgelagerten Be-
treiber von Elektrizitätsverteilernetzen schriftlich 
oder elektronisch vorzulegen. 

(2b) Zum Zwecke des Nachweises der Erfül-
lung der Pflichten nach Absatz 2a hat jeder Betrei-
ber eines Elektrizitätsversorgungsnetzes jährlich 
Anpassungen nach § 13a Absatz 1, auch in Ver-
bindung mit § 14 Absatz 1, sowie Abrufe der Ist-
Einspeisung testweise vorzunehmen, wobei Anla-
gen mit einer Nennleistung von unter 100 Kilo-
watt erst ab dem 1. Januar 2026 einzubeziehen 
sind. Jeder grundzuständige Messstellenbetreiber 
im Sinne des § 2 Satz 1 Nummer 4 des Messstel-
lenbetriebsgesetzes hat jährlich den Stand der Er-
füllung der Pflichten zur Ausstattung von Mess-
stellen mit intelligenten Messsystemen und 
Steuerungseinrichtungen nach § 29 Absatz 1 
Nummer 2 in Verbindung mit § 45 Absatz 1 des 
Messstellenbetriebsgesetzes in dem Netzgebiet, 
auf das sich seine Grundzuständigkeit erstreckt, 
zu überprüfen und das Ergebnis des aktuellen 
Stands dem Betreiber von Energieversorgungs-
netzen des jeweiligen Netzgebiets zu übermit-
teln. Jeder Betreiber eines Elektrizitätsverteiler-
netzes hat die Ergebnisse der von ihm nach 
Satz 1 durchzuführenden Tests und die nach 
Satz 2 von dem grundzuständigen Messstellen-
betreiber an ihn übermittelten Ergebnisse dem 
ihm jeweils vorgelagerten Betreiber eines Elekt-
rizitätsversorgungsnetzes schriftlich oder elekt-
ronisch zu übermitteln. Der jeweils vorgelagerte 
Betreiber eines Elektrizitätsversorgungsnetzes 
muss die Ergebnisse nach den Sätzen 1 und 2 ei-
ner Plausibilitätsprüfung unterziehen und deren 
jeweiliges Ergebnis dem ihm nachgelagerten Be-
treiber eines Elektrizitätsversorgungsnetzes 
und dem grundzuständigen Messstellenbetreiber 
schriftlich oder elektronisch übermitteln. Der 
Betreiber eines Elektrizitätsverteilernetzes, der ei-
nem Betreiber eines Übertragungsnetzes mit Re-
gelzonenverantwortung unmittelbar nachgelagert 
ist, hat diesem Betreiber eines Übertragungsnet-
zes mit Regelzonenverantwortung zusätzlich zu 
den nach Satz 3 zu übermittelnden Ergebnissen, 
die in seinem Netzgebiet ermittelt wurden, auch 
die Ergebnisse nach den Sätzen 1 und 2 der ihm 
jeweils nachgelagerten Betreiber von Elektrizi-
tätsverteilernetzen sowie die Ergebnisse der von 
diesen durchgeführten Plausibilitätsprüfungen 
schriftlich oder elektronisch zu übermitteln. 
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Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses 

(2c) Die Betreiber von Übertragungsnetzen 
mit Regelzonenverantwortung sind verpflichtet, 
auf der Grundlage der Ergebnisse nach Absatz 2b 
Satz 1 und 2 gemeinsam einen Gesamtbericht zu 
erstellen und erstmals zum Ablauf des 30. No-
vember 2025 und danach jährlich der Bundes-
netzagentur und dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz vorzulegen. Dieser 
Gesamtbericht umfasst 

(2c) Die Betreiber von Übertragungsnetzen 
mit Regelzonenverantwortung sind verpflichtet, 
auf der Grundlage der Ergebnisse nach Absatz 2b 
Satz 1 und 2 gemeinsam einen Gesamtbericht zu 
erstellen und bis zum Ablauf des 30. Novembers 
eines jeden Kalenderjahres, erstmals zum Ab-
lauf des 30. November 2025, der Bundesnetza-
gentur und dem Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz vorzulegen. Dieser Ge-
samtbericht umfasst 

1. die Ergebnisse der nach Absatz 2b Satz 1 
durchgeführten Tests und der nach Ab-
satz 2b Satz 2 durchgeführten Überprüfun-
gen, einschließlich der jeweils durchgeführ-
ten Plausibilitätsprüfung, 

1. die Ergebnisse der nach Absatz 2b Satz 1 
durchgeführten Tests und der nach Ab-
satz 2b Satz 2 durchgeführten Überprüfun-
gen, einschließlich der jeweils durchgeführ-
ten Plausibilitätsprüfungen, 

2. eine Bewertung des Umfangs der Erfüllung 
der Verpflichtungen nach Absatz 2a und 
§ 29 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit 
§ 45 Absatz 1 des Messstellenbetriebsgeset-
zes sowie 

2. eine Bewertung des Umfangs der Erfüllung 
der Verpflichtungen nach Absatz 2a und der 
Verpflichtungen nach § 29 Absatz 1 Num-
mer 2 in Verbindung mit § 45 Absatz 1 des 
Messstellenbetriebsgesetzes sowie 

3. Handlungsempfehlungen der Betreiber von 
Übertragungsnetzen zur Verbesserung ihrer 
eigenen Steuerungsfähigkeit und derjenigen 
der ihnen unmittelbar oder mittelbar nachge-
lagerten Netzbetreiber. 

3. Handlungsempfehlungen zur Verbesserung 
der eigenen Steuerungsfähigkeit der Be-
treiber von Übertragungsnetzen und derjeni-
gen der ihnen unmittelbar oder mittelbar 
nachgelagerten Betreiber von Elektrizitäts-
verteilernetzen. 

Jeder Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen 
und jeder grundzuständige Messstellenbetreiber 
ist verpflichtet, an der Erstellung des Gesamtbe-
richts mitzuwirken. Die Bundesnetzagentur veröf-
fentlicht spätestens drei Monate nach Erhalt des 
Gesamtberichts die Abschnitte des Berichts nach 
Satz 2 Nummer 2 und 3. 

Jeder Betreiber eines Elektrizitätsverteilernet-
zes und jeder grundzuständige Messstellenbetrei-
ber ist verpflichtet, an der Erstellung des Gesamt-
berichts mitzuwirken. Die Bundesnetzagentur 
veröffentlicht spätestens drei Monate nach Ein-
gang des Gesamtberichts diejenigen Abschnitte 
des Gesamtberichts, die die nach Satz 2 Num-
mer 2 und 3 genannten Inhalte enthalten. 

(2d) Die Betreiber von Übertragungsnetzen 
mit Regelzonenverantwortung haben auf ihrer je-
weiligen Internetseite spätestens zum … [einset-
zen: Datum desjenigen Tages des zweiten auf den 
Monat des Inkrafttretens nach Artikel 9 Absatz 1 
dieses Gesetzes folgenden Kalendermonats, des-
sen Zahl mit der des Tages des Inkrafttretens nach 
Artikel 9 Absatz 1 dieses Gesetzes überein-
stimmt, oder, wenn es einen solchen Kalendertag 
nicht gibt, Datum des ersten Tages des darauffol-
genden Kalendermonats] einheitliche Leitlinien 
für die Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnet-
zen und grundzuständigen Messstellenbetreiber 
zu veröffentlichen,  

(2d) Die Betreiber von Übertragungsnetzen 
mit Regelzonenverantwortung haben auf ihrer je-
weiligen Internetseite spätestens zum … [einset-
zen: Datum desjenigen Tages des zweiten auf den 
Monat des Inkrafttretens nach Artikel 9 Absatz 1 
dieses Gesetzes folgenden Kalendermonats, des-
sen Zahl mit der des Tages des Inkrafttretens nach 
Artikel 9 Absatz 1 dieses Gesetzes überein-
stimmt, oder, wenn es einen solchen Kalendertag 
nicht gibt, Datum des ersten Tages des darauffol-
genden Kalendermonats] einheitliche Leitlinien 
für die Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnet-
zen und grundzuständigen Messstellenbetreiber 
zu veröffentlichen  
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Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses 

1. zum Ablauf der Tests nach Absatz 2b Satz 1 
in Abhängigkeit von der Anlagengröße, der 
Spannungsebene und den unterschiedlichen 
technischen Einrichtungen, die sowohl zum 
Abruf der Ist-Einspeisung als auch zur Steu-
erung der Wirkleistungs- und Blindleis-
tungserzeugung oder des Wirkleistungsbe-
zugs genutzt werden, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. zum Ablauf der Überprüfungen nach Ab-
satz 2b Satz 2 sowie 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. zur Erfassung, Aufbereitung und Weiterlei-
tung der Daten, insbesondere im Hinblick 
auf den zeitlichen Ablauf und zum Datenfor-
mat. 

3. u n v e r ä n d e r t  

Die Betreiber von Übertragungsnetzen mit Regel-
zonenverantwortung können die einheitlichen 
Leitlinien innerhalb von zwei Monaten nach Vor-
lage des jeweiligen Gesamtberichts nach Ab-
satz 2c Satz 1 anpassen und auf ihrer jeweiligen 
Internetseite veröffentlichen. 

Die Betreiber von Übertragungsnetzen mit Regel-
zonenverantwortung können die einheitlichen 
Leitlinien innerhalb von zwei Monaten nach Vor-
lage des jeweiligen Gesamtberichts nach Ab-
satz 2c Satz 1 anpassen und auf ihrer jeweiligen 
Internetseite veröffentlichen. 

(2e) Wenn der nachgelagerte Betreiber ei-
nes Verteilernetzes dauerhaft oder wiederholt ge-
gen seine Pflichten nach Absatz 2a verstößt, kann 
ihm die Bundesnetzagentur in Anwendung des 
§ 65 Absatz 2 insbesondere die Pflicht nach § 13a 
Absatz 1, auch in Verbindung mit § 14 Absatz 1, 
zur ferngesteuerten Regelung von Anlagen zur Er-
zeugung oder Speicherung von elektrischer Ener-
gie, die an ein nachgelagertes Elektrizitätsvertei-
lernetz angeschlossen sind, sowie die Pflicht zur 
Ausübung der Betriebsführung, soweit diese im 
unmittelbaren Zusammenhang mit der ferngesteu-
erten Regelung von Anlagen zur Erzeugung oder 
Speicherung elektrischer Energie steht, entziehen 
und auf den ihm vorgelagerten Betreiber eines 
Elektrizitätsverteilernetzes übertragen. Die Ver-
pflichtung von Anlagenbetreibern, die Ansteuer-
barkeit und Sichtbarkeit einer von ihnen betriebe-
nen Anlage gegenüber dem Netzbetreiber, an des-
sen Netz sie angeschlossen ist, sicherzustellen, be-
steht im Falle einer Übertragung nach Satz 1 auch 
im Verhältnis zu dem vorgelagerten Betreiber ei-
nes Verteilernetzes. Weist der nachgelagerte Be-
treiber eines Elektrizitätsverteilernetzes die nach 
Absatz 2a geforderte Fähigkeit, Anpassungen 
vorzunehmen und die Ist-Einspeisung abzurufen, 
gegenüber der Bundesnetzagentur nach, so kann 
die Bundesnetzagentur die Aufgaben nach Satz 1 
an diesen zurückübertragen. 

(2e) Wenn der Betreiber eines Elektrizitäts-
verteilernetzes, der einem anderen Betreiber 
eines Elektrizitätsverteilernetzes nachgelagert 
ist, dauerhaft oder wiederholt gegen seine Pflich-
ten nach Absatz 2a verstößt, kann ihm die Bun-
desnetzagentur in Anwendung des § 65 Absatz 2 
insbesondere die Pflicht nach § 13a Absatz 1 in 
Verbindung mit § 14 Absatz 1 zur ferngesteuerten 
Regelung von Anlagen zur Erzeugung oder Spei-
cherung von elektrischer Energie, die an ein nach-
gelagertes Elektrizitätsverteilernetz angeschlos-
sen sind, sowie die Pflicht zur Ausübung der Be-
triebsführung, soweit diese im unmittelbaren Zu-
sammenhang mit der ferngesteuerten Regelung 
von Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung 
elektrischer Energie steht, entziehen und auf den 
ihm vorgelagerten Betreiber eines Elektrizitäts-
verteilernetzes übertragen. Die Verpflichtung von 
Anlagenbetreibern, die Ansteuerbarkeit und 
Sichtbarkeit einer von ihnen betriebenen Anlage 
gegenüber dem Betreiber eines Elektrizitätsver-
sorgungsnetzes, an dessen Netz sie angeschlos-
sen ist, sicherzustellen, besteht im Falle einer 
Übertragung nach Satz 1 auch im Verhältnis zu 
dem vorgelagerten Betreiber eines Elektrizitäts-
verteilernetzes. Weist der nachgelagerte Betrei-
ber eines Elektrizitätsverteilernetzes die nach Ab-
satz 2a geforderte Fähigkeit, Anpassungen vorzu-
nehmen und die Ist-Einspeisung abzurufen, ge-
genüber der Bundesnetzagentur nach, so kann die 
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Bundesnetzagentur die Aufgaben nach Satz 1 an 
diesen zurückübertragen. 

(2f) Das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz überprüft bis zum 31. Dezember 
2033 die praktische Anwendung und die Notwen-
digkeit einer Weitergeltung der Regelungen in 
den Absätzen 2b bis 2e. 

(2f) Das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz überprüft bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2033 die praktische Anwendung 
und die Notwendigkeit einer Weitergeltung der 
Regelungen in den Absätzen 2b bis 2e. 

(2g) Die Bundesnetzagentur kann dem 
grundzuständigen Messstellenbetreiber die 
Grundzuständigkeit nach § 2 Satz 1 Nummer 5 
des Messstellenbetriebsgesetzes entziehen und 
die Einsetzung eines Auffangmessstellenbetrei-
bers anordnen, wenn 

(2g) Die Bundesnetzagentur kann dem 
grundzuständigen Messstellenbetreiber die 
Grundzuständigkeit nach § 2 Satz 1 Nummer 5 
des Messstellenbetriebsgesetzes entziehen und die 
Einsetzung eines Auffangmessstellenbetreibers 
im Sinne des § 11 Absatz 3 Satz 1 des Messstel-
lenbetriebsgesetzes anordnen, wenn 

1. sich aus den Ergebnissen des Gesamtberichts 
nach Absatz 2c ergibt, oder die Bundesnetz-
agentur auf anderem Wege hiervon Kenntnis 
erlangt, dass die Ausstattungsverpflichtun-
gen nach § 29 Absatz 1 Nummer 2 in Ver-
bindung mit § 45 Absatz 1 des Messstellen-
betriebsgesetzes in dem Netzgebiet eines 
grundzuständigen Messstellenbetreibers um 
mindestens 25 Prozent unterschritten sind 
und dies zu einer nicht unerheblichen Ge-
fährdung oder Störung der Sicherheit oder 
Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversor-
gungssystems in mindestens einer Regelzone 
wesentlich beitragen könnte oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der grundzuständige Messstellenbetreiber 
seine Pflichten nach Absatz 2b oder seine 
Mitwirkungspflicht nach Absatz 2c Satz 3 
nicht oder nicht ausreichend erfüllt und des-
halb nicht festgestellt werden kann, ob eine 
nicht unerhebliche Gefährdung oder Störung 
der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des 
Elektrizitätsversorgungssystems in mindes-
tens einer Regelzone vorliegt, zu der eine 
Unterschreitung der Ausstattungsverpflich-
tungen nach § 29 Absatz 1 Nummer 2 in 
Verbindung mit § 45 Absatz 1 des Messstel-
lenbetriebsgesetzes wesentlich beiträgt. 

2. der grundzuständige Messstellenbetreiber 
seine Pflichten nach Absatz 2b oder seine 
Mitwirkungspflicht nach Absatz 2c Satz 3 
nicht oder nicht ausreichend erfüllt und des-
halb nicht festgestellt werden kann, ob die 
Ausstattungsverpflichtungen nach § 29 Ab-
satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 45 
Absatz 1 des Messstellenbetriebsgesetzes in 
dem Netzgebiet eines grundzuständigen 
Messstellenbetreibers mindestens 25 Pro-
zent unterschritten wurde und dies zu ei-
ner nicht unerhebliche Gefährdung oder 
Störung der Sicherheit oder Zuverlässig-
keit des Elektrizitätsversorgungssystems 
in mindestens einer Regelzone wesentlich 
beitragen könnte. 

Dem grundzuständigen Messstellenbetreiber ist 
vorab Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb 
einer angemessenen Frist zu gewähren. 

Dem grundzuständigen Messstellenbetreiber ist 
vorab Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb 
einer angemessenen Frist zu gewähren. 

(2h) Der Betreiber von Elektrizitätsversor-
gungsnetzen, an dessen Netz eine Anlage nach 

(2h) Der Betreiber eines Elektrizitätsver-
sorgungsnetzes, an dessen Netz eine Anlage nach 
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Absatz 2a angeschlossen ist, muss die Anlage 
vom Netz trennen oder deren Einspeisung durch 
andere Maßnahmen unterbinden, wenn 

Absatz 2a angeschlossen ist, muss die Anlage 
vom Netz trennen oder deren Einspeisung durch 
andere Maßnahmen unterbinden, wenn 

1. der Messstellenbetreiber seinen Pflichten 
zum ordnungsgemäßen Messstellenbetrieb 
nach § 3 Absatz 2 des Messstellenbetriebs-
gesetzes nicht nachkommt und dadurch die 
Möglichkeit des Netzbetreibers, die Einspei-
seleistung der Anlage ferngesteuert zu re-
geln, nicht unerheblich beeinträchtigt wird 
und  

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der Anlagenbetreiber die Anlage nicht be-
reits nachweislich außer Betrieb genommen 
hat. 

2. u n v e r ä n d e r t  

§ 52a Absatz 2 bis 7 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes ist entsprechend anzuwenden. Im Falle 
einer nach Satz 1 erfolgten Netztrennung oder 
Unterbindung der Einspeisung kann der Anlagen-
betreiber vom Messstellenbetreiber Ersatz des 
aufgrund dessen entstandenen Schadens verlan-
gen. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der 
Messstellenbetreiber die Pflichtverletzung nach 
Satz 1 Nummer 1 nicht zu vertreten hat. Weiter-
gehende Ersatzansprüche bleiben unberührt.“ 

§ 52a Absatz 2 bis 7 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes ist entsprechend anzuwenden. Im Falle 
einer nach Satz 1 erfolgten Netztrennung oder 
Unterbindung der Einspeisung kann der Anlagen-
betreiber vom Messstellenbetreiber Ersatz des 
aufgrund dessen entstandenen Schadens verlan-
gen. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der 
Messstellenbetreiber die Pflichtverletzung nach 
Satz 1 Nummer 1 nicht zu vertreten hat. Weiter-
gehende Ersatzansprüche bleiben unberührt.“ 

3. Nach § 13k wird folgender § 13l eingefügt: 3. Nach § 13k wird folgender § 13l eingefügt: 

„§ 13l „§ 13l 

Umrüstung einer Erzeugungsanlage zu einem 
Betriebsmittel zur Bereitstellung von Blind- und 
Kurzschlussleistung sowie von Trägheit der lo-
kalen Netzstabilität; Betrieb des Betriebsmittels 

Umrüstung einer Erzeugungsanlage zu einem 
Betriebsmittel zur Bereitstellung von Blind- und 
Kurzschlussleistung sowie von Trägheit der loka-

len Netzstabilität; Betrieb des Betriebsmittels 

(1) Der Betreiber eines Übertragungsnetzes 
mit Regelzonenverantwortung kann vom Betrei-
ber einer in seiner Regelzone angeschlossenen Er-
zeugungsanlage mit einer Nennleistung ab 50 Me-
gawatt die Umrüstung dieser Erzeugungsanlage 
zu einem Betriebsmittel zur Bereitstellung von 
Blind- und Kurzschlussleistung verlangen (Um-
rüstungsverlangen), wenn 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. die Erzeugungsanlage  

a) eine Steinkohleanlage nach § 3 Num-
mer 25 des Kohleverstromungsbeendi-
gungsgesetzes, eine Steinkohle-Klein-
anlage nach § 3 Nummer 26 des Kohle-
verstromungsbeendigungsgesetzes oder 
eine Braunkohle-Kleinanlage nach § 3 
Nummer 10 des Kohleverstromungsbe-
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endigungsgesetzes ist und für diese Er-
zeugungsanlage nach § 51 Absatz 1 
Satz 1 des Kohleverstromungsbeendi-
gungsgesetzes ein Verbot der Kohlever-
feuerung wirksam wird und die Erzeu-
gungsanlage nach § 26 Absatz 2 des 
Kohleverstromungsbeendigungsgeset-
zes oder § 37 Absatz 2 des Kohlever-
stromungsbeendigungsgesetzes, je-
weils in Verbindung mit § 13b Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 3 Satz 2 dieses Ge-
setzes, endgültig stillgelegt werden soll 
oder 

b) durch ihren Betreiber zur endgültigen 
Stilllegung nach § 13b Absatz 1 Satz 1 
in Verbindung mit § 13b Absatz 3 
Satz 2 angezeigt wurde, 

 

2. die Stilllegung dieser Erzeugungsanlage we-
gen des im Elektrizitätsversorgungssystem 
bestehenden Bedarfs zur Bereitstellung von 
Blind- und Kurzschlussleistung mit hinrei-
chender Wahrscheinlichkeit zu einer nicht 
unerheblichen Gefährdung oder Störung der 
Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Elektri-
zitätsversorgungssystems führen würde, 

 

3. die Gefährdung oder Störung nach Num-
mer 2 nicht durch andere angemessene Maß-
nahmen beseitigt werden kann, 

 

4. die Umrüstung der Erzeugungsanlage und 
der Betrieb nach Absatz 4 des durch die Um-
rüstung entstandenen Betriebsmittels den 
Zwecken des § 1 Absatz 1 und 2 entsprechen 
und 

 

5. die Bundesnetzagentur das Umrüstungsver-
langen zuvor nach Absatz 3 genehmigt hat. 

 

(2) Der Betreiber eines Übertragungsnetzes 
mit Regelzonenverantwortung kann vom Betrei-
ber einer in seiner Regelzone angeschlossenen Er-
zeugungsanlage mit einer Nennleistung ab 50 Me-
gawatt bei Gelegenheit der Umrüstung nach Ab-
satz 1 auch verlangen, dass diese Erzeugungsan-
lage so umgerüstet wird, dass sie neben den in Ab-
satz 1 genannten Systemsicherheitsmaßnahmen 
zusätzlich auch in der Lage ist, Trägheit der loka-
len Netzstabilität bereitzustellen (erweitertes Um-
rüstungsverlangen), wenn 

(2) Der Betreiber eines Übertragungsnetzes 
mit Regelzonenverantwortung kann vom Betrei-
ber einer in seiner Regelzone angeschlossenen Er-
zeugungsanlage mit einer Nennleistung ab 50 Me-
gawatt bei Gelegenheit der Umrüstung nach Ab-
satz 1 auch verlangen, dass diese Erzeugungsan-
lage so umgerüstet wird, dass sie neben den in Ab-
satz 1 genannten Systemsicherheitsmaßnahmen 
zusätzlich auch in der Lage ist, Trägheit der loka-
len Netzstabilität bereitzustellen (erweitertes Um-
rüstungsverlangen), wenn 

1. die in Absatz 1 Nummer 1 bis 4 aufgeführten 
Voraussetzungen vorliegen, 

1. u n v e r ä n d e r t  
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2. zusätzlich an dem Standort der Erzeugungs-
anlage auch ein entsprechender Bedarf für 
die Bereitstellung von Trägheit der lokalen 
Netzstabilität besteht, die Stilllegung dieser 
Erzeugungsanlage wegen dieses Bedarfs mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einer 
nicht unerheblichen Gefährdung oder Stö-
rung der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des 
Elektrizitätsversorgungssystems führen 
würde und die Gefährdung oder Störung 
nicht durch andere angemessene Maßnah-
men beseitigt werden kann und 

2. zusätzlich an dem Standort der Erzeugungs-
anlage ein entsprechender Bedarf für die Be-
reitstellung von Trägheit der lokalen Netz-
stabilität besteht, die Stilllegung dieser Er-
zeugungsanlage wegen dieses Bedarfs mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einer 
nicht unerheblichen Gefährdung oder Stö-
rung der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des 
Elektrizitätsversorgungssystems führen 
würde und die Gefährdung oder Störung 
nicht durch andere angemessene Maßnah-
men beseitigt werden kann und 

3. die Bundesnetzagentur das erweiterte Um-
rüstungsverlangen zuvor nach Absatz 3 ge-
nehmigt hat.  

3. u n v e r ä n d e r t  

Die Umrüstung nach diesem Absatz umfasst auch 
die Installation der für die Bereitstellung von 
Trägheit der lokalen Netzstabilität erforderlichen 
Komponenten, wie insbesondere Schwungmas-
sen, in angemessenem Umfang. 

Die Umrüstung nach diesem Absatz umfasst auch 
die Installation der für die Bereitstellung von 
Trägheit der lokalen Netzstabilität erforderlichen 
Komponenten, wie insbesondere Schwungmas-
sen, in angemessenem Umfang. 

(3) Der Betreiber eines Übertragungsnetzes 
mit Regelzonenverantwortung stellt bei der Bun-
desnetzagentur spätestens sechs Monate vor dem 
angezeigten Stilllegungszeitpunkt einer in Ab-
satz 1 genannten Erzeugungsanlage schriftlich 
oder elektronisch einen mit einer Begründung ver-
sehenen Antrag auf die nach Absatz 1 Nummer 5 
oder Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 erforderliche Ge-
nehmigung des Umrüstungsverlangens oder des 
erweiterten Umrüstungsverlangens und übermit-
telt dem Betreiber der Erzeugungsanlage unver-
züglich schriftlich oder elektronisch eine Kopie 
des Antrags. In dem Antrag ist nachzuwiesen, 
dass die Voraussetzungen für das Umrüstungsver-
langen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4 bezie-
hungsweise nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 
2 erfüllt sind. Zur Begründung der Notwendigkeit 
des Umrüstungsverlangens oder des erweiterten 
Umrüstungsverlangens soll der Antragsteller ins-
besondere die Systemanalyse oder die Lang-
fristanalyse der Betreiber von Übertragungsnet-
zen mit Regelzonenverantwortung nach § 3 Ab-
satz 2 der Netzreserveverordnung, den Bericht der 
Bundesnetzagentur nach § 3 Absatz 1 der Netzre-
serveverordnung oder den Systemstabilitätsbe-
richt der Betreiber von Übertragungsnetzen mit 
Regelzonenverantwortung nach § 12i dieses Ge-
setzes heranziehen. Die Bundesnetzagentur hat 
den Antrag zu genehmigen, wenn die in Absatz 1 
beziehungsweise bei einem erweiterten Umrüs-

(3) u n v e r ä n d e r t  
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tungsverlangen zusätzlich auch die in Absatz 2 
genannten Voraussetzungen vorliegen. Die Ge-
nehmigung kann unter Bedingungen erteilt und 
mit Auflagen verbunden werden. Der Betreiber 
des Übertragungsnetzes mit Regelzonenverant-
wortung übermittelt dem Betreiber der Erzeu-
gungsanlage unverzüglich nach Zugang der Ge-
nehmigung schriftlich oder elektronisch eine Ko-
pie der Genehmigung.  

(4) Die Umrüstung der Erzeugungsanlage 
nach den Absätzen 1 und 2 sowie der Betrieb des 
durch die Umrüstung entstandenen Betriebsmit-
tels erfolgen in dem Umfang und für den Zeit-
raum, die erforderlich sind, um die Gefährdung 
oder Störung der Sicherheit oder Zuverlässigkeit 
des Elektrizitätsversorgungssystems abzuwenden. 
Die Dauer des angeforderten Betriebs darf einen 
Zeitraum von insgesamt acht Jahren ab der Inbe-
triebnahme des Betriebsmittels nicht überschrei-
ten. Das durch die Umrüstung nach den Absätzen 
1 oder 2 entstandene Betriebsmittel darf aus-
schließlich nach Maßgabe der von den Betreibern 
von Übertragungsnetzen mit Regelzonenverant-
wortung angeforderten Systemsicherheitsmaß-
nahmen betrieben und in dem für diese Zwecke 
erforderlichen Umfang nicht stillgelegt werden. 
Ab dem Zeitpunkt der Genehmigung nach Ab-
satz 1 Nummer 5 oder Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 
ist § 13b für den Zeitraum der Verpflichtung nach 
diesem Absatz nicht anzuwenden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Der Betreiber der nach den Absätzen 1 
oder 2 umgerüsteten Erzeugungsanlage hat gegen 
den Betreiber des Übertragungsnetzes mit Regel-
zonenverantwortung, in dessen Regelzone die An-
lage angeschlossen ist, Anspruch auf 

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. Erstattung der nachgewiesenen Kosten für 
die Umrüstung seiner Erzeugungsanlage und 

 

2. eine angemessene Vergütung entsprechend 
§ 13c Absatz 3. 

 

Zu den Kosten der Umrüstung nach Satz 1 Num-
mer 1 zählen auch die Kosten für Komponenten 
wie insbesondere Schwungmassen nach Absatz 2 
Satz 2. Nach der Beendigung der Verpflichtung 
nach Absatz 4 ist § 13c Absatz 4 Satz 2 und 3 ent-
sprechend anzuwenden. Unbeschadet der gesetz-
lichen Verpflichtungen erfolgen auf Grundlage 
der anlagenspezifischen Kostenstruktur die Kos-
tenerstattung sowie die Vergütung für die Ver-
pflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 auf 
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Grundlage des Abschlusses von Verträgen zwi-
schen den Betreibern von Übertragungsnetzen 
und Anlagenbetreibern in Abstimmung mit der 
Bundesnetzagentur. § 13c Absatz 5 ist entspre-
chend anzuwenden. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 sind nicht anzuwen-
den auf die in Anlage 2 zum Kohleverstromungs-
beendigungsgesetz genannten Braunkohleanla-
gen.“ 

(6) u n v e r ä n d e r t  

4. § 17 wird wie folgt geändert: 4. u n v e r ä n d e r t  

a) Absatz 2b wird wie folgt gefasst:  

„(2b) Betreiber von Elektrizitätsversor-
gungsnetzen können Anschlussnehmern den 
Abschluss einer flexiblen Netzanschlussver-
einbarung anbieten. Eine flexible Netzan-
schlussvereinbarung nach Satz 1 gibt dem 
Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnet-
zen das Recht, vom Anschlussnehmer eine 
statische oder dynamische Begrenzung der 
maximalen Entnahme- oder Einspeiseleis-
tung zu verlangen. Eine flexible Netzan-
schlussvereinbarung muss insbesondere fol-
gende Regelungen enthalten: 

 

1. Höhe der Begrenzung der Entnahme- 
oder Einspeiseleistung, 

 

2. Zeitraum oder Zeiträume der Begren-
zung der Entnahme- oder Einspeiseleis-
tung, 

 

3. Dauer der flexiblen Netzanschlussver-
einbarung, 

 

4. technische Anforderungen an die Be-
grenzung der Entnahme- oder Einspei-
seleistung und  

 

5. Haftung des Anschlussnehmers bei 
Überschreitung der vereinbarten maxi-
malen Entnahme- oder Einspeiseleis-
tung. 

 

§ 8a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes so-
wie Inhalte einer Festlegung der Bundesnetz-
agentur nach § 14a bleiben unberührt.“ 

 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„für einen Netzanschluss nach Absatz 1 
Satz 1“ die Wörter „oder Absatz 2b“ einge-
fügt. 
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5. In § 59 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7a wird die An-
gabe „nach § 13k“ durch die Wörter „nach den 
§§ 13k und 13l Absatz 3“ ersetzt. 

5. u n v e r ä n d e r t  

 6. In § 118 Absatz 34 Satz 3 und 4 wird jeweils die 
Angabe „2024“ durch die Angabe „2026“ er-
setzt. 

Artikel 2 Artikel 2 

Änderung des Messstellenbetriebsgesetzes Änderung des Messstellenbetriebsgesetzes 

Das Messstellenbetriebsgesetz vom 29. August 
2016 (BGBl. I S. 2034), das zuletzt durch … [einset-
zen: Datum und Fundstelle der letzten Änderung] ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Das Messstellenbetriebsgesetz vom 29. August 
2016 (BGBl. I S. 2034), das zuletzt durch Artikel … 
des Gesetzes vom … [einsetzen: Datum und Fund-
stelle der letzten Änderung] geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird die folgt geändert: 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Der Angabe zu § 11 wird das Wort „; Festle-
gungskompetenz“ angefügt. 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Die Angaben zu den §§ 29 und 30 werden 
wie folgt gefasst: 

b) u n v e r ä n d e r t  

„§ 29 Ausstattung von Messstellen mit in-
telligenten Messsystemen, Steue-
rungseinrichtungen und modernen 
Messeinrichtungen 

 

§ 30 Wirtschaftliche Vertretbarkeit der 
Ausstattung einer Messstelle mit in-
telligenten Messsystemen und Steu-
erungseinrichtungen; Preisober-
grenzen; Festlegungskompetenz“. 

 

c) Die Angaben zu den §§ 33, 34 und 35 wer-
den wie folgt gefasst:  

c) u n v e r ä n d e r t  

„§ 33 Anpassungen, Aufhebungen oder 
Neufestlegungen bei Preisobergren-
zen und Vermutungstatbeständen; 
Festlegungskompetenzen 

 

§ 34 Standard- und Zusatzleistungen des 
Messstellenbetreibers 

 

§ 35 Angemessenes Entgelt für Zusatz-
leistungen des grundzuständigen 
Messstellenbetreibers“. 

 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
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aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst: aa) u n v e r ä n d e r t  

„Schuldner der nach § 7 Absatz 1 
Satz 1 festzulegenden Entgelte sind 
nach Maßgabe der §§ 29, 30, 32 und 36 
Absatz 2 und jeweils in Höhe ihrer dort 
festgelegten Anteile der Anschlussnetz-
betreiber und der Anschlussnutzer oder 
der Anschlussnehmer.“ 

 

bb) Satz 6 wird wie folgt gefasst: bb) Satz 6 wird wie folgt gefasst: 

„Der grundzuständige Messstellenbe-
treiber ist in keinem Fall berechtigt, für 
die Erbringung der Standardleistungen 
nach § 34 Absatz 1 mehr als die in § 30 
jeweils genannten Höchstentgelte und 
für die Erbringung von Zusatzleistun-
gen nach § 34 Absatz 2 mehr als die an-
gemessenen Zusatzentgelte nach § 35 
Absatz 1 vom jeweiligen Entgelt-
schuldner zu verlangen, dabei sind für 
den nach den §§ 5 oder 6 beauftragten 
Dritten gegenüber dem Anschlussnetz-
betreiber die Vorgaben des § 36 Ab-
satz 2 anzuwenden.“ 

„Der grundzuständige Messstellenbe-
treiber ist nicht berechtigt, für die Er-
bringung der Standardleistungen nach 
§ 34 Absatz 1 mehr als die in § 30 je-
weils genannten Höchstentgelte und für 
die Erbringung von Zusatzleistungen 
nach § 34 Absatz 2 mehr als die ange-
messenen Zusatzentgelte nach § 35 Ab-
satz 1 vom jeweiligen Entgeltschuldner 
zu verlangen, dabei sind für den nach 
den §§ 5 oder 6 beauftragten Dritten ge-
genüber dem Anschlussnetzbetreiber 
die Vorgaben des § 36 Absatz 2 anzu-
wenden.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: b) u n v e r ä n d e r t  

„(2) Der Messstellenbetrieb umfasst 
folgende Aufgaben: 

 

1. Einbau, Betrieb und Wartung der Mess-
stelle und ihrer Messeinrichtungen und 
Messsysteme sowie in den gesetzlich 
vorgesehenen Fällen ihrer Steuerungs-
einrichtungen, Gewährleistung einer 
mess- und eichrechtskonformen Mes-
sung entnommener, verbrauchter und 
eingespeister Energie einschließlich der 
Messwertaufbereitung und form- und 
fristgerechter Datenübertragung nach 
Maßgabe dieses Gesetzes sowie Stan-
dard- und Zusatzleistungen nach § 34, 

 

2. technischer Betrieb der Messstelle und 
ihrer Steuerungseinrichtungen nach den 
Maßgaben dieses Gesetzes einschließ-
lich der form- und fristgerechten Daten-
übertragung auch zur Steuerung nach 
Maßgabe dieses Gesetzes, 

 

3. Erfüllung weiterer Anforderungen, die 
sich aus diesem Gesetz, aus den auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen oder aus den Fest-
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legungen der Bundesnetzagentur erge-
ben.“ 

c) In Absatz 3 werden nach dem Wort „oder“ 
die Wörter „beauftragten technischen Ein-
richtungen einschließlich“ gestrichen. 

c) u n v e r ä n d e r t  

3. § 7 wird wie folgt geändert: 3. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 1 Satz 2 wird nach dem Wort 
„Preisobergrenzen“ das Wort „, Vermu-
tungstatbeständen“ eingefügt. 

 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:  

„(2) Nach diesem Gesetz zulässige 
Entgelte für den Messstellenbetrieb mit intel-
ligenten Messsystemen und etwaigen Steue-
rungseinrichtungen sowie für Zusatzleistun-
gen nach § 34 Absatz 2 und 3, deren Schuld-
ner der Anschlussnetzbetreiber nach Maß-
gabe von § 3 Absatz 1 Satz 3 bis 6 ist, kön-
nen unter Beachtung der §§ 30, 31, 33 Ab-
satz 1 Nummer 1 und § 35 bei den Entgelten 
für den Netzzugang des Betreibers von Ener-
gieversorgungsnetzen nach den §§ 21 und 
21a des Energiewirtschaftsgesetzes und bei 
der Genehmigung der Entgelte des Betrei-
bers von Energieversorgungsnetzen nach 
§ 23a des Energiewirtschaftsgesetzes be-
rücksichtigt werden. Die Abrechnung der 
Netznutzung verbleibt beim Netzbetreiber 
und ist Bestandteil der Netzentgelte, dabei 
wird ein Abrechnungsentgelt nicht erhoben.“ 

 

4. In § 8 Absatz 1 werden die Wörter „, beauftragten 
technischen Einrichtungen einschließlich“ durch 
die Wörter „sowie, soweit erforderlich, von“ er-
setzt. 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. § 11 wird wie folgt geändert: 5. u n v e r ä n d e r t  

a) Der Überschrift wird das Wort „; Festle-
gungskompetenz“ angefügt. 

 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt:  

„(6) Besondere finanzielle Belastungen 
im Zusammenhang mit dem Auffangmess-
stellenbetrieb kann die Bundesnetzagentur 
im Rahmen von Festlegungen nach § 33 Ab-
satz 1 Nummer 2 sowie nach § 21 Absatz 3 
Satz 4 Nummer 3 Buchstabe h und i des 
Energiewirtschaftsgesetzes berücksichti-
gen.“ 
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6. § 19 wird wie folgt geändert: 6. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Zur Datenverarbeitung energie-
wirtschaftlich relevanter Mess- und Steue-
rungsvorgänge dürfen ausschließlich solche 
technischen Systeme und Bestandteile einge-
setzt werden, die den Anforderungen der 
§§ 21 und 22 genügen. Energiewirtschaftlich 
relevante Mess- und Steuerungsvorgänge 
sind abrechnungs-, bilanzierungs- oder netz-
relevante Standardleistungen nach § 34 Ab-
satz 1 Nummer 1, 2, 5 bis 7, 8 Buchstabe a 
und b und Nummer 9 sowie Zusatzleistun-
gen nach § 34 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5, 6 
und 8. Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
des Innern und für Heimat durch Rechtsver-
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 
Regelungen zum Schutz der Verlässlichkeit 
von außerhalb der Messeinrichtung aufberei-
teten Daten im Sinne von Absatz 3 Satz 2 
einschließlich Anforderungen für die Ausge-
staltung von eigenen Weitverkehrsnetzan-
bindungen von steuerbaren Verbrauchsein-
richtungen und steuerbaren Netzanschlüs-
sen, Anlagen zur Speicherung von Energie 
sowie Anlagen nach dem Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz aufzustellen.“ 

„(2) Zur Datenverarbeitung energie-
wirtschaftlich relevanter Mess- und Steue-
rungsvorgänge dürfen ausschließlich solche 
technischen Systeme und Bestandteile einge-
setzt werden, die den Anforderungen der 
§§ 21 und 22 genügen. Energiewirtschaftlich 
relevante Mess- und Steuerungsvorgänge 
sind abrechnungs-, bilanzierungs- oder netz-
relevante Standardleistungen nach § 34 Ab-
satz 1 Nummer 1, 2, 4 bis 7, 8 Buchstabe a 
und b und Nummer 9 sowie Zusatzleistun-
gen nach § 34 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5, 6 
und 8. Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
des Innern und für Heimat durch Rechtsver-
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 
Regelungen zum Schutz der Verlässlichkeit 
von außerhalb der Messeinrichtung aufberei-
teten Daten im Sinne von Absatz 3 Satz 2 
einschließlich Anforderungen für die Ausge-
staltung von eigenen Weitverkehrsnetzan-
bindungen von steuerbaren Verbrauchsein-
richtungen und steuerbaren Netzanschlüs-
sen, Anlagen zur Speicherung von Energie 
sowie Anlagen nach dem Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz aufzustellen.“ 

b) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „und 
Absatz 2 Nummer 4“ gestrichen. 

b) u n v e r ä n d e r t  

7. § 29 wird wie folgt geändert: 7. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: a) u n v e r ä n d e r t  

„§ 29 

 

Ausstattung von Messstellen mit intelligen-
ten Messsystemen, Steuerungseinrichtungen 

und modernen Messeinrichtungen“. 

 

b) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt ge-
fasst: 

b) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt ge-
fasst: 

„(1) Der grundzuständige Messstellen-
betreiber hat, soweit dies nach § 30 wirt-
schaftlich vertretbar ist, Messstellen an orts-
festen Zählpunkten zu den in § 45 genannten 
Zeitpunkten wie folgt auszustatten: 

„(1) Der grundzuständige Messstellen-
betreiber hat, soweit dies nach § 30 wirt-
schaftlich vertretbar ist, Messstellen an orts-
festen Zählpunkten zu den in § 45 genannten 
Zeitpunkten wie folgt auszustatten: 
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1. mit intelligenten Messsystemen bei 
Letztverbrauchern mit einem Jah-
resstromverbrauch von mehr als 6 000 
Kilowattstunden sowie 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. mit intelligenten Messystemen und ei-
ner Steuerungseinrichtung am Netzan-
schlusspunkt 

2. mit intelligenten Messystemen und ei-
ner Steuerungseinrichtung am Netzan-
schlusspunkt 

a) bei Letztverbrauchern, mit denen 
eine Vereinbarung nach § 14a des 
Energiewirtschaftsgesetzes be-
steht, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) bei Betreibern von Anlagen von 
mehr als 7 Kilowatt, soweit dies 
erforderlich ist, um jeweils bis 
zum Ablauf der gesetzlichen Ziel-
jahre Anlagen zu den nach § 45 
Absatz 1 gebotenen Anteilen an 
der installierten Leistung auszu-
statten. 

b) bei Betreibern von Anlagen mit ei-
ner installierten Leistung von 
mehr als 7 Kilowatt, soweit dies 
erforderlich ist, um jeweils bis 
zum Ablauf der gesetzlichen Ziel-
jahre Anlagen zu den nach § 45 
Absatz 1 gebotenen Anteilen an 
der installierten Leistung auszu-
statten. 

(2) Ein grundzuständiger Messstellen-
betreiber kann, soweit dies nach § 30 wirt-
schaftlich vertretbar ist, Messstellen an orts-
festen Zählpunkten in allen nicht von Ab-
satz 1 genannten Fällen (optionale Einbau-
fälle) mit intelligenten Messsystemen aus-
statten.“ 

(2) u n v e r ä n d e r t  

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Die Ausstattungspflicht nach Ab-
satz 1 Nummer 2 ist im Hinblick auf die 
Steuerungseinrichtung nicht für Anlagen an-
zuwenden, wenn der Anlagenbetreiber 

„(5) Die Ausstattungspflicht nach Ab-
satz 1 Nummer 2 ist im Hinblick auf die 
Steuerungseinrichtung nicht für Anlagen an-
zuwenden, wenn der Anlagenbetreiber 

1. am Verknüpfungspunkt seiner Anlage 
mit dem Netz die maximale Wirkleis-
tungseinspeisung dauerhaft auf 0 Pro-
zent der installierten Leistung begrenzt 
und 

1. am Verknüpfungspunkt seiner Anlage 
mit dem Elektrizitätsversorgungsnetz 
die maximale Wirkleistungseinspei-
sung dauerhaft auf 0 Prozent der instal-
lierten Leistung begrenzt und 

2. der Anlagenbetreiber gegenüber dem 
grundzuständigen Messstellenbetreiber 
in Textform erklärt hat, sicherzustellen, 
dass seine Anlage dauerhaft keinen 
Strom in die Elektrizitätsversorgungs-
netze einspeist. 

2. u n v e r ä n d e r t  

Der Anlagenbetreiber kann die Begrenzung 
der Wirkleistungseinspeisung nach Satz 1 
Nummer 1 frühestens vier Jahre nach Zu-
gang der Erklärung nach Satz 1 Nummer 2 

Der Anlagenbetreiber kann die Begrenzung 
der Wirkleistungseinspeisung nach Satz 1 
Nummer 1 frühestens vier Jahre nach Zu-
gang der Erklärung nach Satz 1 Nummer 2 
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und nur nach Zugang einer Mitteilung über 
die beabsichtigte Aufhebung an den grund-
zuständigen Messstellenbetreiber aufheben. 
Ab der Ausstattung der Messstelle mit einer 
Steuerungseinrichtung nach Absatz 1 Num-
mer 2 kann das Recht des Anlagenbetreibers 
nach Satz 1 frühestens nach vier Jahren wie-
der ausgeübt werden; bis dahin ist weder der 
Anschlussnehmer noch der Anschlussnutzer 
berechtigt, die Ausstattung der Messstelle 
mit einer Steuerungseinrichtung nach § 29 
Absatz 1 Nummer 2 nachträglich wieder ab-
zuändern oder abändern zu lassen. Die Aus-
stattungsverpflichtung nach Absatz 1 Num-
mer 2 ist außerdem nicht anzuwenden auf 
Steckersolargeräte mit einer installierten 
Leistung von insgesamt bis zu 2 Kilowatt 
und mit einer Wechselrichterleistung von 
insgesamt bis zu 800 Voltampere, die hinter 
der Entnahmestelle eines Letztverbrauchers 
betrieben werden.“ 

und nur nach Zugang einer Mitteilung über 
die beabsichtigte Aufhebung an den grund-
zuständigen Messstellenbetreiber aufheben. 
Ab der Ausstattung der Messstelle mit einer 
Steuerungseinrichtung nach Absatz 1 Num-
mer 2 kann das Recht des Anlagenbetreibers 
nach Satz 1 frühestens nach vier Jahren wie-
der ausgeübt werden. Bis zum Ablauf dieser 
Frist ist weder der Anschlussnehmer noch 
der Anschlussnutzer berechtigt, die Ausstat-
tung der Messstelle mit einer Steuerungsein-
richtung nach § 29 Absatz 1 Nummer 2 
nachträglich abzuändern oder abändern zu 
lassen. Die Ausstattungsverpflichtung nach 
Absatz 1 Nummer 2 ist nicht anzuwenden 
auf Steckersolargeräte mit einer installierten 
Leistung von insgesamt bis zu 2 Kilowatt 
und mit einer Wechselrichterleistung von 
insgesamt bis zu 800 Voltampere, die hinter 
der Entnahmestelle eines Letztverbrauchers 
betrieben werden.“ 

8. § 30 wird wie folgt gefasst: 8. § 30 wird wie folgt gefasst: 

„§ 30 „§ 30 

Wirtschaftliche Vertretbarkeit der Ausstattung 
von Messstellen mit intelligenten Messsystemen 
und Steuerungseinrichtungen; Preisobergrenzen; 

Festlegungskompetenz 

Wirtschaftliche Vertretbarkeit der Ausstattung 
von Messstellen mit intelligenten Messsystemen 
und Steuerungseinrichtungen; Preisobergrenzen; 

Festlegungskompetenz 

(1) Die Ausstattung einer Messstelle mit ei-
nem intelligenten Messsystem nach § 29 Absatz 1 
Nummer 1 ist für die Zeit ab dem 1. Januar 2025 
wirtschaftlich vertretbar, wenn vom grundzustän-
digen Messstellenbetreiber 

(1) Die Ausstattung einer Messstelle mit ei-
nem intelligenten Messsystem nach § 29 Absatz 1 
Nummer 1 ist für die Zeit ab dem 1. Januar 2025 
wirtschaftlich vertretbar, wenn vom grundzustän-
digen Messstellenbetreiber 

1. an Messstellen an Zählpunkten mit einem 
Jahresstromverbrauch von über 100 000 Ki-
lowattstunden oder an Messstellen an Zähl-
punkten von Anlagen mit einer installierten 
Leistung über 100 Kilowatt für den Mess-
stellenbetrieb für jeden Zählpunkt ein ange-
messenes jährliches Entgelt erhoben wird, 
wovon in Rechnung gestellt werden: 

1. u n v e r ä n d e r t  

a) dem Anschlussnetzbetreiber nicht mehr 
als 80 Euro brutto jährlich sowie 

 

b) dem Anschlussnutzer der nach Abzug 
des Anteils des Anschlussnetzbetrei-
bers nach Buchstabe a verbleibende 
Teil, 
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2. an Messstellen an Zählpunkten mit einem 
Jahresstromverbrauch von über 50 000 Kilo-
wattstunden bis einschließlich 100 000 Kilo-
wattstunden oder an Messstellen an Zähl-
punkten von Anlagen mit einer installierten 
Leistung über 25 Kilowatt bis einschließlich 
100 Kilowatt für den Messstellenbetrieb für 
jeden Zählpunkt insgesamt brutto jährlich 
nicht mehr als 220 Euro in Rechnung gestellt 
werden, davon nicht mehr als 

2. u n v e r ä n d e r t  

a) 80 Euro brutto jährlich dem Anschluss-
netzbetreiber sowie 

 

b) 140 Euro brutto jährlich dem An-
schlussnutzer, 

 

3. an Messstellen an Zählpunkten mit einem 
Jahresstromverbrauch von über 20 000 Kilo-
wattstunden bis einschließlich 50 000 Kilo-
wattstunden oder an Messstellen an Zähl-
punkten von Anlagen mit einer installierten 
Leistung über 15 Kilowatt bis einschließlich 
25 Kilowatt für den Messstellenbetrieb für 
jeden Zählpunkt insgesamt brutto jährlich 
nicht mehr als 190 Euro in Rechnung gestellt 
werden, davon nicht mehr als 

3. u n v e r ä n d e r t  

a) 80 Euro brutto jährlich dem Anschluss-
netzbetreiber sowie 

 

b) 110 Euro brutto jährlich dem An-
schlussnutzer, 

 

4. an Messstellen an Zählpunkten mit einem 
Jahresstromverbrauch von über 10 000 Kilo-
wattstunden bis einschließlich 20 000 Kilo-
wattstunden, an Messstellen an Zählpunkten 
mit einer steuerbaren Verbrauchseinrich-
tung, über die eine Vereinbarung nach § 14a 
des Energiewirtschaftsgesetzes besteht, oder 
an Messstellen an Zählpunkten von Anlagen 
bis einschließlich 15 Kilowatt für den Mess-
stellenbetrieb für jeden Zählpunkt insgesamt 
brutto jährlich nicht mehr als 130 Euro in 
Rechnung gestellt werden, davon nicht mehr 
als 

4. an Messstellen an Zählpunkten mit einem 
Jahresstromverbrauch von über 10 000 Kilo-
wattstunden bis einschließlich 20 000 Kilo-
wattstunden, an Messstellen an Zählpunkten 
mit einer steuerbaren Verbrauchseinrich-
tung, über die eine Vereinbarung nach § 14a 
des Energiewirtschaftsgesetzes besteht, oder 
an Messstellen an Zählpunkten von Anlagen 
mit einer installierten Leistung bis ein-
schließlich 15 Kilowatt für den Messstellen-
betrieb für jeden Zählpunkt insgesamt brutto 
jährlich nicht mehr als 130 Euro in Rechnung 
gestellt werden, davon nicht mehr als 

a) 80 Euro brutto jährlich dem Anschluss-
netzbetreiber sowie 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) 50 Euro brutto jährlich dem Anschluss-
nutzer, 

b) u n v e r ä n d e r t  

5. an Messstellen an Zählpunkten mit einem 
Jahresstromverbrauch von über 6 000 Kilo-

5. u n v e r ä n d e r t  
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wattstunden bis einschließlich 10 000 Kilo-
wattstunden für den Messstellenbetrieb für 
jeden Zählpunkt insgesamt brutto jährlich 
nicht mehr als 120 Euro in Rechnung gestellt 
werden, davon nicht mehr als 

a) 80 Euro brutto jährlich dem Anschluss-
netzbetreiber sowie 

 

b) 40 Euro brutto jährlich dem Anschluss-
nutzer. 

 

(2) Die Ausstattung einer Messstelle mit 
intelligenten Messsystemen und einer Steue-
rungseinrichtung am Netzanschlusspunkt nach 
§ 29 Absatz 1 Nummer 2 ist wirtschaftlich ver-
tretbar, wenn vom grundzuständigen Messstellen-
betreiber für den Messstellenbetrieb nicht mehr 
als die folgenden Beträge in Rechnung gestellt 
werden: 

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. dem Anschlussnutzer und dem Anschluss-
netzbetreiber für jeden mit intelligenten 
Messsystemen auszustattenden Zählpunkt 
nicht mehr als die nach den Absätzen 1 und 
5 zulässigen Preisobergrenzen sowie 

 

2. zusätzlich zu dem Betrag nach Nummer 1 
dem Anschlussnehmer und dem Anschluss-
netzbetreiber jeweils nicht mehr als 50 Euro 
brutto jährlich für Einbau und Betrieb einer 
Steuerungseinrichtung am Netzanschluss-
punkt. 

 

(3) Die optionale Ausstattung einer Mess-
stelle mit einem intelligenten Messsystem nach 
§ 29 Absatz 2 ist für die Zeit ab dem 1. Januar 
2025 wirtschaftlich vertretbar, wenn vom grund-
zuständigen Messstellenbetreiber brutto jährlich 
nicht mehr als 60 Euro in Rechnung gestellt wer-
den, davon nicht mehr als 

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. 30 Euro dem Anschlussnetzbetreiber sowie  

2. 30 Euro dem Anschlussnutzer.  

(4) Zur Bemessung des Jahresstromver-
brauchs an einem Zählpunkt nach den Absätzen 1 
und 3 ist der Durchschnittswert der jeweils letzten 
drei erfassten Jahresverbrauchswerte maßgeblich. 
Solange noch keine drei Jahreswerte nach Satz 1 
vorliegen, erfolgt eine Zuordnung zur Ver-
brauchsgruppe entsprechend der Jahresverbrauch-
sprognose des Netzbetreibers. Der grundzustän-
dige Messstellenbetreiber hat den Durchschnitts-
wert nach Satz 1 jährlich zu überprüfen und, so-

(4) u n v e r ä n d e r t  
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weit erforderlich, das für den Messstellenbetrieb 
nach den vorstehenden Absätzen in Rechnung zu 
stellende Entgelt anzupassen. 

(5) Wird bei einem Anschlussnutzer ein 
Zählpunkt von mehr als einem Anwendungsfall 
des Absatzes 1 oder des Absatzes 3 erfasst, so sind 
für die Zeit ab dem 1. Januar 2025 die Vorgaben 
des Absatzes 1 beziehungsweise des Absatzes 3 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass dem An-
schlussnutzer und dem Anschlussnetzbetreiber 
für den Messstellenbetrieb des mit einem intelli-
genten Messsystem ausgestatteten Zählpunkts 
maximal die höchste einschlägige fallbezogene 
Preisobergrenze und dem Anschlussnutzer und 
Anschlussnetzbetreiber nicht mehr als die indivi-
duelle Preisobergrenze in Rechnung gestellt wer-
den darf; dabei ist zur Bestimmung der jeweiligen 
fallbezogenen Preisobergrenzen die Summe des 
dem Anschlussnetzbetreiber und dem Anschluss-
nutzer jeweils brutto jährlich höchstens in Rech-
nung zu stellenden Betrags maßgeblich. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Sobald die Bundesnetzagentur eine 
Festlegung nach § 33 erlassen hat, sind die dort 
festgesetzten Preisobergrenzen anstelle der in den 
Absätzen 1 bis 3 geregelten Preisobergrenzen an-
zuwenden.“ 

(6) Solange und soweit die Bundesnetza-
gentur eine Festlegung nach § 33 getroffen hat, 
sind ab dem in der Festlegung vorgesehenen 
Datum die dort festgesetzten Preisobergrenzen 
anstelle der in den Absätzen 1 bis 3 geregelten 
Preisobergrenzen anzuwenden.“ 

9. § 31 wird wie folgt geändert: 9. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „ab 
2025“ durch die Wörter „bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2025“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Preisober-
grenzen nach den“ gestrichen. 

 

10. § 32 wird wie folgt geändert: 10. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „20 
Euro“ durch die Angabe „25 Euro“ ersetzt. 

 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:  

„(2) Sobald die Bundesnetzagentur 
eine Festlegung nach § 33 erlassen hat, sind 
die dort festgesetzten Preisobergrenzen an-
stelle der in Absatz 1 Satz 1 geregelten Preis-
obergrenze anzuwenden.“ 
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11. § 33 wird wie folgt geändert: 11. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: a) u n v e r ä n d e r t  

„§ 33 

 

Anpassungen, Aufhebungen oder Neufestle-
gungen bei Preisobergrenzen und Vermu-
tungstatbeständen; Festlegungskompeten-

zen“. 

 

b) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt ge-
fasst: 

b) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt ge-
fasst: 

„(1) Die Bundesnetzagentur wird er-
mächtigt, durch Festlegung nach § 29 Ab-
satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes 

„(1) Die Bundesnetzagentur wird er-
mächtigt, durch Festlegung nach § 29 Ab-
satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes 

(2) einzelne oder alle Preisobergren-
zen nach den §§ 30 und 32 und einzelne oder 
alle Vermutungstatbestände nach § 35 anzu-
passen, aufzuheben oder neue Preisobergren-
zen oder Vermutungstatbestände festzule-
gen; 

1. einzelne oder alle Preisobergrenzen 
nach den §§ 30 und 32 sowie einzelne 
oder alle Vermutungstatbestände nach 
§ 35 anzupassen, aufzuheben oder neue 
Preisobergrenzen oder Vermutungstat-
bestände festzulegen; 

(3) Regelungen zu treffen zur Ermitt-
lung besonderer Kostenbelastungen einzel-
ner Auffangmessstellenbetreiber oder einer 
Gruppe von Auffangmessstellenbetreibern, 
insbesondere auch im Zusammenhang mit 
der sofortigen Einsetzung eines Auffang-
messstellenbetreibers nach § 12 Absatz 2g 
des Energiewirtschaftsgesetzes sowie mit 
der Übernahme des Notbetriebs nach § 11 
Absatz 2 oder des Übergangs der Grundzu-
ständigkeit nach § 11 Absatz 4, und zur Me-
thodik, wie diese besonderen Kostenbelas-
tungen bundesweit im Rahmen der Entgelte 
für den Messstellenbetrieb und der besonde-
ren Regelungen für Netzentgelte nach § 12 
Absatz 3 Nummer 3 Buchstabe h und i des 
Energiewirtschaftsgesetzes verteilt werden 
können. 

2. Regelungen zu treffen zur Ermittlung 
besonderer Kostenbelastungen einzel-
ner Auffangmessstellenbetreiber oder 
einer Gruppe von Auffangmessstellen-
betreibern, insbesondere auch im Zu-
sammenhang mit der sofortigen Einset-
zung eines Auffangmessstellenbetrei-
bers nach § 12 Absatz 2g des Energie-
wirtschaftsgesetzes sowie mit der Über-
nahme des Notbetriebs nach § 11 Ab-
satz 2 oder des Übergangs der Grundzu-
ständigkeit nach § 11 Absatz 4, und zur 
Methodik, wie diese besonderen Kos-
tenbelastungen bundesweit im Rahmen 
der Entgelte für den Messstellenbetrieb 
und der besonderen Regelungen für 
Netzentgelte nach § 21 Absatz 3 Num-
mer 3 Buchstabe h und i des Energie-
wirtschaftsgesetzes verteilt werden 
können. 

(4) Soweit möglich, berücksichtigt die 
Bundesnetzagentur bei ihren Festlegungen 
nach Absatz 1 die Analysen und Berichte des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Kli-
maschutz nach § 48 Absatz 1.“ 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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12. Die §§ 34 und 35 werden wie folgt gefasst: 12a. § 34 wird wie folgt geändert: 

 a) Die Absätze 1 bis 3 werden wie folgt ge-
fasst: 

„§ 34  

Standard- und Zusatzleistungen des Messstellen-
betreibers 

 

(1) Beim Messstellenbetrieb nach § 3 mit 
intelligenten Messsystemen und, soweit gesetz-
lich vorgesehen, mit intelligenten Messsystemen 
und einer Steuerungseinrichtung am Netzan-
schlusspunkt sind folgende Leistungen Standard-
leistungen: 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. die in § 60 benannten Prozesse und die stan-
dardmäßig erforderliche Datenkommunika-
tion einschließlich 

 

a) soweit nach § 60 Absatz 2 in Verbin-
dung mit § 75 Satz 1 Nummer 4 festge-
legt, der Plausibilisierung und Ersatz-
wertbildung, 

 

b) der Umsetzung von Vorgaben zur da-
tenschutzgerechten Ausgestaltung der 
Zählerstandsgangmessung durch Fest-
legungen der Bundesnetzagentur nach 
§ 47 Absatz 2 Nummer 13, 

 

2. die Übermittlung der nach den §§ 61 und 62 
erforderlichen Informationen an eine An-
wendung auf mobilen Endgeräten, eine An-
wendung in einem Online-Portal, welches ei-
nen geschützten individuellen Zugang er-
möglicht, oder an eine lokale Anzeigeein-
heit, 

 

3. die Bereitstellung der Informationen über 
das Potenzial intelligenter Messsysteme im 
Hinblick auf die Handhabung der Ablesung 
und die Überwachung des Energiever-
brauchs sowie eine Softwarelösung, die An-
wendungsinformationen zum intelligenten 
Messsystem, zu Stromsparhinweisen und 
Stromsparanwendungen nach dem Stand von 
Wissenschaft und Technik enthält, Ausstat-
tungsmerkmale und Beispielanwendungen 
beschreibt und Anleitungen zu deren Befol-
gung gibt, 

 

4. nach Maßgabe der §§ 56 und 64 die Erhe-
bung von viertelstundengenauen Netzzu-
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standsdaten und deren tägliche Übermittlung 
an den Netzbetreiber über das Smart-Meter-
Gateway, 

5. der Einbau und Betrieb einer Steuerungsein-
richtung am Netzanschlusspunkt einschließ-
lich, soweit erforderlich, ihrer informations-
technischen Anbindung an ein Smart-Meter-
Gateway und an zum Ausstattungszeitpunkt 
vorhandene zu steuernde Einrichtungen, ins-
besondere Energiemanagementsysteme, An-
lagen oder steuerbare Verbrauchseinrichtun-
gen, sowie der Konfiguration und Paramet-
rierung des Smart-Meter-Gateways und der 
Steuerungseinrichtung, 

 

6. zur Steuerung von Verbrauchseinrichtungen 
und Netzanschlüssen nach § 14a des Ener-
giewirtschaftsgesetzes 

 

a) die für die Vorgabe eines minimalen 
oder maximalen Wirkleistungsbezugs 
am Netzanschluss oder an steuerbaren 
Verbrauchseinrichtungen nach Maß-
gabe von Festlegungen der Bundesnetz-
agentur zu § 14a des Energiewirt-
schaftsgesetzes notwendige Datenkom-
munikation über das Smart-Meter-Ga-
teway und eine daran angebundene 
Steuerungseinrichtung, 

 

b) über Buchstabe a hinausgehende erfor-
derliche Maßnahmen zur netzorientier-
ten Steuerung nach Maßgabe von Fest-
legungen der Bundesnetzagentur nach 
§ 14a des Energiewirtschaftsgesetzes, 

 

7. die für die Anpassung der Wirkleistungs- 
oder Blindleistungserzeugung oder des 
Wirkleistungsbezugs nach § 13a des Ener-
giewirtschaftsgesetzes notwendige Daten-
kommunikation über das Smart-Meter-Gate-
way und eine daran angebundene Steue-
rungseinrichtung, 

 

8. die notwendige Datenkommunikation über 
das Smart-Meter-Gateway und eine daran 
angebundene Steuerungseinrichtung 

 

a) für die Direktvermarktung von Anlagen 
nach dem Erneuerbare-Energien-Ge-
setz oder dem Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetz, 
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b) für die marktgestützte Beschaffung von 
Flexibilitätsdienstleistungen nach § 14c 
des Energiewirtschaftsgesetzes und  

 

c) für die Vorgabe eines minimalen oder 
maximalen Wirkleistungsbezugs durch 
einen vom Anschlussnutzer oder An-
schlussnehmer beauftragten Dritten so-
wie 

 

9. die Erfüllung weiterer sich aus den Festle-
gungen der Bundesnetzagentur nach den 
§§ 47 und 75 ergebender Pflichten, insbeson-
dere zu Geschäftsprozessen, Datenformaten, 
Abrechnungsprozessen, Verträgen oder zur 
Bilanzierung. 

 

(2) Zum Messstellenbetrieb gehören auch 
die diskriminierungsfrei anzubietenden Leistun-
gen des Messstellenbetreibers, die über die Stan-
dardleistungen nach Absatz 1 hinausgehen (Zu-
satzleistungen). Energieversorgungsunterneh-
men, Direktvermarktungsunternehmer, Letztver-
braucher, Anschlussbegehrende nach dem Erneu-
erbare-Energien-Gesetz, Anlagenbetreiber und 
Anschlussnehmer können für sich oder ihre Kun-
den folgende Zusatzleistungen vom Messstellen-
betreiber verlangen: 

(2) Zum Messstellenbetrieb gehören 
auch die diskriminierungsfrei anzubietenden 
Leistungen des Messstellenbetreibers, die 
über die Standardleistungen nach Absatz 1 
hinausgehen (Zusatzleistungen). Energiever-
sorgungsunternehmen, Direktvermarktungs-
unternehmer, Letztverbraucher, Anschluss-
begehrende nach dem Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz, Anlagenbetreiber und An-
schlussnehmer können für sich oder ihre 
Kunden folgende Zusatzleistungen vom 
Messstellenbetreiber verlangen: 

1. ab dem 1. Januar 2025 die vorzeitige Aus-
stattung von Messstellen an Zählpunkten der 
Sparte Elektrizität mit einem intelligenten 
Messsystem innerhalb von vier Monaten ab 
Beauftragung, auch an nicht von § 29 Ab-
satz 1 oder Absatz 2 erfassten Messstellen, 
insbesondere an nicht bilanzierungsrelevan-
ten Unterzählpunkten innerhalb von Kun-
denanlagen im Sinne des § 3 Nummer 59 
und 60 des Energiewirtschaftsgesetzes, ab 
dem 1. Juli 2026 auch an Zählpunkten der 
Sparte Gas innerhalb von vier Monaten ab 
Beauftragung, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die zusätzliche Ausstattung von Messstellen 
mit Steuerungseinrichtungen, soweit erfor-
derlich, ihre informationstechnische Anbin-
dung an ein Smart-Meter-Gateway und an 
vorhandene zu steuernde Einrichtungen, ins-
besondere Energiemanagementsysteme, so-
wie die Konfiguration und Parametrierung 
von Smart-Meter-Gateway und Steuerungs-
einrichtungen, 

2. u n v e r ä n d e r t  

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.



 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 27 – Drucksache 20/14773
 
 

Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses 

3. die Übermittlung von abrechnungsrelevan-
ten Messdaten aus dem Submetering-System 
der Liegenschaft nach der Heizkostenverord-
nung über das Smart-Meter-Gateway, 

3. die Übermittlung von abrechnungsrele-
vanten Messdaten über das Smart-
Meter-Gateway aus dem Submetering-
System der Liegenschaft nach der Ver-
ordnung über Heizkostenabrechnung 
in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Oktober 2009 (BGBl. I S. 
3250), die zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 16. Oktober 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 280) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung, 

4. die notwendige informationstechnische An-
bindung von Hauptmesseinrichtungen einer 
weiteren Sparte im Sinne des § 6 Absatz 1 
Nummer 2 an ein Smart-Meter-Gateway ein-
schließlich der täglichen Übermittlung von 
abrechnungsrelevanten Messdaten, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. ab dem 1. Januar 2028 die für die Teilnahme 
am Regelenergiemarkt notwendige Daten-
kommunikation über das Smart-Meter-Gate-
way einschließlich der notwendigen infor-
mationstechnischen Anbindung an das 
Smart-Meter-Gateway, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. nach Maßgabe der §§ 56 und 64 die Erhe-
bung und die minütliche Übermittlung von 
Netzzustandsdaten an den Netzbetreiber 
über das Smart-Meter-Gateway an bis zu 25 
Prozent der vom Messstellenbetreiber in dem 
jeweiligen Netzgebiet mit intelligenten 
Messsystemen ausgestatteten Netzan-
schlüsse, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. die Bereitstellung und den technischen Be-
trieb des Smart-Meter-Gateways, seiner 
Schnittstellen und Kanäle für Auftrags-
dienstleistungen des Anschlussnutzers oder 
des Anschlussnehmers und Mehrwert-
dienste, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. nach Maßgabe einer Festlegung der Bundes-
netzagentur nach § 47 Absatz 3 Nummer 2 
die schwarzfallrobuste Ausführung der Aus-
stattung von Messstellen mit Mess- und Steu-
erungseinrichtungen und in den Fällen der 
Nummern 5 und 6 sowie des Absatzes 1 
Nummer 1, 4 bis 9 jeweils die Abwicklung 
der notwendigen Datenkommunikation über 
eine unterbrechungsfreie, schwarzfallfeste, 
dedizierte Weitverkehrskommunikations-
verbindung, 

8. nach Maßgabe einer Verordnung nach 
Absatz 4 in den Fällen der Nummern 5 
und 6 sowie des Absatzes 1 Nummer 1, 
4 bis 9 jeweils die Abwicklung der not-
wendigen Datenkommunikation über 
eine unterbrechungsfreie, schwarzfall-
feste, dedizierte Weitverkehrskommu-
nikationsverbindung, 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.



 

Drucksache 20/14773 – 28 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode

 
 

Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses 

9. bei nicht mit einem intelligenten Messsystem 
ausgestatteten Messstellen die Ausstattung 
der Messstelle mit erforderlichen techni-
schen Einrichtungen zur Ermöglichung einer 
Tarifierung bezogener elektrischer Energie 
in mindestens zwei Tarifstufen, 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. die tägliche Übermittlung aller nach § 55 
Absatz 1, 3 und 4 an einer Messstelle erho-
benen und nach § 60 aufbereiteten Mess-
werte an weitere vom Anschlussnutzer oder 
Anlagenbetreiber beauftragte Dritte im Rah-
men der elektronischen Marktkommunika-
tion nach den Festlegungen der Bundesnetz-
agentur. 

10. u n v e r ä n d e r t  

Messstellenbetreiber können dem Anspruchsteller 
die Bereitstellung von Zusatzleistungen nach 
Satz 2 nur so lange und insoweit verweigern, wie 
die Bereitstellung von Zusatzleistungen aus tech-
nischen Gründen nicht möglich ist oder die Mess-
stellenbetreiber nach § 31 Absatz 1 von der Er-
bringung der Leistung befreit sind. Grundzustän-
dige Messstellenbetreiber können die vorzeitige 
Ausstattung mit intelligenten Messsystemen nach 
Satz 2 Nummer 1 vorübergehend zurückstellen, 
soweit und solange hierdurch die Erfüllung der 
Ausstattungsverpflichtungen nach § 45 nicht ge-
fährdet ist; dabei bleibt Satz 3 unberührt. Die 
Gründe für die Verweigerung nach Satz 3 oder die 
Zurückstellung eines Auftrags nach Satz 4 sind 
nachvollziehbar in Textform zu begründen. Im 
Fall der Zurückstellung nach Satz 4 hat der Mess-
stellenbetreiber darüber hinaus einen genauen und 
verbindlichen Zeitplan für die Bearbeitung des 
Auftrags mitzuteilen. 

Messstellenbetreiber können dem Anspruch-
steller die Bereitstellung von Zusatzleistun-
gen nach Satz 2 nur so lange und insoweit 
verweigern, wie die Bereitstellung von Zu-
satzleistungen aus technischen Gründen 
nicht möglich ist oder die Messstellenbetrei-
ber nach § 31 Absatz 1 von der Erbringung 
der Leistung befreit sind. Grundzuständige 
Messstellenbetreiber können die vorzeitige 
Ausstattung mit intelligenten Messsystemen 
nach Satz 2 Nummer 1 vorübergehend zu-
rückstellen, soweit und solange hierdurch die 
Erfüllung der Ausstattungsverpflichtungen 
nach § 45 nicht gefährdet ist; dabei bleibt 
Satz 3 unberührt. Die Gründe für die Ver-
weigerung nach Satz 3 oder die Zurückstel-
lung eines Auftrags nach Satz 4 sind nach-
vollziehbar in Textform zu begründen. Im 
Fall der Zurückstellung nach Satz 4 hat der 
Messstellenbetreiber darüber hinaus einen 
genauen und verbindlichen Zeitplan für die 
Bearbeitung des Auftrags mitzuteilen. 

(3) Messstellenbetreiber können nach eige-
nem Ermessen weitere Zusatzleistungen anbieten, 
insbesondere 

(3) Messstellenbetreiber können nach 
eigenem Ermessen weitere Zusatzleistungen 
anbieten, insbesondere 

1. das über Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 und 3 
hinausgehende Energiemanagement von re-
gelbaren Erzeugungs- und Verbrauchsein-
richtungen, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Erhebung von Zustandsdaten der Netze 
anderer Sparten und 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. die Ausstattung von Messstellen mit Strom- 
und Spannungswandlern und deren anschlie-
ßenden Betrieb. 

3. die Ausstattung von Messstellen mit 
Strom- und Spannungswandlern und 
deren anschließenden Betrieb.“ 
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 b) In Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 wird die An-
gabe „Nummer 11“ durch die Angabe 
„Nummer 8“ ersetzt. 

 

12b. § 35 wird wie folgt gefasst: 

§ 35 „§ 35 

Angemessenes Entgelt für Zusatzleistungen des 
grundzuständigen Messstellenbetreibers 

Angemessenes Entgelt für Zusatzleistungen des 
grundzuständigen Messstellenbetreibers 

(1) Der grundzuständige Messstellenbe-
treiber darf für seine Zusatzleistungen nach § 34 
Absatz 2 und 3 zuzüglich zu den in § 30 genann-
ten Entgelten ein zusätzliches angemessenes Ent-
gelt erheben. Die Angemessenheit des zusätzli-
chen Entgelts wird hinsichtlich der nachfolgend 
genannten Zusatzleistungen ab dem 1. Januar 
2025 vermutet, wenn jeweils nicht mehr als die 
folgenden Höchstbeträge brutto in Rechnung ge-
stellt werden: 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. für die vorzeitige Ausstattung von Messstel-
len an Zählpunkten der Sparte Elektrizität 
mit einem intelligenten Messsystem nach 
§ 34 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 nicht mehr 
als einmalig 100 Euro sowie bei optionalen 
Einbaufällen nach § 30 Absatz 3 ein laufen-
des Zusatzentgelt von nicht mehr als 30 Euro 
jährlich; bei nicht von § 29 Absatz 1 oder 
Absatz 2 erfassten Messstellen darf zusätz-
lich ein jährliches Entgelt erhoben werden, 
das die Preisobergrenzen einhält, welche in 
entsprechender Anwendung von § 30 für den 
jeweiligen Unterzählpunkt anzuwenden sein 
würden, 

 

2. für Leistungen nach § 34 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 10 nicht mehr als jeweils 30 Euro 
jährlich. 

 

(2) Das angemessene Entgelt nach Ab-
satz 1 darf keine Kosten enthalten, die beim 
grundzuständigen Messstellenbetreiber in Erfül-
lung der Pflichten nach den §§ 29 bis 32 ohnehin 
anfallen würden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Sobald die Bundesnetzagentur eine 
Festlegung nach § 33 erlassen hat, sind die dort 
festgesetzten Höchstbeträge anstelle der in Ab-
satz 1 Satz 2 geregelten Vermutungsregelungen 
anzuwenden.“ 

(3) Solange und soweit die Bundesnetza-
gentur eine Festlegung nach § 33 getroffen hat, 
sind ab dem in der Festlegung vorgesehenen 
Datum die dort festgesetzten Höchstbeträge an-
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stelle der in Absatz 1 Satz 2 geregelten Vermu-
tungsregelungen anzuwenden.“ 

13. § 36 wird wie folgt geändert: 13. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Preisober-
grenzen“ durch das Wort „Vermutungstatbe-
stände“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„einem intelligenten Messsystem“ die Wör-
ter „, einer Steuerungseinrichtung“ einge-
fügt. 

 

14. § 45 wird wie folgt gefasst: 14. § 45 wird wie folgt gefasst: 

„§ 45 „§ 45 

Ausstattungsverpflichtungen des grundzuständi-
gen Messstellenbetreibers 

Ausstattungsverpflichtungen des grundzuständi-
gen Messstellenbetreibers 

(1) Der grundzuständige Messstellenbe-
treiber erfüllt seine Ausstattungsverpflichtungen 
nach § 29 Absatz 1, wenn er 

(1) Der grundzuständige Messstellenbe-
treiber erfüllt seine Ausstattungsverpflichtungen 
nach § 29 Absatz 1, wenn er 

1. bei Anlagenbetreibern in den Fällen nach 
§ 30 Absatz 1 Nummer 1 spätestens ab dem 
Jahr 2028 mit der erforderlichen Ausstattung 
beginnt und 

1. u n v e r ä n d e r t  

a) die bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2028 ausgestatteten Messstellen min-
destens 90 Prozent der im Zeitraum 
vom 1. Oktober 2027 bis zum Ablauf 
des 30. September 2028 neu in Betrieb 
genommenen installierten Leistung er-
fassen, 

 

b) die im Zeitraum bis zum Ablauf des 31. 
Dezember 2030 ausgestatteten Mess-
stellen mindestens 90 Prozent der im 
Zeitraum vom 1. Oktober 2028 bis zum 
Ablauf des 30. September 2030 neu in 
Betrieb genommenen installierten Leis-
tung erfassen und 

 

c) die bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2032 ausgestatteten Messstellen min-
destens 90 Prozent der insgesamt instal-
lierten Leistung erfassen, 

 

2. bei Anlagenbetreibern in den nicht von 
Nummer 1 erfassten Fällen nach § 30 Ab-
satz 1 spätestens ab dem Jahr 2025 mit der 
erforderlichen Ausstattung beginnt und 

2. u n v e r ä n d e r t  
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a) die bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2026 ausgestatteten Messstellen min-
destens 90 Prozent der im Zeitraum 
vom … [einsetzen: Datum des Tages 
des Inkrafttretens nach Artikel 9 Ab-
satz 1 dieses Gesetzes] bis zum Ablauf 
des 30. September 2026 neu in Betrieb 
genommenen installierten Leistung er-
fassen, 

 

b) die bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2028 ausgestatteten Messstellen min-
destens 90 Prozent der im Zeitraum 
vom 1. Oktober 2026 bis zum Ablauf 
des 30. September 2028 sowie mindes-
tens 50 Prozent der im Zeitraum vom 1. 
Januar 2018 bis zum Ablauf des … 
[einsetzen: Datum des Tages des In-
krafttretens nach Artikel 9 Absatz 1 
dieses Gesetzes] neu in Betrieb genom-
menen installierten Leistung erfassen, 

 

c) die bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2030 ausgestatteten Messstellen min-
destens 90 Prozent der im Zeitraum 
vom 1. Oktober 2028 bis zum Ablauf 
des 30. September 2030 neu in Betrieb 
genommenen installierten Leistung er-
fassen und 

 

d) die bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2032 ausgestatteten Messstellen min-
destens 90 Prozent der insgesamt instal-
lierten Leistung erfassen, 

 

3. bei Letztverbrauchern in den Fällen nach 
§ 30 Absatz 1 Nummer 1 spätestens ab dem 
Jahr 2028 mit der erforderlichen Ausstattung 
beginnt und diese 

3. u n v e r ä n d e r t  

a) im Zeitraum bis zum Ablauf des 31. De-
zember 2028 für mindestens 90 Prozent 
der in diesem Zeitraum je Einbaufall-
gruppe neu auszustattenden Messstel-
len, 

 

b) im Zeitraum bis zum Ablauf des 31. De-
zember 2030 für mindestens 90 Prozent 
der in diesem Zeitraum je Einbaufall-
gruppe neu auszustattenden Messstel-
len und 

 

c) bis zum Ablauf des 31. Dezember 2032 
bei mindestens 90 Prozent aller insge-
samt auszustattenden Messstellen  
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abgeschlossen hat,  

4. bei Letztverbrauchern in den nicht von Num-
mer 3 erfassten Fällen nach § 30 Absatz 1 
und 2 jeweils spätestens ab dem 1. Januar 
2025 mit der erforderlichen Ausstattung be-
ginnt und diese 

4. bei Letztverbrauchern in den Fällen nach 
§ 30 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 und § 30 Ab-
satz 2 jeweils spätestens ab dem 1. Januar 
2025 mit der erforderlichen Ausstattung be-
ginnt und diese 

a) bis zum Ablauf des 31. Dezember 2025 
bei mindestens 20 Prozent aller insge-
samt auszustattenden Messstellen, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) im Zeitraum vom … [einsetzen: Datum 
des Inkrafttretens nach Artikel 9 Ab-
satz 1 dieses Gesetzes] bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 2026 für mindestens 
90 Prozent der in diesem Zeitraum neu 
auszustattenden Messstellen, 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) im Zeitraum vom 1. Januar 2027 bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2028 für 
mindestens 90 Prozent der in diesem 
Zeitraum neu auszustattenden Mess-
stellen, 

c) u n v e r ä n d e r t  

d) im Zeitraum vom 1. Januar 2029 bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2030 für 
mindestens 90 Prozent der in diesem 
Zeitraum neu auszustattenden Mess-
stellen und 

d) u n v e r ä n d e r t  

e) bis zum Ablauf des 31. Dezember 2032 
bei mindestens 90 Prozent aller insge-
samt auszustattenden Messstellen  

e) u n v e r ä n d e r t  

abgeschlossen hat.  

Die Zahl der nach § 29 Absatz 1 in Verbindung 
mit Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c und Nummer 2 
Buchstabe d, Nummer 3 Buchstabe c und Num-
mer 4 Buchstabe e auszustattenden Messstellen 
errechnet sich aus der Gesamtanzahl der von der 
Grundzuständigkeit im Netzgebiet erfassten 
Messstellen. Übernimmt ein Unternehmen nach 
§ 41 Absatz 1 die Grundzuständigkeit für mehrere 
Netzgebiete, so ist ab diesem Zeitpunkt für die Er-
füllung der Ausstattungsverpflichtungen nach 
Satz 1 die Gesamtzahl der Messstellen in allen 
von der Grundzuständigkeit erfassten Netzgebie-
ten maßgeblich. In dem zahlenmäßigen Umfang, 
wie nach § 29 Absatz 3 oder nach § 34 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 1 eine Ausstattung von Messstel-
len der Sparte Elektrizität mit intelligenten Mess-
systemen erfolgt, reduziert sich die Zahl der nach 
§ 29 Absatz 1 auszustattenden Messstellen. 

Die Zahl der nach § 29 Absatz 1 in Verbindung 
mit Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c und Nummer 2 
Buchstabe d, Nummer 3 Buchstabe c und Num-
mer 4 Buchstabe e auszustattenden Messstellen 
errechnet sich aus der Gesamtanzahl der von der 
Grundzuständigkeit im Netzgebiet erfassten 
Messstellen. Übernimmt ein Unternehmen nach 
§ 41 Absatz 1 die Grundzuständigkeit für mehrere 
Netzgebiete, so ist ab diesem Zeitpunkt für die Er-
füllung der Ausstattungsverpflichtungen nach 
Satz 1 die Gesamtzahl der Messstellen in allen 
von der Grundzuständigkeit erfassten Netzgebie-
ten maßgeblich. In dem zahlenmäßigen Umfang, 
wie nach § 29 Absatz 3 oder nach § 34 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 1 eine Ausstattung von Messstel-
len der Sparte Elektrizität mit intelligenten Mess-
systemen erfolgt, reduziert sich die Zahl der nach 
§ 29 Absatz 1 auszustattenden Messstellen. 
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(2) Kommt der grundzuständige Messstel-
lenbetreiber seinen Verpflichtungen nach § 29 
Absatz 1 nicht nach, so kann die Bundesnetzagen-
tur Maßnahmen nach § 76 anordnen. § 12 Ab-
satz 2g des Energiewirtschaftsgesetzes bleibt un-
berührt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Bei der Erfüllung ihrer Ausstattungs-
verpflichtungen nach § 29 Absatz 1 haben sich 
grundzuständige Messstellenbetreiber regelmäßig 
mit den für ihr Netzgebiet zuständigen Betreibern 
von Elektrizitätsverteilernetzen und Betreibern 
von Übertragungsnetzen abzustimmen und deren 
netzbetriebliche Anforderungen angemessen zu 
berücksichtigen. Grundzuständige Messstellenbe-
treiber können mit den in Satz 1 genannten Netz-
betreibern verbindliche Vereinbarungen über die 
Umsetzung ihrer Ausstattungsverpflichtungen ab-
schließen. Vereinbarungen nach Satz 2 können 
insbesondere Regelungen über die zeitliche oder 
örtliche Priorisierung von Einbaufällen sowie 
über Ausstattungspflichten des grundzuständigen 
Messstellenbetreibers treffen, welche über die 
Verpflichtungen nach § 29 Absatz 1 oder die in 
Absatz 1 genannten Vorgaben hinausgehen. So-
weit Festlegungen der Bundesnetzagentur nach 
§ 33 Absatz 1 dies vorsehen, können Vereinba-
rungen nach Satz 2 zudem von § 30 abweichende 
Messentgelte der Netzbetreiber und entsprechend 
höhere Gesamtpreisobergrenzen vorsehen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Bundesnetzagentur veröffentlicht 
auf ihrer Internetseite regelmäßig unternehmens-
individuelle sowie aggregierte Kennzahlen zum 
Fortschritt der jeweiligen Verpflichteten in Bezug 
auf die zu erreichenden Ausstattungsziele nach 
Absatz 1 einschließlich, soweit erforderlich, et-
waiger darin enthaltener Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse. Die Bundesnetzagentur darf die zur 
Veröffentlichung nach Satz 1 erhobenen Daten 
auch für den Bericht nach § 77 verwenden.“ 

(4) u n v e r ä n d e r t  

15. In § 52 Absatz 3 Satz 3 Nummer 2 Buchstabe a 
und b werden jeweils die Wörter „§ 66 Absatz 1 
Nummer 3 und 5“ durch die Wörter „§ 66 Ab-
satz 1 Nummer 3 und 4“ ersetzt. 

15. u n v e r ä n d e r t  

16. § 60 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 16. § 60 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Zur Erfüllung seiner energiewirtschaft-
lichen Verpflichtungen nach Absatz 1 übermittelt 
der Messstellenbetreiber unter Beachtung der An-
forderungen nach Absatz 2 und des § 52 Absatz 3 
standardmäßig 

„(3) Zur Erfüllung seiner energiewirtschaft-
lichen Verpflichtungen nach Absatz 1 übermittelt 
der Messstellenbetreiber unter Beachtung der An-
forderungen nach Absatz 2 und des § 52 Absatz 3 
standardmäßig 
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1. dem Betreiber eines Verteilernetzes 1. u n v e r ä n d e r t  

a) in den Fällen des § 55 Absatz 1 Num-
mer 1 für die in § 66 Absatz 1 genann-
ten Zwecke täglich für den Vortag, auf 
Anforderung des Betreibers von Vertei-
lernetzen auch viertelstündlich, die 
Last- oder Zählerstandsgänge, 

 

b) in den Fällen des § 55 Absatz 1 Num-
mer 2 bei Zählpunkten mit registrieren-
der Lastgangmessung für die in § 66 
Absatz 1 genannten Zwecke täglich für 
den Vortag, auf Anforderung des Be-
treibers von Verteilernetzen auch vier-
telstündlich, die Lastgänge, 

 

c) in den Fällen des § 55 Absatz 1 Num-
mer 2 bei Zählpunkten mit intelligenten 
Messsystemen für die in § 66 Absatz 1 
Nummer 3 und 6 genannten Zwecke 
täglich für den Vortag, auf Anforderung 
des Betreibers von Verteilernetzen auch 
viertelstündlich, die Last- oder Zähler-
standsgänge, 

 

d) in den Fällen des § 55 Absatz 1 Num-
mer 3 bei Zählpunkten mit registrieren-
der Lastgangmessung für die in § 66 
Absatz 1 genannten Zwecke täglich für 
den Vortag, auf Anforderung des Be-
treibers von Verteilernetzen auch vier-
telstündlich, die Lastgänge, 

 

e) in den Fällen des § 55 Absatz 1 Num-
mer 3 bei Zählpunkten mit intelligenten 
Messsystemen für die in § 66 Absatz 1 
Nummer 3, 4 und 6 genannten Zwecke 
täglich für den Vortag, auf Anforderung 
des Betreibers von Verteilernetzen auch 
viertelstündlich, die Zählerstands-
gänge, 

 

f) in den Fällen des § 55 Absatz 3 und 4 
bei Zählpunkten mit registrierender 
Einspeisegangmessung oder mit intelli-
genten Messsystemen für die in § 66 
Absatz 1 genannten Zwecke täglich für 
den Vortag, auf Anforderung des Be-
treibers von Verteilernetzen auch vier-
telstündlich, die Einspeise- oder Zähler-
standsgänge, 

 

g) bei Messstellen mit intelligenten Mess-
systemen, die nicht von den Buchstaben 
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a bis e erfasst sind, soweit möglich, mo-
natlich für den Vormonat in geeignet 
aggregierter Form die Zählerstands-
gänge, andernfalls jährlich Jahresar-
beitswerte; 

2. dem Übertragungsnetzbetreiber und Bilanz-
koordinator 

2. u n v e r ä n d e r t  

a) in den Fällen des § 55 Absatz 1 Num-
mer 1 für die in § 66 Absatz 1 und § 67 
Absatz 1 genannten Zwecke täglich für 
den Vortag, auf Anforderung des Über-
tragungsnetzbetreibers oder des Bilanz-
koordinators auch viertelstündlich, die 
Last- oder Zählerstandsgänge, 

 

b) in den Fällen des § 55 Absatz 1 Num-
mer 2 bei Zählpunkten mit registrieren-
der Lastgangmessung für die in § 66 
Absatz 1 und § 67 Absatz 1 genannten 
Zwecke täglich für den Vortag, auf An-
forderung des Übertragungsnetzbetrei-
bers oder des Bilanzkoordinators auch 
viertelstündlich, die Lastgänge, 

 

c) in den Fällen des § 55 Absatz 1 Num-
mer 2 bei Zählpunkten mit intelligenten 
Messsystemen für die in § 66 Absatz 1 
Nummer 3 und 6 sowie § 67 Absatz 1 
Nummer 1 genannten Zwecke täglich 
für den Vortag, auf Anforderung des 
Übertragungsnetzbetreibers oder des 
Bilanzkoordinators auch viertelstünd-
lich, die Zählerstandsgänge, 

 

d) in den Fällen des § 55 Absatz 1 Num-
mer 3 bei Zählpunkten mit registrieren-
der Lastgangmessung für die in § 66 
Absatz 1 und § 67 Absatz 1 genannten 
Zwecke täglich für den Vortag, auf An-
forderung des Übertragungsnetzbetrei-
bers oder des Bilanzkoordinators auch 
viertelstündlich, die Lastgänge, 

 

e) in den Fällen des § 55 Absatz 1 Num-
mer 3 bei Zählpunkten mit intelligenten 
Messsystemen für die in § 66 Absatz 1 
Nummer 3, 4 und 6 sowie § 67 Absatz 1 
Nummer 1 genannten Zwecke täglich 
für den Vortag, auf Anforderung des 
Übertragungsnetzbetreibers oder des 
Bilanzkoordinators auch viertelstünd-
lich, die Zählerstandsgänge, 
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f) in den Fällen des § 55 Absatz 3 und 4 
bei Zählpunkten mit registrierender 
Einspeisegangmessung oder mit intelli-
genten Messsystemen für die in § 66 
Absatz 1 und § 67 Absatz 1 genannten 
Zwecke täglich für den Vortag, auf An-
forderung des Übertragungsnetzbetrei-
bers oder des Bilanzkoordinators auch 
viertelstündlich, die Einspeise- oder 
Zählerstandsgänge, 

 

g) bei Messstellen mit intelligenten Mess-
systemen, die nicht von den Buchstaben 
a bis f erfasst sind, soweit möglich, mo-
natlich für den Vormonat in geeignet 
aggregierter Form die Zählerstands-
gänge, andernfalls jährlich Jahresar-
beitswerte; 

 

3. dem Energielieferanten 3. u n v e r ä n d e r t  

a) in den Fällen des § 55 Absatz 1 Num-
mer 1 und 3 für die in § 69 Absatz 1 ge-
nannten Zwecke täglich für den Vortag 
die Last- oder Zählerstandsgänge, 

 

b) in den Fällen des § 55 Absatz 1 Num-
mer 2 für die in § 69 Absatz 1 Num-
mer 1, 5 und 6 genannten Zwecke täg-
lich für den Vortag die Last- oder Zäh-
lerstandsgänge, 

 

c) in den Fällen des § 55 Absatz 3 und 4 
bei Zählpunkten mit registrierender 
Einspeisegangmessung oder mit intelli-
genten Messsystemen für die in § 69 
Absatz 1 genannten Zwecke täglich für 
den Vortag die Einspeise- oder Zähler-
standsgänge, 

 

d) bei Messstellen mit registrierender 
Lastgangmessung oder mit intelligen-
ten Messsystemen, die nicht von den 
Buchstaben a bis c erfasst sind, soweit 
möglich, monatlich für den Vormonat 
in geeignet aggregierter Form die Last- 
oder Zählerstandsgänge, andernfalls 
jährlich Jahresarbeitswerte; 

 

4. dem für die Aufbereitung abrechnungsrele-
vanter Messwerte einer Entnahme- oder Ein-
speisestelle zuständigen Messstellenbetrei-
ber diejenigen Messwerte in derjenigen Auf-
lösung und zu denjenigen Zeitpunkten, die 
dieser seinerseits benötigt, um seinen Ver-

4. u n v e r ä n d e r t  
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pflichtungen aus den Nummern 1 bis 3 unter 
Berücksichtigung der Festlegungen der Bun-
desnetzagentur aus § 20 Absatz 3 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes sowie aus den §§ 47 
und 75 nachkommen zu können. 

Außerhalb der in Satz 1 genannten Fälle dürfen 
Messstellenbetreiber im Rahmen von Zusatzleis-
tungen nach § 34 Absatz 2 und 3 Dritten anony-
misierte und geeignet aggregierte Last-, Zähler-
stands- und Einspeisegänge zur Verfügung stel-
len; etwaige Festlegungen der Bundesnetzagentur 
nach § 47 Absatz 2 Nummer 13 und § 75 sind zu 
beachten.“ 

Außerhalb der in Satz 1 genannten Fälle dürfen 
Messstellenbetreiber im Rahmen von Zusatzleis-
tungen nach § 34 Absatz 2 und 3 Dritten anony-
misierte und geeignet aggregierte Last-, Zähler-
stands- und Einspeisegänge zur Verfügung stel-
len; dabei sind etwaige Festlegungen der Bundes-
netzagentur nach § 47 Absatz 2 Nummer 13 und 
§ 75 zu beachten.“ 

17. § 66 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 17. u n v e r ä n d e r t  

„(1) Der Netzbetreiber darf erhaltene Mess-
werte ausschließlich verarbeiten, soweit dies für 
folgende Zwecke zwingend erforderlich ist: 

 

1. zur Durchführung der Netznutzungsabrech-
nung, 

 

2. zur Abwicklung der Abnahme- und Förder-
pflichten nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz und dem Kraft-Wärme-Kopplungs-
gesetz, 

 

3. zum sicheren, zuverlässigen und leistungsfä-
higen Betrieb und zu einer optimierten Pla-
nung des Energieversorgungsnetzes sowie 
zur Erstellung von Last- und Einspeiseprog-
nosen zwecks datengestützter Optimierung, 
Verstärkung und Ausbaus des Energiever-
sorgungsnetzes, 

 

4. zur netzplanerischen Berücksichtigung und 
netzbetrieblichen Durchführung von Maß-
nahmen nach den §§ 13a und 14a des Ener-
giewirtschaftsgesetzes, insbesondere durch 
eine dynamische Steuerung anhand der tat-
sächlichen sowie der prognostizierten Netz-
auslastung, 

 

5. zur Bestimmung der Konzessionsabgabe 
nach der Konzessionsabgabenverordnung, 

 

6. zur effizienten Bewirtschaftung seines Diffe-
renzbilanz- und Netzverlustbilanzkreises, 
einschließlich Prognosen zur Vermeidung 
von Bilanzkreisabweichungen und zur Ver-
besserung von Standardlastprofilen, 

 

7. zur Aggregation der Last- und Einspeise-
gänge von Einzelzählpunkten zu Bilanz-
kreissummenzeitreihen je Bilanzkreis und 
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Bilanzierungsgebiet für die Einbeziehung in 
die Bilanzkreisabrechnung in den Fällen, die 
nicht von § 67 Absatz 1 Nummer 6 erfasst 
sind, 

8. zur Erhebung von Umlagen nach dem Ener-
giefinanzierungsgesetz, 

 

9. zur Überprüfung der Verpflichtungen von 
Netzbetreibern zur Erstellung des Gesamtbe-
richtes nach § 12 Absatz 2a bis 2c des Ener-
giewirtschaftsgesetzes, 

 

10. zur Erfüllung weiterer sich aus den Festle-
gungen der Bundesnetzagentur nach § 20 
Absatz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes so-
wie nach § 75 dieses Gesetzes ergebender 
Pflichten.“ 

 

Artikel 3 Artikel 3 

Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 
2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch … [einset-
zen: Datum und Fundstelle der letzten Änderung] ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 
2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel … 
des Gesetzes vom … [einsetzen: Datum und Fund-
stelle der letzten Änderung] geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 3 Nummer 42a wird das Wort „Stromstun-
denkontrakten“ durch die Wörter „Stromviertel-
stundenkontrakten am Day-Ahead-Markt“ er-
setzt. 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Dem § 100 werden die folgenden Absätze 43 bis 
45 angefügt: 

2. Dem § 100 werden die folgenden Absätze 43 bis 
45 angefügt: 

„(43) Für Strom aus Anlagen nach Absatz 1 
sind abweichend von Absatz 1 ab dem 1. Januar 
2025 § 3 Nummer 42a und Anlage 1 anstelle von 
§ 3 Nummer 42a und Anlage 1 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2022 
geltenden Fassung anzuwenden.  

„(43) Für Strom aus Anlagen nach Absatz 1 
sind abweichend von Absatz 1 und vorbehaltlich 
des Absatzes 44 ab dem 1. Januar 2025 § 3 Num-
mer 42a und Anlage 1 dieses Gesetzes anstelle 
von § 3 Nummer 42a und Anlage 1 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 
2022 geltenden Fassung anzuwenden.  

(44) Für den Zeitraum vom 1. Januar 2025 
bis einschließlich zu dem Tag, an dem die Strom-
börsen erstmals in der vortägigen Auktion am 
Day-Ahead-Markt Stromviertelstundenkontrakte 
der Kopplung der Orderbücher zugrunde legen, 
sind § 3 Nummer 42a und Anlage 1 in der am 31. 
Dezember 2024 geltenden Fassung anzuwenden 
für 

(44) u n v e r ä n d e r t  
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1. die Berechnung der energieträgerspezifi-
schen Monatsmarktwerte nach Anlage 1 
Nummer 3, sofern nicht ein Fall des Satzes 3 
vorliegt, 

 

2. die Veröffentlichungspflichten der Übertra-
gungsnetzbetreiber nach Anlage 1 Num-
mer 5.1, 5.2 und 5.4 und 

 

3. die Mitteilung der Informationen nach An-
lage 1 Nummer 6 durch die Strombörsen an 
die Übertragungsnetzbetreiber. 

 

Für die Berechnung der energieträgerspezifischen 
Jahresmarktwerte nach Anlage 1 Nummer 4 für 
das Jahr 2025 ist Anlage 1 Nummer 4 für den 
Zeitraum bis einschließlich zu dem Tag, an dem 
die Strombörsen erstmals in der vortägigen Auk-
tion am Day-Ahead-Markt Stromviertelstunden-
kontrakte der Kopplung der Orderbücher zu-
grunde legen, mit folgenden Maßgaben anzuwen-
den: 

u n v e r ä n d e r t  

1. als Spotmarktpreis ist für jede Viertelstunde 
einer Kalenderstunde der für die betreffende 
Kalenderstunde ermittelte durchschnittliche 
Strompreis in Cent pro Kilowattstunde, der 
sich in der Preiszone für Deutschland aus der 
Kopplung der Orderbücher aller Strombör-
sen in der vortägigen Auktion von Strom-
stundenkontrakten am Day-Ahead-Markt 
ergibt, anzusetzen und  

 

2. die für jede einzelne Viertelstunde der Ka-
lenderstunde maßgebliche Strommenge wird 
ermittelt, indem die Menge des nach der On-
line-Hochrechnung nach Anlage 1 Num-
mer 5.1 zum Erneuerbare-Energien-Gesetz 
in der am 31. Dezember 2022 geltenden Fas-
sung nach Satz 1 Nummer 2 in dieser Kalen-
derstunde erzeugten Stroms der jeweiligen 
Technologie gleichmäßig auf die Viertel-
stunden verteilt wird.  

 

Fällt der Tag, an dem die Strombörsen erstmals in 
der vortägigen Auktion am Day-Ahead-Markt 
Stromviertelstundenkontrakte der Kopplung der 
Orderbücher zugrunde legen, in einem Monat auf 
einen anderen Tag als den Monatsersten, sind bei 
der Berechnung der energieträgerspezifischen 
Monatsmarktwerte nach Anlage 1 Nummer 3.2 
und 3.3 für diesen Monat die Maßgaben nach 
Satz 2 Nummer 1 und 2 für alle Kalendertage des 
Monats bis einschließlich zu dem Tag, an dem die 
Strombörsen erstmals in der vortägigen Auktion 

u n v e r ä n d e r t  
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am Day-Ahead-Markt Stromviertelstundenkon-
trakte der Kopplung der Orderbücher zugrunde le-
gen, entsprechend anzuwenden. 

(45) Um die Stunden zu ermitteln, in denen 
der Spotmarktpreis nach Maßgabe des § 51 Ab-
satz 1 dieses Gesetzes, nach Maßgabe des § 51 
Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in 
der am … [einsetzen: Datum des Tages vor In-
krafttreten nach Artikel 9 Absatz 1 dieses Geset-
zes] geltenden Fassung und nach Maßgabe des 
§ 51 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes in der am 31. Dezember 2022 geltenden Fas-
sung negativ ist, ist für den Zeitraum vom 1. Ja-
nuar 2025 bis einschließlich zu dem Tag, an dem 
die Strombörsen erstmals in der vortägigen Auk-
tion am Day-Ahead-Markt Stromviertelstunden-
kontrakte der Kopplung der Orderbücher zu-
grunde legen, § 3 Nummer 42a des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2024 
geltenden Fassung anzuwenden. Sofern nach der 
jeweils anzuwendenden Fassung des § 51 Ab-
satz 1 als maßgebliche Zeiteinheit Stunden, in de-
nen der Spotmarktpreis negativ ist, zugrunde zu 
legen sind, ist ab dem Tag, an dem die Strombör-
sen erstmals in der vortägigen Auktion am Day-
Ahead-Markt Stromviertelstundenkontrakte der 
Kopplung der Orderbücher zugrunde legen, eine 
Kalenderstunde dann zu berücksichtigen, wenn 
das arithmetische Mittel aus den Spotmarktprei-
sen der Viertelstunden dieser Kalenderstunde ne-
gativ ist.“ 

(45) u n v e r ä n d e r t  

3. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 3. u n v e r ä n d e r t  

a) In Nummer 3.3.2 wird jeweils das Wort 
„Stunde“ durch das Wort „Viertelstunde“ 
und wird das Wort „Stunden“ durch das 
Wort „Viertelstunden“ ersetzt. 

 

b) In Nummer 4.3.2 wird jeweils das Wort 
„Stunde“ durch das Wort „Viertelstunde“ 
und wird das Wort „Stunden“ durch das 
Wort „Viertelstunden“ ersetzt. 

 

c) In den Nummern 5.1 und 5.2 Buchstabe a 
wird jeweils das Wort „stündlicher“ durch 
das Wort „viertelstündlicher“ ersetzt. 

 

d) Nummer 6 wird wie folgt geändert:  

aa) In Buchstabe a wird das Wort „stündli-
cher“ durch das Wort „viertelstündli-
cher“ ersetzt. 
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bb) In Buchstabe b erster Teilsatz wird das 
Wort „Stunden“ durch das Wort „Vier-
telstunden“ und wird jeweils das Wort 
„Stromstundenkontrakte“ durch das 
Wort „Stromviertelstundenkontrakte“ 
ersetzt. 

 

Artikel 4 Artikel 4 

Weitere Änderung des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes 

Weitere Änderung des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 
2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 3 die-
ses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 
2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 3 die-
ses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 8 werden die folgen-
den Angaben eingefügt: 

a) u n v e r ä n d e r t  

„§ 8a Flexible Netzanschlussvereinbarun-
gen 

 

§ 8b Mitteilung des Einspeiseortes“.  

b) Die Angabe zu § 26 wird wie folgt gefasst: b) u n v e r ä n d e r t  

„§ 26 Abschläge, Fälligkeit und Endab-
rechnung“. 

 

c) Nach der Angabe zu § 52 wird folgende An-
gabe eingefügt: 

c) Nach der Angabe zu § 52 wird folgende An-
gabe eingefügt: 

„§ 52a Netztrennung bei schweren Pflicht-
verstößen“. 

„§ 52a Netztrennung oder Unterbindung 
der Einspeisung durch andere 
Maßnahmen bei schweren Pflicht-
verstößen“. 

d) Die Angabe zu § 94 wird wie folgt gefasst: d) u n v e r ä n d e r t  

„§ 94 Verordnungsermächtigung zu sys-
temdienlichem Anlagenbetrieb“. 

 

2. Dem § 8 Absatz 2 werden die folgenden Sätze an-
gefügt: 

2. u n v e r ä n d e r t  

„Dies kann auch ein Verknüpfungspunkt sein, der 
bereits von einer bestehenden Anlage genutzt 
wird, sofern der Betreiber der bestehenden Anlage 
der Mitnutzung zustimmt. Die Wahl nach Satz 1 
oder Satz 2 kann mit dem Angebot einer flexiblen 
Netzanschlussvereinbarung nach § 8a verbunden 
werden.“ 
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3. Nach § 8 werden die folgenden §§ 8a und 8b ein-
gefügt: 

3. u n v e r ä n d e r t  

„§ 8a 

 

Flexible Netzanschlussvereinbarungen  

(1) Der Netzbetreiber und der Anlagenbe-
treiber können eine anschlussseitige Begrenzung 
der maximalen Wirkleistungseinspeisung in das 
Netz vereinbaren (flexible Netzanschlussverein-
barung). Die Einhaltung der Wirkleistungsbe-
grenzung ist durch den Anlagenbetreiber jederzeit 
durch geeignete technische Maßnahmen sicherzu-
stellen. Die Wirkleistungsbegrenzung kann auch 
auf einzelne Zeitfenster beschränkt sein und in ih-
rer Höhe je Zeitfenster variieren. 

 

(2) In der flexiblen Netzanschlussvereinba-
rung sind insbesondere Regelungen zu treffen 

 

1. zur Höhe der anschlussseitig begrenzten ma-
ximalen Wirkleistungseinspeisung,  

 

2. zu Zeitfenstern mit unterschiedlich hoch be-
grenzten maximalen Wirkleistungseinspei-
sungen, sofern dies ermöglicht werden soll, 

 

3. zur Dauer der anschlussseitigen Begrenzung 
sowie zu den anschließend geltenden Rege-
lungen, sofern die Begrenzung nicht dauer-
haft vorgesehen ist, 

 

4. zur Sicherstellung der technischen Anforde-
rungen an die Begrenzung der maximalen 
Wirkleistungseinspeisung,  

 

5. zur Haftung des Anlagenbetreibers bei Über-
schreitung der maximalen Wirkleistungsein-
speisung und 

 

6. zum Einverständnis anderer Anlagenbetrei-
ber oder Betreiber von Stromspeichern, so-
fern über denselben Netzverknüpfungspunkt 
Anlagen oder Stromspeicher anderer Betrei-
ber bereits angeschlossen sind oder zeit-
gleich angeschlossen werden sollen. 

 

Im Fall des Satzes 1 Nummer 6 sind ergänzende 
Regelungen zu treffen zur gemeinsamen Verant-
wortung der Anlagenbetreiber oder Betreiber von 
Stromspeichern für die Einhaltung der Regelun-
gen sowie zu einer gesamtschuldnerischen Haf-
tung nach Satz 1 Nummer 5. 

 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.



 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 43 – Drucksache 20/14773
 
 

Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses 

(3) Liegt der technisch und wirtschaftlich 
günstigste Verknüpfungspunkt, der im Hinblick 
auf die Spannungsebene geeignet ist, nach § 8 Ab-
satz 1 Satz 1 zweite Alternative nicht an der Stelle 
mit der in der Luftlinie kürzesten Entfernung zum 
Standort der Anlage nach § 8 Absatz 1 Satz 1 
erste Alternative, so hat der Netzbetreiber für die-
sen Punkt die grundsätzliche Möglichkeit des Ab-
schlusses einer flexiblen Netzanschlussvereinba-
rung zu prüfen und dem Anlagenbetreiber das Er-
gebnis dieser Prüfung gemeinsam mit dem Ergeb-
nis seiner Netzverträglichkeitsprüfung mitzutei-
len. 

 

§ 8b 

 

Mitteilung des Einspeiseortes  

Der Netzbetreiber teilt dem Anschlussbegeh-
renden innerhalb von vier Wochen, nachdem sich 
der Netzbetreiber und der Anschlussbegehrende 
auf einen Verknüpfungspunkt geeinigt haben, al-
phanumerische Bezeichnungen des vereinbarten 
Ortes der Messung, der Entnahme und der Ein-
speisung von Energie mit.“ 

 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 4. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 2 werden durch die folgen-
den Absätze 1 bis 2a ersetzt: 

a) Die Absätze 1 bis 2 werden durch die folgen-
den Absätze 1 bis 2a ersetzt: 

„(1) Betreiber von Anlagen oder 
KWK-Anlagen haben den ordnungsgemä-
ßen technischen Zustand der Anlage und der 
elektrischen Anlage hinter der Hausan-
schlusssicherung sicherzustellen, so dass  

„(1) Betreiber von Anlagen oder 
KWK-Anlagen haben den ordnungsgemä-
ßen technischen Zustand der Anlage und der 
jeweiligen elektrischen Anlage hinter der 
Hausanschlusssicherung sicherzustellen, so 
dass  

1. der Messstellenbetreiber seine Ver-
pflichtungen zum Einbau und Betrieb 
von intelligenten Messsystemen und 
Steuerungseinrichtungen nach den 
§§ 3, 29 und 45 des Messstellenbe-
triebsgesetzes erfüllen kann und 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Netzbetreiber oder andere Berechtigte 
jederzeit die Ist-Einspeisung abrufen 
und die Einspeiseleistung bei Anlagen 
und KWK-Anlagen, die Strom in das 
Netz einspeisen, vollständig oder, so-
bald jeweils die technische Möglichkeit 
besteht, stufenweise oder stufenweise 
ferngesteuert regeln können. 

2. Netzbetreiber oder andere Berechtigte 
jederzeit die Ist-Einspeisung abrufen 
und die Einspeiseleistung bei Anlagen 
und KWK-Anlagen, die Strom in das 
Netz einspeisen, vollständig oder, so-
bald jeweils die technische Möglichkeit 
besteht, stufenweise oder stufenlos 
ferngesteuert regeln können. 
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Dabei sind vorbehaltlich sonstiger Rechts-
vorschriften die allgemein anerkannten Re-
geln der Technik zu beachten. Satz 1 ist nicht 
anzuwenden auf Steckersolargeräte mit einer 
installierten Leistung von insgesamt bis zu 2 
Kilowatt und mit einer Wechselrichterleis-
tung von insgesamt bis zu 800 Voltampere, 
die hinter der Entnahmestelle eines Letztver-
brauchers betrieben werden. 

Dabei sind vorbehaltlich sonstiger Rechts-
vorschriften die allgemein anerkannten Re-
geln der Technik zu beachten. Die Sätze 1 
und 2 sind nicht anzuwenden auf Steckerso-
largeräte mit einer installierten Leistung von 
insgesamt bis zu 2 Kilowatt und mit einer 
Wechselrichterleistung von insgesamt bis zu 
800 Voltampere, die hinter der Entnahme-
stelle eines Letztverbrauchers betrieben wer-
den. 

(2) Bis zum Einbau von intelligenten 
Messsystemen und Steuerungseinrichtungen 
nach § 29 Absatz 1 Nummer 2 des Messstel-
lenbetriebsgesetzes und zur erstmaligen er-
folgreichen Testung der Anlage auf Ansteu-
erbarkeit durch den Netzbetreiber über diese 
neu eingebaute Technik sowie unbeschadet 
weiterer Vorgaben im Zusammenhang mit 
der netzorientierten Steuerung von steuerba-
ren Verbrauchseinrichtungen nach § 14a des 
Energiewirtschaftsgesetzes müssen  

(2) Bis zum Einbau von intelligenten 
Messsystemen und Steuerungseinrichtungen 
nach § 29 Absatz 1 Nummer 2 des Messstel-
lenbetriebsgesetzes und zur erstmaligen er-
folgreichen Testung der Anlage oder KWK-
Anlage auf Ansteuerbarkeit durch den Netz-
betreiber über diese neu eingebaute Technik 
sowie unbeschadet weiterer Vorgaben im 
Zusammenhang mit der netzorientierten 
Steuerung von steuerbaren Verbrauchsein-
richtungen nach § 14a des Energiewirt-
schaftsgesetzes müssen  

1. Betreiber von Anlagen oder KWK-An-
lagen mit einer installierten Leistung ab 
100 Kilowatt sicherstellen, dass die An-
lagen mit technischen Einrichtungen 
ausgestattet sind, mit denen der Netzbe-
treiber jederzeit die Ist-Einspeisung ab-
rufen und die Einspeiseleistung ganz 
oder teilweise ferngesteuert reduzieren 
kann, 

1. Betreiber von Anlagen oder KWK-An-
lagen, die jeweils eine installierte 
Leistung von mindestens 100 Kilowatt 
haben, sicherstellen, dass diese Anla-
gen jeweils mit technischen Einrichtun-
gen ausgestattet sind, mit denen der 
Netzbetreiber jederzeit die Ist-Einspei-
sung abrufen und die Einspeiseleistung 
ganz oder teilweise ferngesteuert redu-
zieren kann, 

2. Betreiber von Anlagen oder KWK-An-
lagen mit einer installierten Leistung ab 
25 Kilowatt und von weniger als 100 
Kilowatt 

2. Betreiber von Anlagen oder KWK-An-
lagen, die jeweils eine installierte 
Leistung ab 25 Kilowatt und von weni-
ger als 100 Kilowatt haben, 

a) sicherstellen, dass Anlagen mit 
technischen Einrichtungen ausge-
stattet sind, mit denen der Netzbe-
treiber jederzeit die Einspeiseleis-
tung ganz oder teilweise fernge-
steuert reduzieren kann, und 

a) sicherstellen, dass diese Anlagen 
jeweils mit technischen Einrich-
tungen ausgestattet sind, mit denen 
der Netzbetreiber jederzeit die 
Einspeiseleistung ganz oder teil-
weise ferngesteuert reduzieren 
kann, und 

b) soweit es sich um Anlagen han-
delt, die der Einspeisevergütung 
oder dem Mieterstromzuschlag 
nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 
oder Nummer 3 zugeordnet sind, 
am Verknüpfungspunkt ihrer An-

b) u n v e r ä n d e r t  
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lage mit dem Netz die maximale 
Wirkleistungseinspeisung auf 60 
Prozent der installierten Leistung 
begrenzen oder 

3. Betreiber von Anlagen, die der Einspei-
severgütung oder dem Mieterstromzu-
schlag nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 
oder Nummer 3 zugeordnet sind, oder 
KWK-Anlagen jeweils mit einer instal-
lierten Leistung von weniger als 25 Ki-
lowatt am Verknüpfungspunkt der An-
lagen mit dem Netz die maximale 
Wirkleistungseinspeisung auf 60 Pro-
zent der installierten Leistung begren-
zen. 

3. Betreiber von Anlagen, die der Einspei-
severgütung oder dem Mieterstromzu-
schlag nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 
oder Nummer 3 zugeordnet sind und 
die eine installierte Leistung von we-
niger als 25 Kilowatt haben, oder von 
KWK-Anlagen, die jeweils eine instal-
lierte Leistung von weniger als 25 Ki-
lowatt haben, am Verknüpfungspunkt 
dieser Anlagen mit dem Netz jeweils 
die maximale Wirkleistungseinspei-
sung auf 60 Prozent der installierten 
Leistung begrenzen. 

Die Pflicht nach Satz 1 kann bei mehreren 
Anlagen, die gleichartige erneuerbare Ener-
gien einsetzen und über denselben Verknüp-
fungspunkt mit dem Netz verbunden sind, 
auch mit einer gemeinsamen technischen 
Einrichtung erfüllt werden, wenn hiermit die 
jeweilige Pflicht nach Satz 1 für die Gesamt-
heit der Anlagen erfüllt werden kann. Der 
Netzbetreiber hat die Testung auf Ansteuer-
barkeit nach Satz 1 spätestens im Rahmen 
der nächsten auf den Einbau des intelligenten 
Messsystems und der Steuerungseinrichtun-
gen nach § 29 Absatz 1 Nummer 2 des Mess-
stellenbetriebsgesetzes folgenden, nach § 12 
Absatz 2b Satz 1 des Energiewirtschaftsge-
setzes durchzuführenden testweisen Anpas-
sungen sowie Abrufung der Ist-Einspeisung 
vorzunehmen. Satz 1 Nummer 3 ist nicht an-
zuwenden auf Steckersolargeräte mit einer 
installierten Leistung von insgesamt bis zu 2 
Kilowatt und mit einer Wechselrichterleis-
tung von insgesamt bis zu 800 Voltampere, 
die hinter der Entnahmestelle eines Letztver-
brauchers betrieben werden. 

Die Pflicht nach Satz 1 kann bei mehreren 
Anlagen oder KWK-Anlagen, die gleichar-
tige erneuerbare Energien einsetzen und über 
denselben Verknüpfungspunkt mit dem Netz 
verbunden sind, auch mit einer gemeinsamen 
technischen Einrichtung erfüllt werden, 
wenn hiermit die jeweilige Pflicht nach 
Satz 1 für die Gesamtheit der Anlagen oder 
KWK-Anlagen erfüllt werden kann. Der 
Netzbetreiber hat die Testung auf Ansteuer-
barkeit nach Satz 1 spätestens im Rahmen 
der nächsten auf den Einbau des intelligenten 
Messsystems und der Steuerungseinrichtun-
gen nach § 29 Absatz 1 Nummer 2 des Mess-
stellenbetriebsgesetzes folgenden, nach § 12 
Absatz 2b Satz 1 des Energiewirtschaftsge-
setzes durchzuführenden testweisen Anpas-
sungen sowie Abrufung der Ist-Einspeisung 
vorzunehmen. Satz 1 Nummer 3 ist nicht an-
zuwenden auf Steckersolargeräte mit einer 
installierten Leistung von insgesamt bis zu 2 
Kilowatt und mit einer Wechselrichterleis-
tung von insgesamt bis zu 800 Voltampere, 
die hinter der Entnahmestelle eines Letztver-
brauchers betrieben werden. 

(2a) Nach dem Einbau von intelligen-
ten Messsystemen und Steuerungseinrich-
tungen nach § 29 Absatz 1 Nummer 2 des 
Messstellenbetriebsgesetzes hat der Netzbe-
treiber dem Anlagenbetreiber bis zu einer 
nach Absatz 2 Satz 1 erfolgreich durchge-
führten Testung zum Ausgleich der entste-
henden Aufwendungen für den Weiterbe-
trieb von technischen Einrichtungen nach 

(2a) u n v e r ä n d e r t  
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Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 ab dem 1. 
Januar 2028 für jedes angefangene Jahr ei-
nen Betrag von 100 Euro brutto zu zahlen. 
Die Zahlungspflicht entfällt, wenn der Netz-
betreiber eine erfolglose Testung nach Satz 1 
nicht zu vertreten hat.“ 

b) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 95 Num-
mer 2a“ durch die Wörter „§ 19 Absatz 2 
Satz 2 des Messstellenbetriebsgesetzes“ er-
setzt. 

b) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 95 Num-
mer 2a“ durch die Wörter „§ 19 Absatz 2 
Satz 3 des Messstellenbetriebsgesetzes“ er-
setzt. 

5. § 10b wird wie folgt geändert: 5. § 10b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) u n v e r ä n d e r t  

aa) In Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b wer-
den nach dem Wort „Einspeiseleistung“ 
die Wörter „vollständig oder, sobald je-
weils die technische Möglichkeit be-
steht,“ eingefügt und werden die Wörter 
„, sobald die technische Möglichkeit 
besteht,“ gestrichen. 

 

bb) In Satz 4 wird das Wort „Inbetrieb-
nahme“ durch die Wörter „erstmalige 
Einspeisung“ ersetzt und werden nach 
dem Wort „Kalendermonats“ die Wör-
ter „und nicht vor dem Beginn des 
zweiten auf die Meldung des Direktver-
marktungsunternehmens an den Netz-
betreiber zur Übernahme der Vermark-
tung folgenden Kalendermonats“ ein-
gefügt. 

 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) u n v e r ä n d e r t  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„muss“ die Wörter „ab dem 1. Januar 
2028 und“ eingefügt. 

 

bb) Die Sätze 2 bis 5 werden durch die fol-
genden Sätze ersetzt: 

 

„Sofern die Pflicht nach Absatz 1 nicht 
über das Smart-Meter-Gateway erfüllt 
wird, müssen die Anlagenbetreiber 
Übertragungstechniken und Übertra-
gungswege zur Abrufung der Ist-Ein-
speisung und zur ferngesteuerten Rege-
lung der Einspeiseleistung verwenden, 
die dem Stand der Technik bei Inbe-
triebnahme der Anlage entsprechen und 
wirtschaftlich vertretbar sind. Die Ein-
haltung des Stands der Technik wird 
widerleglich vermutet, wenn die ein-
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schlägigen Standards und Empfehlun-
gen des Bundesamtes für Sicherheit in 
der Informationstechnik berücksichtigt 
werden.“ 

c) Die folgenden Absätze 5 und 6 werden ange-
fügt: 

c) Die folgenden Absätze 5 und 6 werden ange-
fügt: 

„(5) Die Netzbetreiber stimmen unter-
einander bis zum … [einsetzen: Datum des 
ersten Tages des 13. auf die Verkündung die-
ses Gesetzes folgenden Kalendermonats] 
einheitliche, für Anlagenbetreiber und Di-
rektvermarkter einfach umsetzbare Nach-
weise ab, die sie zur Überprüfung der in die-
sem Paragraphen genannten Pflichten heran-
ziehen. Sie stellen dabei die Massenge-
schäftstauglichkeit der Nachweisführung si-
cher. Soweit die Bundesnetzagentur eine 
Festlegung nach § 85 Absatz 2 Nummer 2 
getroffen hat, müssen Netzbetreiber, Direkt-
vermarkter und Anlagenbetreiber für die 
Nachweisführung das festgelegte Verfahren 
und Format nutzen. 

„(5) Die Netzbetreiber stimmen unter-
einander bis zum Ablauf des … [einsetzen: 
Datum des ersten Tages des 13. auf die Ver-
kündung dieses Gesetzes folgenden Kalen-
dermonats] einheitliche, für Anlagenbetrei-
ber und Direktvermarktungsunternehmen 
einfach umsetzbare Nachweise ab, die sie zur 
Überprüfung der in diesem Paragraphen ge-
nannten Pflichten heranziehen. Sie stellen 
dabei die Massengeschäftstauglichkeit der 
Nachweisführung sicher. Soweit die Bundes-
netzagentur eine Festlegung nach § 85 Ab-
satz 2 Nummer 2 getroffen hat, müssen 
Netzbetreiber, Direktvermarktungsunter-
nehmen und Anlagenbetreiber für die Nach-
weisführung das festgelegte Verfahren und 
Format nutzen. 

(6) Der Direktvermarkter ist ver-
pflichtet, 

(6) Das Direktvermarktungsunter-
nehmen ist verpflichtet, 

1. den Anlagenbetreiber bei Verstößen ge-
gen die Pflichten nach diesem Paragra-
phen zur unverzüglichen Einhaltung 
aufzufordern und 

1. den Anlagenbetreiber bei einem Ver-
stoß gegen die Pflichten nach diesem 
Paragraphen zur unverzüglichen Ein-
haltung aufzufordern und 

2. dem Netzbetreiber mitzuteilen, wenn 
der Anlagenbetreiber der Aufforderung 
nach Nummer 1 nicht binnen vier Wo-
chen nachgekommen ist.“ 

2. u n v e r ä n d e r t  

6. § 11 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 6. u n v e r ä n d e r t  

a) In Satz 1 wird die Angabe „des § 13“ durch 
die Wörter „abweichender Vorgaben in einer 
aufgrund des § 91 Nummer 2 erlassenen 
Verordnung oder in § 13“ ersetzt. 

 

b) Folgender Satz wird angefügt:  

„Besteht eine flexible Netzanschlussverein-
barung nach § 8a, so beschränkt sich die Ver-
pflichtung nach Satz 1 auf den Anteil des 
Stroms, der im Rahmen der vereinbarten ma-
ximalen Wirkleistungseinspeisung erzeugt 
wird.“ 
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7. § 19 Absatz 3 bis 3b wird durch die folgenden Ab-
sätze 3 bis 3c ersetzt: 

7. u n v e r ä n d e r t  

„(3) Wird der Strom vor der Einspeisung in 
ein Netz in einem Stromspeicher zwischengespei-
chert, so kann der Betreiber des Stromspeichers 
den Anspruch nach Absatz 1 nach folgenden 
Maßgaben geltend machen: 

 

1. der Ausschließlichkeitsoption nach Ab-
satz 3a,  

 

2. der Abgrenzungsoption nach Absatz 3b oder  

3. der Pauschaloption nach Absatz 3c.  

Die Höhe des Anspruchs pro eingespeister Kilo-
wattstunde bestimmt sich in den Fällen des Satzes 
1 nach der Höhe des Anspruchs, die bei einer Ein-
speisung ohne Zwischenspeicherung bestanden 
hätte; dabei ist § 24 Absatz 3 entsprechend anzu-
wenden. Wird an einer Einspeisestelle aus mehre-
ren Stromspeichern Strom in ein Netz eingespeist, 
kann der Anspruch nur einheitlich nach Maßgabe 
einer Option geltend gemacht werden. Die Option 
nach Satz 1 Nummer 1 ist für den Anspruch nach 
Absatz 1 Nummer 3 entsprechend anzuwenden. 
Die Optionen nach Satz 1 Nummer 2 und 3 sind 
entsprechend auf Ladepunkte für Elektromobile 
mit den Maßgaben anzuwenden, dass ausschließ-
lich für die Zwecke dieses Absatzes sowie der Ab-
sätze 3b und 3c  

 

1. Ladepunkte Stromspeichern gleichzusetzen 
sind, 

 

2. der Verbrauch von über einen Ladepunkt be-
zogenem Strom in einem Elektromobil als in 
dem Ladepunkt verbraucht gilt und 

 

3. der mit dem Elektromobil erzeugte und über 
den Ladepunkt in ein Netz eingespeiste 
Strom als in dem Ladepunkt erzeugt gilt. 

 

(3a) Im Fall eines Stromspeichers, in dem 
innerhalb eines Kalenderjahres ausschließlich 
Strom aus erneuerbaren Energien oder Grubengas 
zum Zweck der Zwischenspeicherung verbraucht 
wird, besteht der Anspruch nach Absatz 3 in Ver-
bindung mit Absatz 1 Nummer 1 und 2 auch für 
den in diesem Stromspeicher erzeugten und in das 
Netz eingespeisten Strom (Ausschließlichkeitsop-
tion). Der Anspruch nach Satz 1 besteht auch bei 
einem gemischten Einsatz mit Speichergasen. 

 

(3b) Im Fall eines Stromspeichers, in dem 
nicht ausschließlich Strom aus erneuerbaren Ener-
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gien oder Grubengas zur Zwischenspeicherung 
verbraucht wird, besteht der Anspruch nach Ab-
satz 3 in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 1 für 
einen Anteil an der in diesem Stromspeicher er-
zeugten und in das Netz eingespeisten Strom-
menge, der nach Maßgabe einer Festlegung nach 
§ 85d als förderfähiger Anteil bestimmt und nach-
gewiesen wird (Abgrenzungsoption). Die Vor-
schriften dieses Gesetzes und des Energiefinan-
zierungsgesetzes sind entsprechend anzuwenden, 
soweit der Anspruch nach Satz 1 geltend gemacht 
wird. 

(3c) Im Fall des gemeinsamen Betriebs von 
Solaranlagen und einem oder mehreren Strom-
speichern können der Anspruch nach Absatz 1 
Nummer 1 sowie der Anspruch nach Absatz 3 in 
Verbindung mit Absatz 1 Nummer 1 auch für ei-
nen pauschalen Anteil an den in diesen Solaranla-
gen und diesen Stromspeichern erzeugten und in 
das Netz eingespeisten Strommengen geltend ge-
macht werden (Pauschaloption). Dies setzt vo-
raus, dass hinter der Einspeisestelle  

 

1. Strom ausschließlich in Solaranlagen und 
Stromspeichern erzeugt wird, 

 

2. alle Solaranlagen und Stromspeicher von 
demselben Betreiber betrieben werden und 

 

3. die Solaranlagen eine installierte Leistung 
von insgesamt höchstens 30 Kilowatt haben, 
wobei Steckersolargeräte bei der Ermittlung 
der installierten Leistung in entsprechender 
Anwendung des § 24 Absatz 1 Satz 5 unbe-
rücksichtigt bleiben. 

 

Der Anspruch nach Satz 1 besteht für die insge-
samt in einem Kalenderjahr an der Einspeisestelle 
in das Netz eingespeiste Strommenge, höchstens 
jedoch für eine Strommenge von bis zu 500 Kilo-
wattstunden pro Kalenderjahr je Kilowatt instal-
lierter Leistung der Solaranlagen. Die förderfä-
hige Strommenge ist nach Maßgabe einer Festle-
gung der Bundesnetzagentur nach § 85d zu be-
stimmen und nachzuweisen. Die Vorschriften die-
ses Gesetzes und des Energiefinanzierungsgeset-
zes sind entsprechend anzuwenden, soweit der 
Anspruch nach Satz 1 geltend gemacht wird.“ 

 

8. Dem § 20 werden die folgenden Sätze angefügt: 8. Dem § 20 werden die folgenden Sätze angefügt: 

„Abweichend von Satz 1 Nummer 3 setzt der An-
spruch auf die Zahlung der Marktprämie nach 
§ 19 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 

„Abweichend von Satz 1 Nummer 3 setzt der An-
spruch auf die Zahlung der Marktprämie nach 
§ 19 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit 
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und Absatz 3b oder Absatz 3c in Verbindung mit 
§ 19 Absatz 1 Nummer 1 voraus, dass der gesamte 
an der betroffenen Einspeisestelle in ein Netz ein-
gespeiste Strom in einem gesonderten Bilanz- 
oder Unterbilanzkreis bilanziert wird, in dem aus-
schließlich Strom bilanziert wird, bei dem der för-
derfähige Anteil aus dem Stromspeicher nach der 
Abgrenzungs- oder Pauschaloption bestimmt 
wird oder dessen Einstellung in den Bilanz- oder 
Unterbilanzkreis nicht von dem Anlagenbetreiber 
oder dem Direktvermarktungsunternehmer zu 
vertreten ist.“ 

Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 und 
Absatz 3b oder Absatz 3c voraus, dass der ge-
samte an der betroffenen Einspeisestelle in ein 
Netz eingespeiste Strom in einem gesonderten Bi-
lanz- oder Unterbilanzkreis bilanziert wird, in 
dem ausschließlich Strom bilanziert wird, bei dem 
der förderfähige Anteil aus dem Stromspeicher 
nach der Abgrenzungs- oder Pauschaloption be-
stimmt wird oder dessen Einstellung in den Bi-
lanz- oder Unterbilanzkreis nicht von dem Anla-
genbetreiber oder dem Direktvermarktungsunter-
nehmer zu vertreten ist.“ 

9. § 26 wird wie folgt geändert: 9. u n v e r ä n d e r t  

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  

„§ 26 

 

Abschläge, Fälligkeit und Endabrechnung“.  

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:  

„(3) Die Endabrechnung nach Absatz 1 
muss die Nummer der EEG-Anlage nach § 8 
Absatz 2 der Marktstammdatenregisterver-
ordnung enthalten und ist dem Berechtigten 
auf Verlangen in digitaler und massenge-
schäftstauglicher Form auszustellen.“ 

 

10. § 51 Absatz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 10. u n v e r ä n d e r t  

„(1) Für Zeiträume, in denen der Spotmarkt-
preis negativ ist, verringert sich der anzulegende 
Wert auf null. 

 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf  

1. Anlagen mit einer installierten Leistung von 
weniger als 100 Kilowatt für Zeiträume vor 
dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Anlage mit einem intelligenten Messsystem 
ausgestattet wird, und 

 

2. Anlagen mit einer installierten Leistung von 
weniger als 2 Kilowatt für Zeiträume vor 
dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Bundesnetzagentur die Festlegung nach § 85 
Absatz 2 Nummer 12 getroffen hat. 

 

Zur Ermittlung der Anlagengröße nach Satz 1 ist 
§ 24 entsprechend anzuwenden.“ 
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11. § 51a wird wie folgt gefasst: 11. u n v e r ä n d e r t  

„§ 51a 

 

Verlängerung des Vergütungszeitraums bei nega-
tiven Preisen 

 

(1) Für Strom aus Anlagen, für den sich der 
anzulegende Wert nach Maßgabe des § 51 verrin-
gert, verlängert sich der Vergütungszeitraum um 
die Anzahl der Viertelstunden, in denen sich der 
anzulegende Wert nach Maßgabe des § 51 Ab-
satz 1 im Jahr der Inbetriebnahme und in den da-
rauffolgenden 19 Kalenderjahren auf null verrin-
gert hat. Die nach Satz 1 ermittelte Anzahl an 
Viertelstunden wird aufgerundet auf den nächsten 
vollen Kalendertag. 

 

(2) Für Strom aus Solaranlagen, für den 
sich der anzulegende Wert nach Maßgabe des 
§ 51 verringert, wird die Anzahl der Viertelstun-
den, um die sich der Vergütungszeitraum nach 
Absatz 1 Satz 1 verlängern würde, mit dem Faktor 
0,5 multipliziert und das Ergebnis wird auf die 
nächste volle Viertelstunde aufgerundet (Volllast-
viertelstunden). Die Anzahl der Volllastviertel-
stunden entspricht einem Zeitkontingent, um das 
der Vergütungszeitraum verlängert wird. Dabei 
entsprechen die Monate des Jahres jeweils der fol-
genden Anzahl an Volllastviertelstunden: 

 

1. 87 für den Monat Januar,  

2. 189 für den Monat Februar,  

3. 340 für den Monat März,  

4. 442 für den Monat April,  

5. 490 für den Monat Mai,  

6. 508 für den Monat Juni,  

7. 498 für den Monat Juli,  

8. 453 für den Monat August,  

9. 371 für den Monat September,  

10. 231 für den Monat Oktober,  

11. 118 für den Monat November und  

12. 73 für den Monat Dezember.  

Endet der ursprüngliche Vergütungszeitraum der 
Solaranlage untermonatlich, entsprechen die für 
die verbleibenden Tage dieses Monats anzulegen-

 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.



 

Drucksache 20/14773 – 52 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode

 
 

Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses 

den Volllastviertelstunden dem Quotienten aus 
den nach Ende des Vergütungszeitraums verblei-
benden Tagen des Monats und der Gesamtanzahl 
der Tage dieses Monats, multipliziert mit den 
Volllastviertelstunden dieses Monats nach Satz 3. 
Der Vergütungszeitraum verlängert sich um einen 
Zeitraum, der sich gegebenenfalls über mehrere 
aufeinanderfolgende Monate erstreckt, bis das 
nach Satz 1 errechnete Zeitkontingent an auszu-
gleichenden Volllastviertelstunden aufgebraucht 
ist. Der Vergütungszeitraum verlängert sich bis 
zum Ende des Monats, auf den die letzte auszu-
gleichende Volllastviertelstunde entfällt. 

(3) Die Strombörsen müssen den Übertra-
gungsnetzbetreibern jeweils bis zum 15. Januar 
eines Kalenderjahres die Anzahl der Viertelstun-
den und Stunden, in denen sich der anzulegende 
Wert jeweils im Vorjahr auf null verringert hat, 

 

1. in Viertelstunden nach Maßgabe des § 51 
Absatz 1 mitteilen, 

 

2. in Stunden nach Maßgabe des § 51 Absatz 1 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der 
am … [einsetzen: Datum des Tages vor In-
krafttreten nach Artikel 9 Absatz 1 dieses 
Gesetzes] geltenden Fassung mitteilen und 

 

3. in Stunden nach Maßgabe des § 51 Absatz 1 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der 
am 31. Dezember 2022 geltenden Fassung 
mitteilen. 

 

(4) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen 
jeweils bis zum 31. Januar eines Kalenderjahres 
auf einer gemeinsamen Internetseite folgende In-
formationen veröffentlichen: 

 

1. die Anzahl der  

a) Viertelstunden, in denen sich der anzu-
legende Wert nach Maßgabe des § 51 
Absatz 1 im Vorjahr auf null verringert 
hat, 

 

b) Stunden, in denen sich der anzulegende 
Wert nach Maßgabe des § 51 Absatz 1 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in 
der am … [einsetzen: Datum des Tages 
vor Inkrafttreten nach Artikel 9 Ab-
satz 1 dieses Gesetzes] geltenden Fas-
sung im Vorjahr auf null verringert hat, 
und 
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c) Stunden, in denen sich der anzulegende 
Wert nach Maßgabe des § 51 Absatz 1 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in 
der am 31. Dezember 2022 geltenden 
Fassung im Vorjahr auf null verringert 
hat, und 

 

2. ab dem Jahr 2041 die Anzahl der  

a) Viertelstunden, in denen sich der anzu-
legende Wert nach Maßgabe des § 51 
Absatz 1 in den vorangegangenen 20 
Jahren auf null verringert hat, und die 
auf den nächsten vollen Kalendertag 
aufgerundete Anzahl dieser Viertel-
stunden, 

 

b) Stunden, in denen sich der anzulegende 
Wert nach Maßgabe des § 51 Absatz 1 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in 
der am … [einsetzen: Datum des Tages 
vor Inkrafttreten nach Artikel 9 Ab-
satz 1 dieses Gesetzes] geltenden Fas-
sung in den vorangegangenen 20 Jahren 
auf null verringert hat, und die auf den 
nächsten vollen Kalendertag aufgerun-
dete Anzahl dieser Stunden, und 

 

c) Stunden, in denen sich der anzulegende 
Wert nach Maßgabe des § 51 Absatz 1 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in 
der am 31. Dezember 2022 geltenden 
Fassung in den vorangegangenen 
20 Jahren auf null verringert hat, und 
die auf den nächsten vollen Kalendertag 
aufgerundete Anzahl dieser Viertel-
stunden und Stunden.“ 

 

12. In § 52 Absatz 1 Nummer 1 werden die Wörter 
„§ 9 Absatz 1, 1a oder 2“ durch die Wörter „§ 9 
Absatz 1 oder Absatz 2“ ersetzt. 

12. u n v e r ä n d e r t  

13. Nach § 52 wird folgender § 52a eingefügt: 13. Nach § 52 wird folgender § 52a eingefügt: 

„§ 52a „§ 52a 

Netztrennung bei schweren Pflichtverstößen Netztrennung oder Unterbindung der Einspei-
sung durch andere Maßnahmen bei schweren 

Pflichtverstößen 

(1) Der Netzbetreiber, an dessen Netz eine 
Anlage angeschlossen ist, muss die Anlage vorbe-
haltlich der Androhung nach Absatz 2 vom Netz 
trennen oder deren Einspeisung durch andere 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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Maßnahmen unterbinden, wenn der Anlagenbe-
treiber hinsichtlich dieser Anlage in einem Zeit-
raum von zwölf Monaten in insgesamt mindestens 
sechs Monaten jeweils mindestens einmal gegen 
§ 9 Absatz 1 oder Absatz 2 oder gegen § 10b Ab-
satz 1 oder Absatz 2 verstoßen hat und der Anla-
genbetreiber die Anlage nicht bereits nachweis-
lich außer Betrieb genommen hat.  

(2) Bevor der Netzbetreiber eine Anlage 
nach Absatz 1 vom Netz trennt oder deren Ein-
speisung durch andere Maßnahmen unterbindet, 
hat er dem Anlagenbetreiber unter Benennung der 
konkreten Pflichtverletzung in Textform eine 
Frist von einem Monat zur Behebung zu setzen 
und auf die Rechtsfolgen nach Absatz 1 bei feh-
lender Behebung hinzuweisen. Der Netzbetreiber 
kann die Frist nach Satz 1 einmalig um bis zu ei-
nen Monat verlängern. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Bei Trennung einer Anlage vom Netz 
nach Absatz 1 ist eine durch den Anlagenbetrei-
ber vorgenommene Wiederzuschaltung durch den 
Anlagenbetreiber zu verhindern. Dies wird in der 
Regel dadurch bewirkt, dass bei ausschließlich 
manuell zu bedienenden Schalteinrichtungen die 
Anlage vom Netzanschluss in einem plombierten 
Bereich dauerhaft getrennt wird, oder durch 
Rückbau wesentlicher Teile der Anlage. 

(3) Bei Trennung einer Anlage vom Netz 
oder Unterbindung der Einspeisung durch an-
dere Maßnahmen nach Absatz 1 ist eine Wieder-
zuschaltung durch den Anlagenbetreiber zu ver-
hindern. Dies wird in der Regel dadurch bewirkt, 
dass bei ausschließlich manuell zu bedienenden 
Schalteinrichtungen die Anlage vom Netzan-
schluss in einem plombierten Bereich dauerhaft 
getrennt wird, oder durch Rückbau wesentlicher 
Teile der Anlage. 

(4) Soweit dies für die Trennung der An-
lage vom Netz erforderlich ist, darf der Netzbe-
treiber durch von ihm beschäftigte oder beauf-
tragte Personen 

(4) Soweit dies für die Trennung der An-
lage vom Netz oder für die Unterbindung der 
Einspeisung durch andere Maßnahmen erfor-
derlich ist, darf der Netzbetreiber durch von ihm 
beschäftigte oder beauftragte Personen 

1. die Räume und Grundstücke, in oder auf de-
nen sich die Anlage befindet, während der 
üblichen Geschäftszeiten betreten, wobei der 
Anlagenbetreiber und, bei juristischen Perso-
nen, rechtsfähigen Personengesellschaften 
oder nichtrechtsfähigen Vereinen, die nach 
Gesetz oder Satzung zur Vertretung berufe-
nen Personen verpflichtet sind, das Betreten 
von Geschäftsräumen und Geschäftsgrund-
stücken während der üblichen Geschäftszei-
ten zu dulden, und 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Anlage und, soweit erforderlich, die 
Kundenanlage oder die Kundenanlage zur 
betrieblichen Eigenversorgung hinter der 
Anschlusssicherung ändern, wobei 

2. u n v e r ä n d e r t  
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a) die berechtigten Interessen des Anla-
genbetreibers und des Anschlussneh-
mers zu beachten sind, 

 

b) durch die Änderung der Leitungs- und 
Messaufbau in der Kundenanlage nicht 
verändert werden darf und 

 

c) der Anlagenbetreiber und, bei juristi-
schen Personen, rechtsfähigen Perso-
nengesellschaften oder nichtrechtsfähi-
gen Vereinen, die nach Gesetz oder Sat-
zung zur Vertretung berufenen Perso-
nen verpflichtet sind, die Änderung zu 
dulden. 

 

Die vom Netzbetreiber beschäftigten oder beauf-
tragten Personen müssen sich gegenüber dem An-
lagenbetreiber durch Vorlage eines Auftrags des 
Netzbetreibers in Textform sowie eines gültigen 
Ausweisdokumentes legitimieren. 

Die vom Netzbetreiber beschäftigten oder beauf-
tragten Personen müssen sich gegenüber dem An-
lagenbetreiber durch Vorlage eines Auftrags des 
Netzbetreibers in Textform sowie eines gültigen 
Ausweisdokumentes legitimieren. 

(5) Der Anlagenbetreiber hat dafür Sorge 
zu tragen, dass die Anlage für die Trennung der 
Anlage vom Netz nach Absatz 1 zugänglich ist, 
und dem Netzbetreiber auf Anforderung alle für 
die Netztrennung erforderlichen Informationen 
zur Verfügung zu stellen. 

(5) Der Anlagenbetreiber hat dafür Sorge 
zu tragen, dass die Anlage für die Trennung der 
Anlage vom Netz oder die Unterbindung der 
Einspeisung durch andere Maßnahmen nach 
Absatz 1 zugänglich ist, und dem Netzbetreiber 
auf Anforderung alle für die Netztrennung erfor-
derlichen Informationen zur Verfügung zu stellen. 

(6) Eine Anlage, die nach Absatz 1 vom 
Netz getrennt wurde, wird nach Maßgabe des § 8 
unter Rückbau der Maßnahmen nach Absatz 3 
wieder an das Netz angeschlossen, sobald der An-
lagenbetreiber die Behebung der nach Absatz 2 
benannten Pflichtverletzung vollständig nachge-
wiesen hat. 

(6) Eine Anlage, die nach Absatz 1 vom 
Netz getrennt wurde, wird nach Maßgabe des § 8 
unter Rückbau der Maßnahmen nach den Absät-
zen 3 und 4 Satz 1 Nummer 2 wieder an das 
Netz angeschlossen, sobald der Anlagenbetreiber 
die Behebung der nach Absatz 2 benannten 
Pflichtverletzung vollständig nachgewiesen hat. 

(7) Der Anlagenbetreiber hat dem Netzbe-
treiber die Kosten der Netztrennung, einschließ-
lich der Kosten von Maßnahmen zur Verhinde-
rung der Wiederzuschaltung nach Absatz 3, oder 
der Unterbindung der Einspeisung durch andere 
Maßnahmen und der etwaigen Wiederherstellung 
des Anschlusses zu erstatten.“ 

(7) Der Anlagenbetreiber hat dem Netzbe-
treiber die Kosten der Netztrennung oder der Un-
terbindung der Einspeisung durch andere 
Maßnahmen, einschließlich der Kosten von 
Maßnahmen zur Verhinderung der Wiederzu-
schaltung nach Absatz 3, und die Kosten der et-
waigen Wiederherstellung des Anschlusses zu er-
statten.“ 

14. § 85 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 14. u n v e r ä n d e r t  

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:  

„2. zur Nachweisführung nach § 10b Ab-
satz 5,“. 
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b) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:  

„5. zur standardisierten und massenge-
schäftstauglichen Abwicklung der Di-
rektvermarktung,“. 

 

c) Die Nummern 12 und 13 werden wie folgt 
gefasst: 

 

„12. zur Anwendbarkeit von § 51 Absatz 1 
auf Anlagen mit einer installierten 
Leistung von weniger als 2 Kilowatt, 
wenn die technische Ausstattung die-
ser Anlagen und die Abrechnungspro-
zesse der Netzbetreiber hinreichend 
massengeschäftstauglich und digitali-
siert sind, um eine Anwendbarkeit des 
§ 51 Absatz 1 bei diesen Anlagen mit 
angemessenem Aufwand abzubilden, 

 

13. um abweichend von § 51a Absatz 2 
Satz 1 den Faktor zur Ermittlung der 
Volllastviertelstunden anzupassen,“. 

 

d) In Nummer 15 wird der Punkt am Ende 
durch das Wort „und“ ersetzt. 

 

e) Folgende Nummer 16 wird angefügt:  

„16. abweichend von einer Rechtsverord-
nung nach § 91 Nummer 1 Buchstabe 
c zur Preissetzung von preislimitierten 
Geboten, soweit sich Anhaltspunkte 
dafür ergeben haben, dass die Preisset-
zung anderer Marktteilnehmer zu deut-
lich niedrigeren oder höheren Preisen 
abgeschlossen wird als zu der in einer 
Rechtsverordnung nach § 91 Num-
mer 1 Buchstabe c geregelten Preisset-
zung durch den Übertragungsnetzbe-
treiber.“ 

 

15. § 85d wird wie folgt gefasst: 15. u n v e r ä n d e r t  

„§ 85d 

 

Festlegung zu flexibler Speichernutzung  

Die Bundesnetzagentur kann unter Beach-
tung der Schutzprofile und Technischen Richtli-
nien des Bundesamtes für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik nach dem Messstellenbetriebsge-
setz und im Benehmen mit dem Bundesamt für Si-
cherheit in der Informationstechnik und der Phy-
sikalisch-Technischen Bundesanstalt Festlegun-
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gen nach § 29 Absatz 1 des Energiewirtschaftsge-
setzes treffen  

1. zu den näheren Anforderungen an die Be-
stimmung und den Nachweis der Strommen-
gen, auf die sich die Ansprüche nach § 19 
Absatz 3b und 3c beziehen, einschließlich ei-
ner sicheren, automatisierten und massenge-
schäftstauglichen Erhebung, Ermittlung, Zu-
ordnung, Abgrenzung, Verarbeitung und 
Übermittlung der erforderlichen Werte, wo-
bei hinsichtlich erforderlicher Messwerte die 
geltenden mess- und eichrechtlichen Anfor-
derungen zu beachten sind, und 

 

2. zu den näheren Bedingungen für ein erstma-
liges Geltendmachen oder einen Wechsel in 
die Optionen nach § 19 Absatz 3b und 3c, 
einschließlich der Bestimmung der maßgeb-
lichen Strommenge für den Anspruch nach 
§ 19 Absatz 3c bei einer unterjährigen Inan-
spruchnahme. 

 

Festlegungen nach Satz 1 trifft die Bundesnetza-
gentur erstmals bis zum Ablauf des 30. Juni 
2026.“ 

 

16. § 91 wird wie folgt geändert: 16. u n v e r ä n d e r t  

a) In Nummer 1 Buchstabe c werden nach dem 
Wort „Vermarktung“ die Wörter „, insbeson-
dere an die Preissetzung von preislimitierten 
Geboten,“ eingefügt. 

 

b) Nummer 2 wird wie folgt geändert:  

aa) In dem Satzteil vor Buchstabe a werden 
nach dem Wort „berechtigt“ die Wörter 
„oder verpflichtet“ eingefügt. 

 

bb) Buchstabe b wird wie folgt gefasst:  

„b) Anlagen bei negativen Preisen 
abzuregeln und den Anlagenbe-
treibern die durch die Abregelung 
entgangenen Einnahmen, insbe-
sondere einen entgangenen An-
spruch nach § 19 Absatz 1 Num-
mer 2, finanziell auszugleichen.“ 
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17. § 94 wird wie folgt gefasst: 17. § 94 wird wie folgt gefasst: 

„§ 94 „§ 94 

Verordnungsermächtigung zu systemdienlichem 
Anlagenbetrieb 

Verordnungsermächtigung zu systemdienlichem 
Anlagenbetrieb 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz wird ermächtigt, zur Sicherstellung 
eines netz- und systemdienlichen Betriebs von 
Anlagen, soweit sie der Einspeisevergütung zuge-
ordnet sind, durch Rechtsverordnung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates zu regeln, 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz wird ermächtigt, zur Sicherstellung 
eines netz- und systemdienlichen Betriebs von 
Anlagen, soweit sie der Einspeisevergütung zuge-
ordnet sind, durch Rechtsverordnung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates zu regeln, 

1. dass Übertragungsnetzbetreiber aufgrund 
von Gefahren für die Sicherheit oder Zuver-
lässigkeit des Elektrizitätsversorgungssys-
tems die Einspeisung von Strom in ein Netz 
für bestimmte Zeiträume auf einen Anteil der 
Wirkleistungseinspeisung zwischen 0 und 
100 Prozent begrenzen können, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. welche weiteren Berechtigten aufgrund einer 
Begrenzung nach Nummer 1 die Ist-Einspei-
sung von Anlagen abrufen und die Einspei-
seleistung ferngesteuert regeln können, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. in welchen Verfahren, Fristen und Datenfor-
maten Übertragungsnetzbetreiber Begren-
zungen nach Nummer 1 kommunizieren, 

3. in welchen Verfahren, Fristen und Datenfor-
maten Übertragungsnetzbetreiber Begren-
zungen nach Nummer 1 gegenüber be-
troffenen Marktakteuren kommunizieren, 

4. welche Rechtsfolgen Anlagenbetreiber bei 
Zuwiderhandlung gegen eine Begrenzung 
nach Nummer 1 treffen, und dabei insbeson-
dere zu bestimmen, dass der Anlagenbetrei-
ber Zahlungen entsprechend § 52 Absatz 1 
zu leisten hat oder dass der Netzbetreiber 
Maßnahmen entsprechend § 52a vorzuneh-
men hat, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. die Verlängerung des Förderzeitraums ab-
weichend von § 51a Absatz 1 und 2 auf sol-
che Viertelstunden zu beschränken, in denen 
kein Strom, für den ein Anspruch nach § 10c 
Absatz 1 besteht, aus der Anlage in das Netz 
eingespeist wurde, und 

5. dass die Verlängerung des Förderzeitraums 
abweichend von § 51a Absatz 1 und 2 auf 
solche Viertelstunden beschränkt wird, in 
denen kein Strom, für den ein Anspruch nach 
§ 19 Absatz 1 besteht, aus der Anlage in das 
Netz eingespeist wurde, und 

6. in welcher Form und zu welchen Zeitpunk-
ten Zeiträume nach Nummer 1 und Zeiten, in 
denen der Spotmarktpreis negativ ist, öffent-
lich bekanntgemacht werden müssen.“ 

6. u n v e r ä n d e r t  
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18. § 95 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 18. u n v e r ä n d e r t  

„2. (weggefallen)“.  

19. In § 96 Absatz 1 werden die Wörter „, 93 und 95 
Nummer 2“ durch die Angabe „und 93“ ersetzt. 

19. u n v e r ä n d e r t  

20. § 100 wird wie folgt geändert: 20. § 100 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: a) u n v e r ä n d e r t  

„(3) § 9 Absatz 1 ist anstelle der tech-
nischen Vorgaben nach der für eine Anlage 
oder eine KWK-Anlage maßgeblichen Fas-
sung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
entsprechend anzuwenden bei 

 

1. Anlagen nach Absatz 1, die Strom in 
das Netz einspeisen, und 

 

2. KWK-Anlagen, die vor dem 1. Januar 
2023 in Betrieb genommen worden sind 
und eine installierte Leistung von mehr 
als 25 Kilowatt haben. 

 

Bis zum Einbau von intelligenten Messsys-
temen und Steuerungseinrichtungen nach 
§ 29 Absatz 1 Nummer 2 des Messstellenbe-
triebsgesetzes und zur erstmaligen erfolgrei-
chen Testung der Anlage auf Ansteuerbar-
keit durch den Netzbetreiber gilt die Pflicht 
nach der für die Anlage maßgeblichen Fas-
sung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, 
die Anlage oder die KWK-Anlage mit tech-
nischen Einrichtungen auszustatten, mit de-
nen der Netzbetreiber jederzeit die Einspei-
seleistung bei Netzüberlastung ferngesteuert 
reduzieren kann, auch als erfüllt, wenn  

 

1. die technischen Einrichtungen nur dazu 
geeignet sind, die Einspeiseleistung bei 
Netzüberlastung vollständig oder, so-
bald die technische Möglichkeit be-
steht, stufenweise ferngesteuert zu re-
duzieren,  

 

2. der Anlagenbetreiber nach § 9 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3 in der am 31. Dezem-
ber 2022 geltenden Fassung oder nach 
einer entsprechenden Bestimmung ei-
ner früheren Fassung die maximale 
Wirkleistungseinspeisung seiner An-
lage am Verknüpfungspunkt mit dem 
Netz auf 70 Prozent der installierten 
Leistung begrenzt oder 
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3. die technischen Einrichtungen nur dazu 
geeignet sind, die Anforderungen zu er-
füllen, die der Netzbetreiber dem Anla-
genbetreiber oder dem Betreiber der 
KWK-Anlage zur Erfüllung der Pflicht 
vor der Inbetriebnahme der Anlage 
übermittelt hat. 

 

Der Netzbetreiber hat die Testung auf An-
steuerbarkeit nach Satz 2 spätestens im Rah-
men der nächsten, auf den Einbau des intel-
ligenten Messsystems und der Steuerungs-
einrichtungen nach § 29 Absatz 1 Nummer 2 
des Messstellenbetriebsgesetzes folgenden, 
nach § 12 Absatz 2b Satz 1 des Energiewirt-
schaftsgesetzes durchzuführenden testwei-
sen Anpassungen sowie Abrufung der Ist-
Einspeisung vorzunehmen. Satz 2 ist rück-
wirkend anzuwenden. Abweichend von 
Satz 4 sind die Bestimmungen in Satz 2 nicht 
anzuwenden auf Fälle, in denen vor dem 1. 
Januar 2021 ein Rechtsstreit zwischen Anla-
genbetreiber und Netzbetreiber rechtskräftig 
entschieden wurde. Nach dem Einbau von 
intelligenten Messsystemen und Steuerungs-
einrichtungen nach § 29 Absatz 1 Nummer 2 
des Messstellenbetriebsgesetzes hat der 
Netzbetreiber dem Anlagenbetreiber bis zu 
einer nach Satz 2 erstmals erfolgreich durch-
geführten Testung zum Ausgleich der entste-
henden Aufwendungen für den Weiterbe-
trieb von technischen Einrichtungen nach 
Satz 2 Nummer 1 und 2 ab dem 1. Januar 
2028 für jedes angefangene Jahr einen Be-
trag von 100 Euro brutto zu zahlen. Die Zah-
lungspflicht entfällt, wenn der Netzbetreiber 
die erfolglose Testung nach Satz 2 nicht zu 
vertreten hat.“ 

 

b) Absatz 3a wird wie folgt geändert:  b) Absatz 3a Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: aa) entfällt 

„Soweit die Aufhebung der Begren-
zung vor dem Ablauf des … [einfügen: 
Datum des Tages des Inkrafttretens 
nach Artikel 9 Absatz 1 dieses Geset-
zes] erfolgt, entfällt für Betreiber von 
Solaranlagen mit einer installierten 
Leistung von höchstens 7 Kilowatt ab 
dem 1. Januar 2023 die Pflicht nach § 9 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes in der am 31. 
Dezember 2022 geltenden Fassung 

u n v e r ä n d e r t  
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oder nach einer entsprechenden Bestim-
mung einer früheren Fassung des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes, nach der 

1. die Anlagen mit technischen Ein-
richtungen ausgestattet werden 
mussten, mit denen der Netzbetrei-
ber jederzeit die Einspeiseleistung 
bei Netzüberlastung ferngesteuert 
reduzieren kann, oder 

 

2. die Betreiber am Verknüpfungs-
punkt ihrer Anlage mit dem Netz 
die maximale Wirkleistungsein-
speisung auf 70 Prozent der instal-
lierten Leistung begrenzen muss-
ten.“ 

 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „ist § 8“ 
durch die Wörter „sind die §§ 8 bis 8c“ 
ersetzt. 

bb) entfällt 

c) Nach Absatz 3a wird folgender Absatz 3b 
eingefügt: 

c) u n v e r ä n d e r t  

„(3b) § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
Buchstabe b und Nummer 3 ist nicht anzu-
wenden auf Anlagen, die nach dem Ablauf 
des 31. Dezember 2022 und vor dem … [ein-
setzen: Datum des Tages des Inkrafttretens 
nach Artikel 9 Absatz 1 dieses Gesetzes] in 
Betrieb genommen wurden.“ 

 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: d) u n v e r ä n d e r t  

„(4) (weggefallen)“.  

e) In Absatz 5 wird die Angabe „3 bis 4“ durch 
die Angabe „3 und 3a“ ersetzt. 

e) u n v e r ä n d e r t  

f) Dem Absatz 9 wird folgender Satz angefügt: f) u n v e r ä n d e r t  

„§ 52a ist auf Anlagen nach Absatz 1 und 
KWK-Anlagen anzuwenden, wenn der Be-
treiber ab dem … [einsetzen: Tag des In-
krafttretens nach Artikel 9 Absatz 1 dieses 
Gesetzes] gegen eine Pflicht verstößt, die ei-
ner der in § 52a Absatz 1 genannten Pflich-
ten in der für die Anlage oder KWK-Anlage 
maßgeblichen Fassung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes entspricht.“ 

 

g) Der Absatz 32 wird wie folgt gefasst: g) u n v e r ä n d e r t  

„(32) (weggefallen)“.  
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h) Absatz 34 wird wie folgt geändert: h) u n v e r ä n d e r t  

aa) Die Wörter „Absatz 3a und 3b“ werden 
durch die Wörter „Absatz 3b und 3c“ 
ersetzt. 

 

bb) Folgender Satz wird angefügt:  

„Für Strom aus Anlagen nach Absatz 1 
sind, abweichend von Absatz 1, § 19 
Absatz 3 bis 3c sowie § 20 Satz 2 dieses 
Gesetzes anstelle von § 19 Absatz 3 des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der 
am 31. Dezember 2022 geltenden Fas-
sung anzuwenden; dabei greift auch in-
soweit die Einschränkung nach Satz 1.“ 

 

i) In Absatz 39 Satz 1 werden nach dem Wort 
„die“ die Wörter „nach dem Ablauf des 31. 
Dezember 2022 und“ eingefügt, wird das 
Wort „ist“ durch das Wort „sind“ ersetzt und 
werden nach der Angabe „Satz 2“ die Wörter 
„und § 48 Absatz 1a“ eingefügt. 

i) u n v e r ä n d e r t  

j) Die folgenden Absätze 46 und 47 werden an-
gefügt: 

j) u n v e r ä n d e r t  

„(46) Für Anlagen, die nach dem 31. De-
zember 2022 und vor dem … [einsetzen: Da-
tum des Tages des Inkrafttretens nach Arti-
kel 9 Absatz 1 dieses Gesetzes] in Betrieb 
genommen wurden oder deren anzulegender 
Wert in einem Zuschlagsverfahren eines Ge-
botstermins nach dem 31. Dezember 2022 
und vor dem … [einsetzen: Datum des Tages 
des Inkrafttretens nach Artikel 9 Absatz 1 
dieses Gesetzes] ermittelt wurde, sind die 
§§ 51 und 51a Absatz 1 in der am … [einset-
zen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten 
nach Artikel 9 Absatz 1 dieses Gesetzes] 
geltenden Fassung anzuwenden. § 51a Ab-
satz 2 ist nicht anzuwenden auf Strom aus 
Solaranlagen, die vor dem … [einsetzen: Da-
tum des Tages des Inkrafttretens nach Arti-
kel 9 Absatz 1 dieses Gesetzes] in Betrieb 
genommen wurden. 

 

(47) Für Anlagen, deren anzulegender 
Wert sich nach der für sie maßgeblichen Fas-
sung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in 
Zeiträumen, in denen der Spotmarktpreis ne-
gativ ist, nicht verringert, sind die §§ 51 und 
§ 51a anzuwenden, wenn der Anlagenbetrei-
ber in Textform gegenüber dem Netzbetrei-
ber erklärt, dass diese anwendbar sein sollen. 
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Die Erklärung nach Satz 1 kann nur mit Wir-
kung frühestens zum Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die Anlage mit einem intelli-
genten Messsystem ausgestattet wird, abge-
geben werden. Nach Wirksamwerden der Er-
klärung nach Satz 1 erhöht sich der anzule-
gende Wert für die Anlage um 0,6 Cent pro 
Kilowattstunde.“ 

21. In § 101 Satz 1 werden vor den Wörtern „§ 22 
Absatz 3 Satz 2“ die Wörter „§ 19 Absatz 3c,“ 
eingefügt und werden die Wörter „§ 100 Ab-
satz 15, 16 und 36“ durch die Wörter „§ 100 Ab-
satz 35 und 47“ ersetzt. 

21. u n v e r ä n d e r t  

22. Der Anlage 1 Nummer 2 wird folgender Satz an-
gefügt: 

22. u n v e r ä n d e r t  

„Für Strom aus Anlagen nach Satz 1 wird abwei-
chend von Satz 1 die Höhe der Marktprämie nach 
§ 23a („MP“) anhand des energieträgerspezifi-
schen Jahresmarktwertes nach Nummer 4 berech-
net, wenn der Anspruch nach der Abgrenzungs- 
oder der Pauschaloption nach § 19 Absatz 3b oder 
3c geltend gemacht wird.“ 

 

Artikel 5 Artikel 5 

Änderung der Erneuerbare-Energien-Verord-
nung 

Änderung der Erneuerbare-Energien-Verord-
nung 

Die Erneuerbare-Energien-Verordnung vom 17. 
Februar 2015 (BGBl. I S. 146), die zuletzt durch Arti-
kel 2 der Verordnung vom 2. Februar 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 34) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

Die Erneuerbare-Energien-Verordnung vom 17. 
Februar 2015 (BGBl. I S. 146), die zuletzt durch Arti-
kel 2 der Verordnung vom 2. Februar 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 34) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 1. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 2 werden die Wörter „vortägigen 
Spotmarkt“ durch das Wort „Day-Ahead-
Markt“ ersetzt, werden die Wörter „mit 
stündlichen Handelsprodukten“ gestrichen, 
wird das Wort „Stunde“ durch das Wort 
„Viertelstunde“, werden die Wörter „stünd-
liche Einspeisung“ durch die Wörter „vier-
telstündliche Einspeisung“ ersetzt und wer-
den vor den Wörtern „vollständig veräußern“ 
die Wörter „vorbehaltlich abweichender 
Vorgaben in § 5“ eingefügt. 

 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „stündli-
chen“ durch das Wort „viertelstündlichen“ 
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und das Wort „Spotmarkt“ durch das Wort 
„Intraday-Markt“ ersetzt und werden vor 
dem Wort „Folgetages“ die Wörter „laufen-
den Tages oder des“ eingefügt. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 wird das Wort „Spotmarkt“ 
durch das Wort „Intraday-Markt“ er-
setzt. 

 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt: 

 

„Gebote nach Satz 1 können preislimi-
tiert eingestellt werden.“ 

 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t  

a) In Nummer 1 wird das Wort „stündlicher“ 
durch das Wort „viertelstündlicher“ und wer-
den die Wörter „bis 18 Uhr desselben Tages“ 
durch die Wörter „am Tag vor dem Liefertag 
bis 18 Uhr“ ersetzt. 

 

b) In Nummer 3 werden die Wörter „bis 18 Uhr 
desselben Tages“ durch die Wörter „am Lie-
fertag bis 18 Uhr“ ersetzt. 

 

c) In den Nummern 4 und 5 wird jeweils das 
Wort „Folgetag“ durch die Wörter „Tag nach 
dem Liefertag“ ersetzt. 

 

d) In Nummer 7 werden die Wörter „§ 72 Ab-
satz 1 Nummer 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes“ durch die Wörter „§ 50 Nummer 2 
Buchstabe a des Energiefinanzierungsgeset-
zes“ ersetzt. 

 

3. Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt: 3. Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt: 

„§ 4a „§ 4a 

Ermittlung der voraussichtlichen Strommengen 
aus fernsteuerbaren Anlagen 

Ermittlung der voraussichtlichen Strommengen 
aus fernsteuerbaren Anlagen 

(1) Die Übertragungsnetzbetreiber ermit-
teln in ihrer Prognose, die der Veräußerung nach 
§ 2 Absatz 2 zugrunde liegt, diejenigen Strom-
mengen, die voraussichtlich in jeder Viertelstunde 
des Folgetages von fernsteuerbaren Anlagen ein-
gespeist werden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Fernsteuerbare Anlagen nach Absatz 1 
sind Anlagen, die 

(2) Fernsteuerbare Anlagen im Sinne des 
Absatzes 1 sind Anlagen, die 

1. nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes zu vergütenden 
Strom erzeugen und 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. mit technischen Einrichtungen ausgestattet 
sind, über die der Netzbetreiber 

2. u n v e r ä n d e r t  

a) in viertelstündlicher Auflösung die Ist-
Einspeisung abrufen kann und 

 

b) die Einspeiseleistung vollständig oder, 
sobald jeweils die technische Möglich-
keit besteht, stufenweise oder stufenlos 
ferngesteuert regeln kann. 

 

Die Anforderung nach Satz 1 Nummer 2 muss 
durch vorherige Abrufe, die auch testweise erfol-
gen können, sichergestellt werden. 

Die Anforderung nach Satz 1 Nummer 2 muss 
durch vorherige Abrufe, die auch testweise erfol-
gen können, sichergestellt werden. 

(3) Als fernsteuerbare Anlagen nach Ab-
satz 2 gelten auch sonstige Anlagen nach Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1, die die Anforderung nach Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 nicht vollständig erfüllen, 
wenn der Übertragungsnetzbetreiber gegenüber 
der Bundesnetzagentur schriftlich oder in elektro-
nischer Form erklärt, dass solche Anlagen als 
fernsteuerbare Anlagen gelten sollen. Der Über-
tragungsnetzbetreiber kann Vereinbarungen mit 
Betreibern von Anlagen oder mit Dritten schlie-
ßen, wenn dies erforderlich ist, um Anlagen in ei-
ner Erklärung nach Satz 1 berücksichtigen zu 
können. Vereinbarungen nach Satz 2 sind der 
Bundesnetzagentur auf Verlangen jederzeit vor-
zulegen. Macht der Übertragungsnetzbetreiber 
von der Erklärung nach Satz 1 keinen Gebrauch, 
legt er der Bundesnetzagentur erstmals zum 1. Ja-
nuar 2026 und danach jährlich zum 1. Januar ei-
nen Bericht vor, in dem die Hemmnisse darge-
stellt werden, die einer Erklärung nach Satz 1 ent-
gegenstehen. In dem Bericht sind konkrete Hand-
lungsoptionen zur Überwindung der identifizier-
ten Hemmnisse sowie Maßnahmen und Zeitpläne 
zur Umsetzung darzustellen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die durch Absatz 3 entstehenden ange-
messenen Kosten gelten als Ausgaben im Sinn der 
Anlage 1 Nummer 5.2 zum Energiefinanzie-
rungsgesetz. Sie können nur dann in den EEG-Fi-
nanzierungsbedarf einkalkuliert werden, wenn die 
in Absatz 3 enthaltenen Vorschriften und Bestim-
mungen und die in Aufsichtsmaßnahmen der Bun-

(4) u n v e r ä n d e r t  
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desnetzagentur enthaltenen Maßgaben eingehal-
ten wurden.“ 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 4. § 5 wird wie folgt geändert: 

 a) In der Überschrift werden die Wörter „in 
Ausnahmefällen“ gestrichen. 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: b) u n v e r ä n d e r t  

„(1) Der Übertragungsnetzbetreiber hat 
abweichend von § 2 Absatz 2 die nach aktu-
eller Prognose vorhergesagte viertelstündli-
che Einspeisung von Strommengen aus fern-
steuerbaren Anlagen über eine marktgekop-
pelte Auktion vollständig zu preislimitierten 
Geboten am Day-Ahead-Markt einer Strom-
börse nach Maßgabe des Absatzes 2 anzubie-
ten.“ 

 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: c) u n v e r ä n d e r t  

aa) Satz 1 wird aufgehoben.  

bb) In dem neuen Satz 1 werden vor den 
Wörtern „zu veräußernde Strommenge“ 
die Wörter „nach Absatz 1“ eingefügt. 

 

cc) In dem neuen Satz 2 wird die Angabe 
„-350“ durch die Angabe „-200“ und 
die Angabe „-150“ durch die Angabe 
„-100“ ersetzt. 

 

dd) In dem neuen Satz 5 wird die Angabe 
„Satz 7“ durch die Angabe „Satz 6“ er-
setzt. 

 

ee) Der neue Satz 6 wird wie folgt geän-
dert: 

 

aaa) Nummer 1 wird aufgehoben.  

bbb) Nummer 2 wird Nummer 1 
und nach dem Wort „Tranche“ 
werden die Wörter „, für die er 
nach Absatz 1 preislimitierte 
Gebote am Day-Ahead-Markt 
abgegeben hat,“ eingefügt. 

 

ccc) Nummer 3 wird Nummer 2 
und wird wie folgt gefasst: 

 

„2. am Day-Ahead-Markt 
unverkauft gebliebene 
Strommengen, je Tran-
che, für die er nach Ab-
satz 1 preislimitierte Ge-
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bote am Day-Ahead-
Markt abgegeben hat.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: d) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Wird im Fall von preislimitierten 
Angeboten nach Absatz 1 die nach § 2 Ab-
satz 2 zu vermarktende Strommenge aus 
fernsteuerbaren Anlagen nicht oder nicht 
vollständig veräußert, veranlasst der Über-
tragungsnetzbetreiber die Reduzierung der 
Wirkleistungseinspeisung von fernsteuerba-
ren Anlagen in Höhe der nicht veräußerten 
Strommenge. Für die Reduzierung der 
Wirkleistungseinspeisung nach Satz 1 sind 
die Bestimmungen nach den §§ 13a und 14 
Absatz 1c des Energiewirtschaftsgesetzes 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass weder 
ein bilanzieller Ausgleich noch ein bilanziel-
ler Ersatz erfolgt. Satz 2 ist nicht anzuwen-
den auf Anlagen, die unter die Regelung des 
§ 51 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes fallen. Der Über-
tragungsnetzbetreiber ist verpflichtet, gleich-
zeitig mit der Bekanntgabe nach Absatz 2 
Satz 6 auf seiner Internetseite bekannt zu ge-
ben, für welche Viertelstunden und für wel-
che Strommengen in der jeweiligen Viertel-
stunde er die Reduzierung der Einspeiseleis-
tung veranlasst hat.“ 

„(3) Wird im Fall von preislimitierten 
Angeboten nach Absatz 1 die nach § 2 Ab-
satz 2 zu vermarktende Strommenge aus 
fernsteuerbaren Anlagen nicht oder nicht 
vollständig veräußert, veranlasst der Über-
tragungsnetzbetreiber die Reduzierung der 
Wirkleistungseinspeisung von fernsteuerba-
ren Anlagen in Höhe der nicht veräußerten 
Strommenge. Für die Reduzierung der 
Wirkleistungseinspeisung nach Satz 1 sind 
die §§ 13a und 14 Absatz 1c des Energie-
wirtschaftsgesetzes entsprechend anzu-
wenden mit der Maßgabe, dass weder ein bi-
lanzieller Ausgleich noch ein bilanzieller Er-
satz erfolgt und für Anlagen, die unter die 
Regelung des § 51 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
fallen, auch kein finanzieller Ausgleich er-
folgt. Der Übertragungsnetzbetreiber ist ver-
pflichtet, gleichzeitig mit der Bekanntgabe 
nach Absatz 2 Satz 6 auf seiner Internetseite 
bekannt zu geben, für welche Viertelstunden 
und für welche Strommengen in der jeweili-
gen Viertelstunde er die Reduzierung der 
Einspeiseleistung veranlasst hat.“ 

d) Absatz 4 wird aufgehoben. e) u n v e r ä n d e r t  

e) Absatz 5 wird Absatz 4 und in Satz 1 wird 
die Angabe „Absatz 4“ durch die Angabe 
„Absatz 3“ und werden die Wörter „Kosten 
für den untertägigen Ausgleich im Sinn der 
Anlage 1 Nummer 5.3 des Energiefinanzie-
rungsgesetzes“ durch die Wörter „Ausgaben 
im Sinn der Anlage 1 Nummer 5.2 zum 
Energiefinanzierungsgesetz“ ersetzt. 

f) u n v e r ä n d e r t  

Artikel 6 Artikel 6 

Änderung der Innovationsausschreibungsver-
ordnung 

Änderung der Innovationsausschreibungsver-
ordnung 

Die Innovationsausschreibungsverordnung vom 
20. Januar 2020 (BGBl. I S. 106), die zuletzt durch Ar-
tikel 8 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2512) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Die Innovationsausschreibungsverordnung vom 
20. Januar 2020 (BGBl. I S. 106), die zuletzt durch Ar-
tikel 8 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2512) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses 

1. In § 9 werden die Wörter „Wert der Stundenkon-
trakte für die Preiszone für Deutschland am Spot-
markt der Strombörse in der vortägigen Auktion“ 
durch die Wörter „Spotmarktpreis nach § 3 Num-
mer 42a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ er-
setzt. 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. § 19 wird wie folgt geändert: 2. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und wird wie 
folgt gefasst: 

 „(1) Für Anlagen, deren Zuschläge in 
einem Zuschlagsverfahren eines Gebots-
termins vor dem 1. Dezember 2022 ermit-
telt worden sind, ist diese Verordnung in 
der am 28. Juli 2022 geltenden Fassung 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass für 
die Verringerung der fixen Marktprämie 
Absatz 2 Satz 2 entsprechend anzuwen-
den ist.“ 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: b) u n v e r ä n d e r t  

„(2) Für Anlagen, deren Zuschläge in 
einem Zuschlagsverfahren eines Gebotster-
mins nach dem 30. November 2022 und vor 
dem … [einsetzen: Datum des Tages des In-
krafttretens nach Artikel 9 Absatz 1 dieses 
Gesetzes] ermittelt worden sind, ist § 9 in der 
am … [einsetzen: Datum des Tages vor dem 
Tag des Inkrafttretens nach Artikel 9 Ab-
satz 1 dieses Gesetzes] geltenden Fassung 
mit der Maßgabe nach Satz 2 anzuwenden. 
Ab dem Tag, an dem die Strombörsen erst-
mals in der vortägigen Auktion am Day-
Ahead-Markt Stromviertelstundenkontrakte 
der Kopplung der Orderbücher zugrunde le-
gen, verringert sich der anzulegende Wert für 
eine Kalenderstunde auf null, wenn in dieser 
Kalenderstunde das arithmetische Mittel aus 
den für die Viertelstunden dieser Kalender-
stunde ermittelten Spotmarktpreisen nach 
§ 3 Nummer 42a des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes negativ ist.“ 
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Artikel 7 Artikel 7 

Änderung des Kohleverstromungsbeendigungs-
gesetzes 

u n v e r ä n d e r t  

Das Kohleverstromungsbeendigungsgesetz vom 
8. August 2020 (BGBl. I S. 1818), das zuletzt durch 
Artikel 14 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 405) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 
§ 66 folgende Angabe eingefügt: 

 

„§ 67 Übergangsbestimmung“.  

2. § 12 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:  

a) In Nummer 6 Buchstabe b wird der Punkt am 
Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

 

b) In Nummer 7 wird das Wort „und“ am Ende 
durch einen Punkt ersetzt. 

 

c) Nummer 8 wird aufgehoben.  

3. In § 14 Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „bis 8“ 
durch die Angabe „bis 7“ ersetzt. 

 

4. § 26 Absatz 4 wird aufgehoben.  

5. Nach § 66 wird folgender § 67 eingefügt:  

„§ 67 

 

Übergangsbestimmung  

Für Anlagen, deren Umrüstung ein Betreiber 
eines Übertragungsnetzes mit Regelzonenverant-
wortung vor dem …[einsetzen: Datum des Tages 
des Inkrafttretens nach Artikel 9 Absatz 1 dieses 
Gesetzes] nach § 26 Absatz 4 verlangt hat, sind 
§ 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8, § 14 Absatz 3 
Satz 1 und § 26 Absatz 4 in der bis zum Ablauf 
des … [einsetzen: Datum des Tages vor dem In-
krafttreten nach Artikel 9 Absatz 1 dieses Geset-
zes] geltenden Fassung anzuwenden.“ 
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Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses 

Artikel 8 Artikel 8 

Änderung des Energiefinanzierungsgesetzes Änderung des Energiefinanzierungsgesetzes 

Das Energiefinanzierungsgesetz vom 20. Juli 
2022 (BGBl. I S. 1237, 1272), das zuletzt durch Artikel 
11 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBl. I 2024 I Nr. 
151) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Das Energiefinanzierungsgesetz vom 20. Juli 
2022 (BGBl. I S. 1237, 1272), das zuletzt durch Artikel 
11 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 
151) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 21 wird wie folgt geändert: 1. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 Nummer 3 
wird jeweils das Wort „mit“ durch das Wort 
„in“ ersetzt. 

 

b) Absatz 4 Satz 3 und 4 wird durch die folgen-
den Sätze ersetzt: 

 

„Die Strommenge, die im Sinn des Absatzes 
1 Satz 1 zum Zweck der Zwischenspeiche-
rung dem Netz entnommen wird, ist nach 
den folgenden Maßgaben zu bestimmen: 

 

1. sie ist für jedes 15-Minuten-Intervall 
anhand der tatsächlichen Netzentnahme 
und des zeitgleichen tatsächlichen Spei-
cherverbrauchs zu ermitteln, 

 

2. sie entspricht dem niedrigeren Wert aus 
der tatsächlichen Netzentnahmemenge 
und dem zeitgleichen tatsächlichen 
Speicherverbrauch in dem 15-Minuten-
Intervall und 

 

3. eine mess- und eichrechtskonforme 
Messung der Netzentnahme und des 
Speicherverbrauchs bezogen auf jedes 
15-Minuten-Intervall ist nur erforder-
lich, wenn nicht schon anderweitig si-
chergestellt ist, dass Strom in der Höhe 
des niedrigeren Wertes nach Nummer 2 
bezogen auf jedes 15-Minuten-Intervall 
in Ansatz gebracht wird. 

 

Die Strommenge, die im Sinn des Absatzes 
1 Satz 1 in dem Stromspeicher erzeugt in ein 
Netz eingespeist wird, ist nach den folgenden 
Maßgaben zu bestimmen: 

 

1. sie ist für jedes 15-Minuten-Intervall 
anhand der tatsächlichen Netzeinspei-
sung und der zeitgleichen tatsächlichen 
Speichererzeugung zu ermitteln, 
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Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses 

2. sie entspricht dem niedrigeren Wert aus 
der tatsächlichen Netzeinspeisemenge 
und der zeitgleichen tatsächlichen Spei-
chererzeugung in dem 15-Minuten-In-
tervall und 

 

3. eine mess- und eichrechtskonforme 
Messung der Netzeinspeisung und der 
Speichererzeugung bezogen auf jedes 
15-Minuten-Intervall ist nur erforder-
lich, wenn nicht schon anderweitig si-
chergestellt ist, dass Strom in der Höhe 
des niedrigeren Wertes nach Nummer 2 
bezogen auf jedes 15-Minuten-Intervall 
in Ansatz gebracht wird. 

 

§ 46 Absatz 2 bis 5 ist nicht anzuwenden.“  

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a ein-
gefügt: 

 

„(4a) In Kalenderjahren, in denen für 
den ins Netz eingespeisten Strom ein Zah-
lungsanspruch nach der Pauschaloption nach 
§ 19 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 und Ab-
satz 3c in Verbindung mit § 19 Absatz 1 
Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes geltend gemacht wird, verringert sich der 
Anspruch auf Zahlung der Umlagen für die 
Netzentnahme auf Strom abweichend von 
den Absätzen 1 bis 4 in dem Umfang auf 
null, in dem für die an dieser Einspeisestelle 
eingespeiste Strommenge kein Anspruch 
nach § 19 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 und 
Absatz 3c in Verbindung mit § 19 Absatz 1 
Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes besteht, höchstens jedoch für die in dem 
Kalenderjahr aus dem Netz entnommene 
Strommenge.“ 

 

2. § 62 Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 2. § 62 Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

a) In dem Satzteil vor Buchstabe a werden die 
Wörter „Voraussetzungen der Befreiung von 
Stromspeichern von einer Doppelbelastung 
mit Umlagen nach § 21 Absatz 1, 2 und 4 
und zu den insoweit nach § 21 Absatz 1“ 
durch die Wörter „Voraussetzungen der Ver-
ringerung der Umlagen nach § 21 und zu den 
insoweit“ ersetzt. 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) In Buchstabe b wird das Wort „und“ durch 
ein Komma ersetzt. 

b) u n v e r ä n d e r t  
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Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses 

c) In Buchstabe c wird nach dem Komma am 
Ende das Wort „und“ angefügt. 

c) u n v e r ä n d e r t  

d) Folgender Buchstabe d wird angefügt: d) Folgender Buchstabe d wird angefügt: 

„d) zu den Bedingungen für eine Anwen-
dung von § 21 Absatz 4a für den Fall, 
dass die Inbetriebnahme oder ein 
Wechsel in die Pauschaloption nach 
§ 19 Absatz 3c des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes innerhalb eines Kalen-
derjahres erfolgt,“. 

„d) zu den Bedingungen für eine Anwen-
dung von § 21 Absatz 4a für den Fall, 
dass die Inbetriebnahme des Strom-
speichers oder ein Wechsel in die Pau-
schaloption nach § 19 Absatz 3c des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes wäh-
rend des laufenden Kalenderjahres 
erfolgt,“. 

Artikel 9 Artikel 9 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absat-
zes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absat-
zes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 3 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2025 in Kraft. 

(2) Artikel 3 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2025 in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Ingrid Nestle 

A. Allgemeiner Teil 

I. Überweisung 

Der Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 20/14235 wurde in 
der 208. Sitzung des Deutschen Bundestages am 20. Dezember 2024 an den Ausschuss für Klimaschutz und Ener-
gie zur federführenden Beratung sowie an den Finanzausschuss, den Haushaltsausschuss, den Wirtschaftsaus-
schuss sowie den Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz zur Mitbera-
tung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Der Gesetzentwurf soll Vorsorge für Zeiten temporärer Erzeugungsüberschüsse treffen. Der mangelnden Flexi-
bilität sowohl des Angebots als auch der Nachfrage soll durch zusätzliche Flexibilisierungsanreize wirksam be-
gegnet werden. Insbesondere wird im EEG die Direktvermarktung ausgeweitet und entbürokratisiert. Die Rege-
lungen zur Vergütung von EE-Anlagen in Zeiten negativer Preise werden angepasst. Steuerbarkeitsanforderungen 
werden ausgeweitet. Durch eine gestärkte Marktintegration und ein intelligentes Stromsystem durch mehr Digi-
talisierung soll der Weg frei gemacht werden, das Ziel eines Anteils von 80 Prozent erneuerbaren Energien am 
Bruttostromverbrauch im Jahr 2030 sicher und bezahlbar erreichen zu können. Zudem werden Regelungen im 
Bereich des Netzanschlusses, insbesondere zu flexiblen Netzanschlussvereinbarungen aufgenommen. Die für das 
Jahr 2025 vorgesehene Umstellung der an den Strombörsen in den vortägigen Auktionen am Day-Ahead-Markt 
gehandelten Stromprodukte wird nachvollzogen. 

Vor der Durchführung der öffentlichen Anhörung von Sachverständigen wurde zu dem Gesetzentwurf ein Ände-
rungsantrag der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorgelegt [Ausschussdrucksache 20(25)745]. 
Der Änderungsantrag enthielt Regelungen zu systematischen Änderungen im Energiefinanzierungsgesetz, die da-
rauf abzielen, das Finanzierungssystem für den Ausbau der erneuerbaren Energien nach dem EEG nachvollzieh-
barer und praxistauglicher zu gestalten. Insbesondere sollen die Ermittlung des Finanzierungsbedarfs und die Er-
mittlung des Jahresausgleichsanspruchs stärker voneinander abgegrenzt und der Jahresausgleichsanspruch zu-
künftig auf den Ausgleich des Saldos des EEG-Kontos der Übertragungsnetzbetreiber gerichtet werden. Darüber 
hinaus soll die De-Minimis-Ausnahme von entflechtungsrechtlichen Vorgaben für Ladesäulen verlängert werden. 

Der endgültige Änderungsantrag [Ausschussdrucksache 20(25)789] enthielt neben den Regelungen zur Verlän-
gerung der De-Minimis-Ausnahme von entflechtungsrechtlichen Vorgaben für Ladesäulen nur noch redaktionelle 
Korrekturen. 

III. Öffentliche Anhörung von Sachverständigen 

Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie hat in seiner 129. Sitzung am 20. Dezember 2024 einstimmig die 
Durchführung einer öffentlichen Anhörung beschlossen, die in der 131. Sitzung am 15. Januar 2025 zusammen 
mit den Anhörungen zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesbedarfsplangesetzes (BT-Druck-
sache 20/14242) und dem Entwurf eines Gesetzes für einen Zuschuss zu den Übertragungsnetzkosten im Jahr 
2025 (BT-Drucksache 20/14026) stattfand. 

Folgende Sachverständige haben an der Anhörung teilgenommen: 

 Nadine Bethge, Stellvertretende Leiterin Energie und Klimaschutz beim Deutsche Umwelthilfe e. V.; 

 Tetiana Chuvilina, Head of Political Affairs and Community Relations bei der TenneT TSO GmbH; 
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 Andrees Gentzsch, Mitglied der Hauptgeschäftsführung beim Bundesverband der Energie- und Wasser-
wirtschaft e. V. (BDEW); 

 Prof. Dr. Lion Hirth, Professor für Energiepolitik, Hertie School, Centre for Sustainability; 

 Stefan Kapferer, Vorsitzender der Geschäftsführung der 50Hertz Transmission GmbH; 

 Dr. Andreas Kießling, Leiter Vorstandsbüro & Politik der Bayernwerk AG; 

 Carsten Körnig, Hauptgeschäftsführer beim Bundesverband Solarwirtschaft e. V. (BSW); 

 Prof. Dr. Thorsten Müller, Wissenschaftlicher Leiter bei der Stiftung Umweltenergierecht; 

 Dr. Carsten Rolle, Abteilungsleiter Energie- und Klimapolitik beim Bundesverband der Deutschen In-
dustrie e. V. (BDI); 

 Dr. Matthias Stark, Abteilungsleiter Erneuerbare Energiesysteme beim Bundesverband Erneuerbare 
Energie e. V. (BEE). 

Die Ergebnisse der öffentlichen Anhörung sind in die Ausschussberatung eingegangen. Das Protokoll und die 
Aufzeichnung der Anhörung sowie die eingereichten schriftlichen Stellungnahmen [Ausschussdrucksa-
chen 20(25)753, 20(25)758, 20(25)761, 20(25)763, 20(25)771, 20(25)772, 20(25)778 und 20(25)780] wurden der 
Öffentlichkeit über die Homepage des Deutschen Bundestages zugänglich gemacht. 

IV. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 20/14235 in seiner 113. Sitzung am 29. Januar 2025 
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktion der AfD und der Gruppe Die Linke bei Stimmenthaltung der Fraktion der FDP und bei 
Abwesenheit der Gruppe BSW dessen Annahme. 

Der Haushaltsausschuss hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 20/14235 in seiner 99. Sitzung am 29. Januar 
2025 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktionen FDP, AfD und der Gruppe Die Linke bei Abwesenheit der Gruppe BSW dessen 
Annahme in geänderter Fassung. 

Der Wirtschaftsausschuss hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 20/14235 in seiner 90. Sitzung am 29. Januar 
2025 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktionen der FDP, AfD und der Gruppe Die Linke dessen Annahme in geänderter Fas-
sung. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz hat den Gesetzentwurf 
auf Drucksache 20/14235 in seiner 90. Sitzung am 29. Januar 2025 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, CDU/CSU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der FDP, AfD 
und der Gruppe BSW bei Abwesenheit der Gruppe Die Linke dessen Annahme in geänderter Fassung. 

V. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie hat zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 20/14235 sowie zu dem vorgelegten Änderungsantrag auf Ausschuss-
drucksache 20(25)745 in seiner 129. Sitzung am 20. Dezember 2024 einstimmig die Durchführung einer öffent-
lichen Anhörung beschlossen, die in der 131. Sitzung am 15. Januar 2025 stattfand. 

Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie hat den Gesetzentwurf in seiner 134. Sitzung am 29. Januar 2025 
abschließend beraten. 

Die Fraktionen der SPD, CDU/CSU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN brachten auf Ausschussdrucksache 
20(25)789 einen überarbeiteten Änderungsantrag zum Gesetzentwurf auf Drucksache 20/14235 ein. In den 
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134. Sitzung am 29. Januar 2025 wurde der Änderungsantrag durch die antragstellenden Fraktionen mündlich 
dahingehend geändert, dass in Artikel 4, Nummer 13, in § 52a Absatz 3 Satz 1 EEG die Worte „durch den Anla-
genbetreiber vorgenommene“ gestrichen wurden. 

Die Fraktion der SPD wies darauf hin, dass man sich durch den schnellen Ausbau der erneuerbaren Energien 
Gedanken machen müsse, wie das Stromsystem für 100 Prozent erneuerbare Energien umgestellt werden müsse. 
Da sehe man noch Probleme und Herausforderungen. Batteriespeicher würden eine große Rolle spielen, weshalb 
es dafür Erleichterungen und Anreize im Gesetzentwurf gebe. Ein Anreiz sei die Einschränkung der Vergütung 
bei negativen Preisen. Es sei eine angemessene Lösung gefunden worden, die gleichzeitig den Kompensations-
mechanismus verbessere. Diese Regelungen würden Verlässlichkeit und Investitionssicherheit für die erneuerba-
ren Energien schaffen. Bei der Steuerbarkeit und der Digitalisierung müsse man aber noch vorankommen. Die 
Regelungen dazu seien ein erster Schritt. Weitere Regelungen müssten in der nächsten Legislaturperiode aber 
noch folgen. 

Die Fraktion der CDU/CSU führte aus, dass die Vermeidung von Erzeugungsüberschüssen ein wichtiger Schritt 
für die Integration von erneuerbaren Energien sei, da die Belastungen des Stromnetzes und die EEG-Kosten stei-
gen würden. Die Fehler beim Smart-Meter-Rollout würden nun ausgebessert. Die Sachverständigen in der Anhö-
rung seien sich einig gewesen, dass diese Mini-EnWG-Novelle jetzt noch umgesetzt werden müsse. Eine neue 
Regierung müsse aber noch nacharbeiten. Die Fraktion teile die Sicherheitsbedenken zu einer potenziell unsiche-
ren Fernsteuerung von Wechselrichtern über eine Cloud der Hersteller und zu einem direkten Zugriff nicht ver-
trauenswürdiger Hersteller auf eine große Zahl von Geräten im europäischen Verbundnetz. Die alte fossile Ener-
gieabhängigkeit von Russland dürfe sich nicht umwandeln in eine regenerative Energieabhängigkeit von China. 
Die Fraktion habe die Erwartung, dass das BMWK keine Verordnung erlasse, die das bestehende Problem des 
Einflusses Chinas noch verschärfe. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erläuterte, dass der endgültige Änderungsantrag nur eine Neuerung 
beinhalte, nämlich die Verlängerung der De-Minimis-Ausnahme von entflechtungsrechtlichen Vorgaben für La-
desäulen. Die im ersten Änderungsantrag enthaltenen Regelungen zur Änderung des Energiefinanzierungsgeset-
zes seien nicht übernommen worden. Die mündliche Änderung erfolge aufgrund einer Redundanz in dem betref-
fenden Satz, da der Anlagenbetreiber doppelt genannt werde, obwohl eine Nennung ausreiche. Den Einfluss Chi-
nas müsse man scharf im Blick behalten, durch diesen Gesetzentwurf würden aber keine zusätzlichen Probleme 
aufgeworfen. Der Gesetzentwurf verbessere Umgang mit Erzeugungsspitzen aus Solar sowie die Möglichkeit, 
neue und existierende Speicher für die Systemstabilität zu nutzen. 

Die Fraktion der FDP kritisierte, dass der Gesetzentwurf maßgebliche Regelungen aus dem im letzten Sommer 
vorgelegten Regierungsentwurf nicht mehr enthalten beziehungsweise stark abgeschwächt worden seien. Die 
Nichtausweitung der Direktvermarktung auf kleinere Anlagen beinhalte einen krassen Fehlanreiz, der durch die 
Einführung der 7-kW-Grenze verschärft werde. Die Grenze trage nicht zum Ziel bei, da die Menschen sich für 
kleinere Anlagen entscheiden würden. Es gebe zu geringe Anreize für den Speicherausbau, der dringend erfor-
derlich sei, um Strompreisspitzen abzufedern. Speicher würden dies in den Griff bekommen. Für Bestandsanlage 
gebe es gar keinen Anreiz. Die drei antragsstellenden Fraktionen hätten nicht erklären können, warum diese Teile, 
die schon in einem Gesetzentwurf der Regierung enthalten gewesen seien, nicht Teil der jetzt vorliegenden Eini-
gung seien. 

Die Fraktion der AfD war der Auffassung, dass die erneute Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes ein Zei-
chen dafür sei, dass die Energiepolitik der Regierung nicht funktioniere. Im Monatsrhythmus müsse nachjustiert 
werden. Betreiber von Steinkohle- und Braunkohleanlagen sollen verpflichtet werden können, Anlagen zur Be-
reitstellung von Blindleistung umzurüsten. Blindleistung sei ein unerwünschter Nebeneffekt, der Energie ver-
nichte und zu zusätzlichen Kosten führe. Der Grund für diese Regelung sei, weil die Energieerzeugung dem Zufall 
überlassen werde. Die Fraktion glaube nicht, mit dieser Art der Energieerzeugung preiswerte und zuverlässige 
Energie erzeugen zu können. Großspeicher gebe es nicht in ausreichender Form. Die Speicher seien die Summe 
aller Kleinspeicher, die im privaten Besitz seien. Mit dem Gesetz werde quasi die Enteignung der Besitzer von 
Wallboxen vorbereitet, da den Leuten nicht mehr garantiert werden könne, dass sie Montagmorgen noch genug 
Strom in ihren Wallboxen hätten. Diese Leute würden dann von den Notwendigkeiten des Stromnetzes abhängig 
sein. 

Die Gruppe Die Linke sagte, dass die temporären Erzeugungsüberschüsse schon bei der Verabschiedung des 
PV-Paketes 2 absehbar gewesen seien. Darauf habe Die Linke schon damals hingewiesen. Es fehle die Möglich-
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keit, die Spitzenkappung bei der Neuinstallation von Anlagen mehr zu nutzen. Die Kosten für die Individualisie-
rung der Erzeugung würden über die Regionalnetzverteiler der Allgemeinheit aufgebürdet. Die einen profitierten 
und die Allgemeinheit bezahle die Kosten für die Integration. Es sei auch der falsche Lösungsweg, dass Netz 
zellular verwalten zu wollen, ohne es zellular angelegt zu haben. Die Probleme hätten mit einer Gebotszonentren-
nung oder mit Maßnahmen für ausreichende Verknüpfungspunkte zwischen Regional- und Übertragungsnetzen 
gelöst werden können. Der Ausbau der Übertragungsnetze diene dem Stromtransport von großen Mengen und 
bringe den Übertragungsnetzbetreibern mehr Geld, er verbessere aber nicht der Integration der regional erzeugten 
erneuerbaren Energien. 

Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der FDP, AfD und der Gruppe Die Linke die 
Annahme des mündlich geänderten Änderungsantrags auf Ausschussdrucksache 20(25)789. 

Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der FDP, AfD und der Gruppe Die Linke, die 
Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache 20/14235 in geänderter Fassung zu empfehlen. 

B. Besonderer Teil 

Die nachfolgende Begründung enthält lediglich Erläuterungen für die vom Ausschuss für Klimaschutz und Ener-
gie empfohlenen Änderungen gegenüber der ursprünglichen Fassung des Gesetzentwurfs. Soweit der Ausschuss 
die unveränderte Annahme des Gesetzentwurfs empfiehlt, wird auf die Begründung in Drucksache 20/14235 ver-
wiesen. 

Im Folgenden werden ausschließlich Ausführungen zur inhaltlichen Änderung betreffend die Verlängerung der 
De-minimis-Ausnahme zu entflechtungsrechtlichen Vorgaben für Ladesäulen und erläuternd zu drei umfangrei-
cheren redaktionellen Korrekturen gemacht.  

Im Übrigen handelt es sich bei den Änderungen um redaktionelle Korrekturen, Korrekturen von Verweisfehlern 
und Ungenauigkeiten oder Verbesserungen zugunsten der Normenklarheit. 

Zu Artikel 1 (Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes) 

Zu § 118 EnWG 

Es hat sich in der Praxis gezeigt, dass die Umsetzung des § 7c bei Betreibern von Elektrizitätsverteilernetzen, die 
unter die De-minimis-Ausnahme des § 7 Absatz 2 Satz 1 fallen, technisch komplexer sein kann als bei Verteiler-
netzbetreibern, die nach § 7 Absatz 1 bereits von den vertrieblichen Tätigkeiten eines Energieversorgers gesell-
schaftsrechtlich entflochten sind. Im letzten Falle können gesellschaftsrechtlich zu entflechtende Ladesäulen re-
gelmäßig den vertrieblichen Aktivitäten innerhalb eines Konzerns zugeordnet werden. Vor diesem Hintergrund 
sollen unter dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit für Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen, die von 
§ 7 Absatz 2 Satz 1 erfasst sind, die Fristen der Sätze 1 und 2 auf den 31. Dezember 2026 verlängert werden. 
Damit soll verhindert werden, dass ein Abbau von öffentlichen Ladesäulen den aktuell stockenden Aufbau von 
Ladeinfrastruktur verschärft. 

Zu Artikel 4 (Weitere Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes) 

Zu § 100 EEG 2023 

Mit der Streichung der bisher vorgesehenen Änderung in § 100 Absatz 3a Satz 3 EEG 2023 wird ein Redakti-
onsversehen beseitigt. Die bisherige Änderung bezog sich auf eine im Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Än-
derung des Energiewirtschaftsrechts im Bereich der Endkundenmärkte, des Netzausbaus und der Netzregulierung 
(Drucksache 20/14199) vorgesehene Änderung der §§ 8 ff. EEG 2023, die im vorliegenden Gesetz nicht in ent-
sprechender Form nachvollzogen wurde. Die bislang vorgesehene Änderung von Satz 3 wäre daher gegenstands-
los. 
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Zu Artikel 6 (Änderung der Innovationsausschreibungsverordnung) 

Zu § 19 InnAusV 

Mit der Neufassung des bisherigen Wortlauts des § 19 InnAusV, der hier zu § 19 Absatz 1 InnAusV (neu) wird, 
wird für Bestandsanlagen, auf die die InnAusV in der Fassung vom 28. Juli 2022 anzuwenden ist, eine systema-
tisch notwendige Übergangsregelung infolge der Umstellung auf Viertelstundenprodukte als offizielle am Day-
Ahead-Markt gehandelte Stromprodukte nachgezogen. Eine solche fehlte im bisherigen Entwurf, sodass anderen-
falls unklar gewesen wäre, wie die nach § 9 InnAusV a.F. vom 28. Juli 2022 maßgeblichen Zeiträume mit nega-
tiven Preisen (dort noch Bezugnahme auf Stundenkontrakte) zukünftig auf Basis der Viertelstundenkontrakte zu 
ermitteln gewesen wären. Insoweit wird nun die bereits nach § 19 Absatz 2 InnAusV (neu) vorgesehene Umrech-
nungslogik für entsprechend anwendbar erklärt. 

Berlin, den 29. Januar 2025 

Dr. Ingrid Nestle 
Berichterstatterin 
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